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gesetzt waren , gestattete, ihren Familien in Hungergebie ten Lebensmittel-
pakete zu schicken. D e r Rat für Verteidigung hat te die Zent ra le Kommission
für die Lebensmittelversorgung der Roten Armee beauftragt , den Entwurf
einer detaillierten Instruktion zur Verwirkl ichung dieses Beschlusses auszuar -
beiten und bis spätestens 1. Juni vorzulegen. Der Entwurf der Instruktion
wurde v o m Rat für Verteidigung a m 2 3 . Juli 1919 bestätigt. 723

137 Das Reiterkorps M a m o n t o w s w a r von Denikin zu einem Schlag im Hinter land
der sowjetischen T r u p p e n der Südfront eingesetzt worden . A m 10. August
1919 durchbrach die Reiterei M a m o n t o w s im Gebiet Nowochopjorsk die
Frontlinie u n d überfiel mehrere Siedlungen und Städte. Diese Überfälle brach-
ten die Sowjettruppen in eine bedrohliche Lage; sie erschwerten die Angriffs-
operat ionen und behinderten die Lenkung u n d Versorgung der T ruppen an
einigen Stellen beträchtlich. Partei und Regierung ergriffen außerordentl iche
M a ß n a h m e n z u m Kampf gegen die Reiterei Mamon tows . A m 2 3 . August ver-
hängte der Rat für Verteidigung den Kriegszustand über die Gouvernements
Rjasan, Tu la , Orjol, Woronesh , T a m b o w u n d Pensa, in denen die gesamte
Macht in den H ä n d e n der Revolutionskomitees konzentr ier t war . D e n Revo-
lutionskomitees w u r d e die Ve ran twor tung für die Organisierung der Abwehr
weißgardistischer Überfäl le u n d für die Niederschlagung konterrevolut ionärer
Aktionen übert ragen. W . I. Lenin m a ß der Zerschlagung des Mamontowschen
Reiterkorps große Bedeutung bei. D a s Korps w u r d e im Oktobe r /November
1919 vernichtet. 125

138 W . I. Lenin forderte wiederholt v o m Revolut ionären Kriegsrat der Republik,
an dessen Spitze L. D . Trotzki s tand, entschiedene M a ß n a h m e n z u m Kampf
gegen die T ruppen M a m o n t o w s zu ergreifen. A m 16. September 1919 schrieb
Lenin: „Mit M a m o n t o w Stillstand. Offenbar eine Verspä tung nach der ande -
ren. Verspäte t haben sich die T ruppen , die sich v o m Norden nach Woronesh
begeben haben. Verspäte t ha t m a n sich mit der Beförderung der 2 1 . Division
nach dem Süden. Verspäte t mit den Maschinengewehren. Verspätet mit dem
Nachrichtenwesen . . . Offenbar .befiehlt' unser Revolut ionärer Kriegsrat der
Republik, interessiert 'sich aber nicht dafür oder ist nicht imstande, darüber zu
wachen, ob das Befohlene ausgeführt mird. Wenn das allgemein
unsere Sünde ist, so ist das in der Kriegführung gleichbedeutend mit Unter-
gang." (Werke, Bd. 35, S. 396/397.) 126

139 D e r Beschlußentwurf wurde in der Sitzung des Rats der Volkskommissare a m
4. September 1919 angenommen. 127

140 Die folgende Entscheidung des Politbüros des Z K der KPR(B) w u r d e im Z u -
sammenhang mit einem Brief G. W . Tschitscherins an W . I. Lenin v o m
26. September 1919 getroffen. Tschitscherin ha t te u m Anweisungen zu folgen-
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den Fragen gebeten: 1. Kann man auch ohne Beschluß des Z K der KPR(B)
an die Arbeiter der Ententeländer den Appell richten, auf ihre Regierungen
Druck auszuüben, damit diese die Verhandlungen des Sowjetstaates mit den
baltischen Ländern über den Abschluß von Friedensverträgen nicht stören?
2. Soll man sich im Namen der Sowjetregierung mit einem neuen Friedens-
vorschlag an die Ententeländer wenden? „Das wird man als Zeichen der
Schwäche a u s l e g e n . . . " , schrieb Tschitscherin. „Dafür wird das ein1 Ansatz-
punkt für die Gegner der Intervention sein, insbesondere für die Trade -
Unions" ; 3 . Kann man die geplante Reise M. M. Litwinows in ein neutrales
Land zu Verhandlungen mit englischen Vertretern über den Austausch von
Kriegsgefangenen dazu nutzen, daß Litwinow gleichzeitig „die Frage des
Friedens zur Sprache bringt"? 4. Ist es für den Fall, daß die Mission Litwinows
mißlingt, angebracht, daß A. M. Gorki in seinem geplanten Appell an die
Weltöffentlichkeit „unsere unveränderte Friedensbereitschaft anführt und da-
bei die Regierungen der Entente darauf hinweist, daß sich der Kampf in Aus-
rottung verwandelt"? (Unterstreichung von W . I. Lenin.) „Wir würden aller-
dings einen offiziellen Friedensvorschlag bei weitem v o r z i e h e n . . . " , schrieb
Tschitscherin. (Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU, Z e n -
trales Parteiarchiv.) Z u dieser Frage siehe auch W . I. Lenin, Briefe, Bd. VI .
Dokument 87. 128

141 Z u dem Konflikt w a r es infolge einer Verordnung gekommen, mit der das
Volkskommissariat für Staatliche Kontrolle die Auflösung von 9 juristischen
Abteilungen im Obersten Volkswirtschaftsrat verfügt hatte. Wegen dieser
Verordnung reichte der -Oberste Volkswirtschaftsrat beim Kleinen Rat der
Volkskommissare eine Beschwerde über die Staatliche Kontrolle ein. De r Rat
der Volkskommissare bestätigte den Beschluß des Kleinen Rats der Volks-
kommissare zu der Beschwerde des Obersten Volkswirtschaftsrats und nahm
den von W . I. Lenin vorgelegten Entwurf am 30 . September 1919 mit einigen
Änderungen an. Hinzugefügt wurde Punkt 3 : „Das gleiche wi rd von allen
Komitees verlangt, und zwar innerhalb von zwei Wochen." Punkt 3 des
Leninschen Entwurfs wurde als Punkt 4 des Beschlusses in folgender Fassung
bestätigt: „Das Volkskommissariat für Justiz wird beauftragt, eine Unter -

• suchung darüber durchzuführen, ob die Mitglieder der juristischen Abteilungen
des Obersten Volkswirtschaftsrats wegen Bürokratismus gerichtlich zu belan-
gen sind. Bericht in einer Woche an den Kleinen Rat." (Institut für Marxis-
mus-Leninismus beim Z K der KPdSU. Zentrales Parteiarchiv.) 129

142 Die „Wünsche zur Frage des Genossenschaftswesens" schrieb W . I. Lenin im
Zusammenhang mit einer Beratung der Fraktion des Zentralverbands der
Konsumgenossenschaften und des Volkskommissariats für Ernährungswesen.
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Die Beratung wa r vom Rat de r Volkskommissare einberufen worden und fand
a m 9. Oktober 1919 unter Vorsi tz W . I. Lenins statt. 129

143 „Bednota" (Die Armut) - Tageszeitung für die Bauern, die vom 27. März
1918 bis zum 3 1 . Januar 1931 in Moskau erschien. Die Zeitung wurde auf
Beschluß des ZK der KPR(B) an Stelle der Zeitungen „Derewenskaja Bed-
nota", „Derewenskaja Prawda" und „Soldatskaja Prawda" herausgegeben. Sie
führte einen aktiven Kampf für die Festigung des Bündnisses der Arbeiter-
klasse mit der Bauernschaft, für die Organisierung der armen und Mittel-
bauern und ihren Zusammenschluß u m die Kommunistische Partei und die
Sowjetmacht.

Ab 1. Februar 1931 verschmolz die „Bednota" mit der Zeitung „Soziali-
stitscheskoje Semledelije". 130

144 Gemeint ist das a m 16. März 1919 vom Rat der Volkskommissare angenom-
mene Dekret über die Konsumkommunen. 130

145 Die afghanische Außerordentl iche Gesandtschaft mit M o h a m m e d Wal i Khan
an der Spitze traf a m 10. Oktober 1 9 1 9 in Moskau ein. A m 12. Oktober s ta t -
tete M o h a m m e d Wal i Khan in Begleitung des Obers ten Richters der afghani-
schen Armee u n d des Sekretärs der Gesandtschaft dem Volkskommissar für
Auswär t ige Angelegenheiten einen Besuch ab . D e r Gesandte w u r d e v o m ge-
samten Kollegium des Volkskommissariats empfangen. A m 14. Oktober e m p -
fing der Vorsi tzende des Rats der Volkskommissare W . I. Lenin im Beisein
von Vert re tern des Volkskommissariats für Auswärt ige Angelegenheiten den
afghanischen Gesandten. Die Unte r redung dauer te über eine halbe Stunde. 130

146 Die in dem Schreiben des Emirs A m a n Ul lah Khan berühr ten Fragen wurden
in dem v o m Vorsi tzenden des Rats der Volkskommissare W . I. Lenin unter-
zeichneten Brief der Sowjetregierung v o m 27 . November 1919 beantworte t .
131

147 Diese Ansprache hielt W . I. Lenin a m 2 4 . Oktober 1919 im H a u s der G e -
werkschaften vor kommunistischen Arbeitern aus Iwanowo-Wosnessensk , die
auf der Fahrt an die Front durch Moskau kamen. A m 3. Oktober ha t te in
Iwanowo-Wosnessensk eine Stadtparteiversammlung stattgefunden, auf der
alle Parteimitglieder aufgefordert wurden , ihre Kräfte für die Zerschlagung
der Armee Denikins einzusetzen; die Parteiorganisationen wurden verpflich-
tet, mit der Mobilisierung v o n Kommunis ten für die Front zu beginnen. A m
9. Oktober beschloß das Büro des Iwanowo-Wosnessensker Gouvernements -
komitees die allgemeine Mobilisierung der Parteimitglieder. In kurzer Zei t
wurden e twa 350 Parteimitglieder mobilisiert. A m 22. Oktober w u r d e die erste
Gruppe an die Front verabschiedet, u n d a m 24 . Oktober t rafen die mobilisier-
ten Iwanowo-Wosnessensker Kommunisten in Moskau ein. W . I. Lenin schrieb
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in einem Brief an den Revolutionären Kriegsrat der Südfront: „Ich empfehle
Ihnen nachdrücklich den Überbringer, Gen. Stepan Nasarow, einen Bolschewik,
den ich seit langem persönlich kenne.

Gemeinsam mit anderen Iwanowo-Wosnessensker Genossen hat er eine
mit Überlegung organisierte Gruppe (300 bis 500 Mann) gebildet, die viel-
seitig verwendbar ist und den Kampfgeist einer ganzen Armee zu heben ver-
mag.

Ich empfehle Ihnen die Genossen wärmstens und bitte Sie sehr, alles zu
tun, damit sie sich nicht in der Menge verlieren, sondern richtig und sorgfältig
eingesetzt werden." (Briefe, Bd. VI, Dokument 123.) 131

148 Gemeint ist die Wahlkampagne für die Wahlen zur Abgeordnetenkammer,
die im Oktober 1919 begonnen hatte. 132

149 A m 1 1 . N o v e m b e r 1919 w u r d e in der Si tzung des Rats der Volkskommissare
der En twur f eines Dekre t s über ein einheitliches O r g a n für die Forstwirtschaft
erörtert. De r Rat der Volkskommissare lehnte den Dekretentwurf ab und
bildete aus Vertretern der Hauptverwal tung für Forstwirtschaft, der Volks-
kommissariate für Landwirtschaft und für Innere Angelegenheiten eine Kom-
mission, die er beauftragte, die hier veröffentlichten Vorschläge W . I. Lenins
einzuarbeiten. A m 2 1 . November 1919 wurde das Dekret v o m Rat der Volks-
kommissare bestätigt und a m 29. November 1919 in den „Iswestija W Z I K "
veröffentlicht. 133

150 Der vorliegende Beschlußentwurf wurde a m 18. November 1919 vom Rat der
Volkskommissare angenommen. 134

151 Gleichzeitig mit dem Entwurf des Volkskommissariats für Ernährungswesen
erörterte der Rat der Volkskommissare einen Entwurf des Obersten Volks-
wirtschaftsrats zum gleichen Problem. Punkt 4 des Entwurfs des Obersten
Volkswirtschaftsrats lautete: „Den Stärkesirupfabriken ist das Recht einzu-
räumen, mit den Bauern Verträge über Kartoffellieferungen abzuschließen mit
der Maßgabe, daß von jedem verarbeiteten Pud 1 Pfund Stärkesiruperzeug-
nisse ausgegeben werden kann." (Lenin-Sammelband X X I V , S. 140, russ.) 134

152 Der von der Kommission ausgearbeitete Dekretentwurf über die Kartoffel-
beschaffung wurde vom Rat der Volkskommissare a m Sonnabend, dem
22. November 1919, mit den in der Sitzung vorgenommenen Abänderungen
bestätigt. 134

153 De r //. Gesamtrussische Kongreß der kommunistischen Organisationen der
Völker des Ostens, der v o m Zentra lbüro der kommunistischen Organisationen
der Völker des Ostens beim Z K der KPR(B) einberufen war , fand vom
22. November bis 3. Dezember 1919 in Moskau statt. Am Vorabend des
Kongresses, am 2 1 . November, fand unter Vorsitz Lenins eine Vorbespre-
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chung von Mitgliedern des ZK der KPR(B) mit einer Gruppe von Delegierten
statt. Auf dem Kongreß waren 71 Delegierte mit beschließender und 11 mit
beratender Stimme anwesend. Am ersten Tag des Kongresses hielt Lenin das
Referat über die politische Lage. Die zu Lenins Referat angenommene Reso-
lution wurde an das Präsidium überwiesen „zur Konkretisierung und Aus-
arbeitung der Hauptthesen, die der Arbeit im Osten zugrunde gelegt werden
sollten". Der Kongreß nahm u. a. einen Bericht über die Arbeit des Zentral-
büros der kommunistischen Organisationen der Völker des Ostens, Berichte
aus den einzelnen Orten und einen Bericht des Zentralen mohammedanischen
Militärkollegiums entgegen.

Der Kongreß legte die Aufgaben der Partei- und Sowjetarbeit im Osten
fest und wählte ein neues Zentralbüro. 135

154 G. W . Tschitscherin hielt das Referat über die internationale Lage auf der
VII I . Gesamtrussischen Konferenz der KPR(B) ( 2 . - 4 . Dezember 1919). Die
Konferenz n a h m den von W . I. Lenin verfaßten „Resolutionsentwurf zur
Frage der internationalen Politik" an. In dem Bericht über die Tätigkeit des
Gesamtrussischen Z E K u n d des Rats der Volkskommissare, den W . I. Lenin
auf dem VII . Gesamtrussischen Sowjetkongreß ( 5 . - 9 . Dezember 1919) er-
stattete, legte er diesen Resolutionsentwurf zur A n n a h m e durch den Kongreß
vor . (Siehe Werke , Bd. 3 0 . S. 220.) D e r Kongreß n a h m den Entwurf ein-
stimmig als Friedensangebot an die Ententeländer an . 135

155 D a s vorliegende Dokumen t w u r d e dem v o m Plenum des Z K der KPR(B) a m
29. N o v e m b e r 1919 angenommenen Beschluß über die Zusammense tzung des
Gesamtrussischen Z E K zugrunde gelegt, dessen W a h l auf d e m V I I . Gesamt-
russischen Sowjetkongreß bevors tand. 136

156 Lenin meint den Beschluß des VI I I . Partei tags der KPR(B) zu r Organisa t ions-
frage. Im Abschnitt über den Sowjetaufbau hieß es, daß die Z u s a m m e n -
setzung des Gesamtrussischen ZEK veränder t werden müsse und daß haup t -
sächlich örtliche Funktionäre, die s tändig unter den Massen der Arbeiter und
Bauern arbeiten, dem Gesamtrussischen Z E K angehören sollen. (Siehe „Ach-
ter Par te i tag der KPR(B). M ä r z 1919. Protokoll" . Moskau 1959, S. 427 , russ.)
136

157 In der Sitzung des Rats der Volkskommissare a m 2. Dezember 1919 w u r d e
der Entwurf des Dekrets „Über die Verbesserung des Eisenbahnverkehrs im
Z u s a m m e n h a n g mit Mil i tär t ransporten" erörtert . W ä h r e n d der Diskussion
brachte W . I. Lenin das vorliegende Dokumen t ein, das in § 10 des Dekrets
einging. Mit diesem Zusa t z und weiteren Änderungen w u r d e das Dekret v o m
Rat der Volkskommissare angenommen u n d teilweise in N r . 281 der „Iswestija
W Z I K " v o m 14. Dezember 1919 veröffentlicht. 136
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158 Diese Bemerkungen Lenins bildeten die Grundlage für einen Beschluß, den
das Politbüro des Z K der KPR(B) nach Erörterung des Entwurfs der „Be-
stimmungen über das Büro der Fraktion der KPR(B) beim Gesamtrussischen
Zentralra t der Gewerkschaften" in seiner Sitzung am 27. Dezember 1919
faßte. 137

159 In § 1 des Entwurfs der „Bestimmungen" hieß es. daß die führende Partei-
organisation der gesamten Gewerkschaftsbewegung Rußlands die Fraktion der
KPR(B) beim Gesamtrussischen Zentralra t der Gewerkschaften sei. 137

160 § 3 hatte im Entwurf der „Bestimmungen" folgende Fassung: „Zwecks Koor-
dinierung der Tätigkeit aller Gesamtrussischen Industrievereinigungen und zur
möglichst erfolgreichen und organisierten Durchsetzung einer einheitlichen
Linie der Kommunistischen Partei in der Gewerkschaftsbewegung unterstehen
alle existierenden und neu entstehenden Fraktionen der Gesamtrussischen In-
dustrievereinigungen unmittelbar der Fraktion beim Gesamtrussischen Zentra l -
rat der Gewerkschaften." 137

161 Über die Lebensmittelversorgung Moskaus wurde in der Sitzung des Rats der
Volkskommissare a m 6. Dezember 1919 beraten. Der Beschluß des Rats der
Volkskommissare zu dieser Frage wurde auf der Grundlage der hier ver-
öffentlichten Bemerkungen W . I. Lenins formuliert. 139

162 Es handelt sich u m ein Abkommen zwischen dem Volkskommissariat für Ver -
kehrswesen und dem Volkskommissariat für Ernährungswesen über den
Getreidetransport aus den Anbaugebieten in die Verbrauchergebiete. „Das
Abkommen", hieß es in dem Beschluß des Rats der Volkskommissare, „soll
garantieren, daß regelmäßig die Menge Getreide nach Moskau geliefert wird,
die für die Verteilung nach dem Klassenprinzip erforderlich ist." (Institut für
Marxismus-Leninismus beim Z K der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.) Siehe
hierzu auch den vorliegenden Band, S. 178/179. 139

163 Gemeint ist die tägliche Informat ion a n den Ra t der Volkskommissare über
die Brotversorgung Moskaus und über die Kartoffeltransporte für Moskau . 139

164 Den vorliegenden Entwurf schrieb W . I. Lenin in der Sitzung des Rats der
Volkskommissare a m 2 3 . Dezember 1919 im Z u s a m m e n h a n g damit, daß die
Gouvernementskommissare für Ernährungswesen der Gouvernements Kasan,
Simbirsk u n d Samara eine A n o r d n u n g des Volkskommissariats für Ernäh-
rungswesen über die Absendung von Direktzügen mit Getreide nach Moskau
nicht durchgeführt hat ten. Nach Behandlung der Frage w u r d e Lenins Be-
schlußentwurf mit einigen Änderungen v o m Rat der Volkskommissare be -

; stätigt. 140
105 In der Diskussion stellte sich heraus , daß eine der Hauptursachen für die

Nichterfüllung der Anordnung die Tatsache wa r , daß das Volkskommissariat
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für Ernährungswesen vom Kommissariat für Post- und Fernmeldewesen nicht
rechtzeitig eine direkte Leitung bekommen hatte, u m sich mit den örtlichen
Stellen in Verbindung setzen zu können. Diesen Punkt nahm der Rat der
Volkskommissare in folgender Fassung a n : „In allen Fällen, in denen keine
direkte Leitung zur Durchführung eines wichtigen Auftrags zu bekommen
ist, wird dasjenige Kommissariat für schuldig befunden, das nicht sofort, wenn
es nach Ablauf einer Stunde keine Leitung erhält, beim Vorsitzenden des Rats
der Volkskommissare Beschwerde einlegt." (Lenin-Sammelband XXIV, S. 147,
russ.) 140

166 Diesen Punkt nahm der Rat der Volkskommissare in folgender Fassung a n :
„Das Kommissariat für Justiz wird beauftragt, ein Untersuchungsverfahren
einzuleiten, um den Grad der Schuld festzustellen, der die Gouvernements-
kommissare für Ernährungswesen und sonstige Amtspersonen trifft, welche
für die Nichterfüllung der Anordnung des Kommissariats für Ernährungs-
wesen über die Absendung von Direktzügen mit Getreide nach Moskau bzw.
für die Nachlässigkeit bei ihrer Durchführung verantwortlich sind." (Lenin-
Sammelband XXIV, S. 147, russ.) 140

167 Die Angaben, die Lenin von der Statistischen Zent ra lverwal tung erhielt, w u r -
den von ihm in dem Bericht des Zentralkomitees auf dem IX. Partei tag der
KPR(B) verwendet . (Siehe Werke , Bd. 30 , S. 452.) 141

168 A m 2 3 . Dezember 1919 beriet der Kleine Rat der Volkskommissare über die
Versorgung der Arbeiter mit Kleidung u n d Schuhwerk. D e r Kleine Rat b e -
schloß, hierfür einen Teil der für die Rote Armee best immten Reserven zu ver -
wenden, jedoch ohne Schaden für die Armee. Ende Dezember sollte die H a u p t -
wirtschaftsverwaltang der Armee an das Volkskommissariat für Ernährungs-
wesen aus Armeebeständen 3 0 000 Paar Lederschuhe ausgeben, während der
Obers te Volkswirtschaftsrat verpflichtet wurde , dem Kommissariat für Er-
nährungswesen alle zwei Wochen 2 0 % aller im Land hergestellten Stiefel zur
Verfügung zu stellen.

Offensichtlich stieß dieser Beschluß des Kleinen Rats der Volkskommissare
im Präsidium des Obers ten Volkswirtschaftsrats auf Widerspruch; im Z u -
sammenhang damit n a h m der Rat der Volkskommissare a m 3 0 . Dezember
einen Beschluß an, dem der hier veröffentlichte Entwurf W . I. Lenins zu-
grunde gelegt wurde . 143

169 Diesen Satz bestätigte der Rat der Volkskommissare in folgender Fassung:
„Genosse Rykow wi rd verpflichtet, seinem Vert re ter für alle Sitzungen zur
Frage der Arbeitsbekleidung ein präzises M a n d a t zu geben u n d nur ihn zu
delegieren."

A m 3 . Januar 1920 behandelte der Kleine Rat der Volkskommissare erneut
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diese Frage, diesmal im Beisein des Vorsi tzenden des Obers ten Volkswir t -
schaftsrats A. I. Rykow, u n d verpflichtete ihn, ab 1. Januar 1920 den Organen
des Volkskommissariats für Ernährungswesen monatlich mindestens 40 000
Paar Arbeitsschuhe für M ä n n e r zu liefern, nicht gerechnet Ho lz - , Filz- und
Bastschuhe. 143

170 D e r Entwurf der Instruktion zur Beschaffung von Rohstoff w u r d e in der
Sitzung des Rats der Volkskommissare a m 30 . Dezember 1919 behandelt .
D e r von W . I. Lenin vorgelegte Beschlußentwurf w u r d e v o m Rat der Volks -

- kommissare angenommen. 144
171 Gemeint ist der Beschluß des VI I . Gesamtrussischen Sowjetkongresses über

den Sowjetaufbau, insbesondere hinsichtlich des Rechts der Volkskommis-
sariate, gegen die Leiter der entsprechenden Abtei lungen der Exekutivkomitees
Einspruch zu erheben. 144

172 Laut Beschluß des VI I . Gesamtrussischen Sowjetkongresses sollte der Obers te
Volkswirtschaftsrat eine Instruktion ausarbei ten, die die Rechte u n d Pflichten
der zentralen u n d örtlichen Dienststellen des Obers ten Volkswirtschaftsrats
gegenüber den staatlichen Betrieben von besonderer Bedeutung, den zu Trus ts
vereinigten Betrieben usw. festlegte. 144

173 D e r von W . I. Lenin vorgelegte Beschlußentwurf wurde a m 16. J anua r 1920
in der Sitzung des Rats der Arbei ter -und-Bauern-Ver te id igung, in der der
Bericht „Über die Reorganisat ion des Sonderkomitees zu r Über führung der
Eisenbahnen in den Kriegszustand u n d über die Reorganisation der T r a n s -
portabtei lung der Gesamtrussischen Tscheka" erörtert wurde , bestätigt. 144

174 A m 2 . Januar 1920 hat te die Sowjetregierung der aserbaidshanischen mussa -
watistischen Regierung den Vorschlag unterbreitet , ein Abkommen über ge -
meinsame Aktionen gegen Denikin abzuschließen. Diese beantwor te te den
Vorschlag jedoch mit einer Absage.

In der Sitzung des Politbüros des Z K der KPR(B) v o m 17 . /18 . J anua r 1920
w u r d e ein Bericht des Volkskommissars für Auswärt ige Angelegenheiten
G. W . Tschitscherin über die Möglichkeit von Friedensverhandlungen mit
Aserbaidshan entgegengenommen. D a s Poli tbüro n a h m dazu den von W . I.
Lenin vorgelegten Beschlußentwurf an. 145

175 D e r vorliegende Beschlußentwurf w u r d e in der Sitzung des Politbüros des Z K
der KPR(B) v o m 17. /18 . Januar 1920 angenommen. Er bezieht sich auf den
Protest des Oberkommandierenden gegen ein Telegramm, das der Vorsi tzende
des Revolut ionären Kriegsrats Tro tzk i mit einem Postskriptum Lenins a m
17. Januar 1920 an den Befehlshaber der Turkestanischen Front M. W . Frunse
und den Befehlshaber der 4. Armee G. K. W o s k a n o w gerichtet hat te . In dem
Telegramm wurde auf die Notwendigkei t hingewiesen, energische M a ß n a h m e n
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zum Bau der Eisenbahnlinie nach Emba und zum Umbau der Eisenbahnlinie
Krasny Kut-Alexaridrow-Gai auf Breitspur zu ergreifen. (Siehe W. I. Lenin.
Briefe, Bd. VI, Dokument 210.) 146

176 Die Frage der Umbi ldung der Staatlichen Kontrolle zur Arbei te r -und-Bauern-
Inspektion w u r d e Ende 1919 aufgeworfen u n d auf dem V I I . Gesamtrussischen
Sowjetkongreß behandelt . Z u r Ausarbei tung eines Beschlußentwurfs über die
Arbei ter -und-Bauern-Inspekt ion bildete das Gesamtrussische Z E K eine K o m -
mission, der Vert re ter der Staatlichen Kontrolle, des Gesamtrussischen Z e n -
tralrats der Gewerkschaften u n d des Gesamtrussischen Z E K angehörten. D a
die Kommission zu keiner einheitlichen Meinung kam, w u r d e die Frage dem
Politbüro des Z K der KPR(B) vorgelegt, das die hier veröffentlichte Direktive
a m 2 3 . Januar 1920 z u m Beschluß e rhob . 147

177 Die Anweisungen zur Arbeit der Agitations- und Instrukteurzüge und -damp-
fer schrieb W . I. Lenin a m 2 5 . J anua r 1920 zu einem Bericht J. Burows über
die Ergebnisse der von den Agita t ions- u n d Instrukteurzügen des Gesamtrus -
sischen Z E K geleisteten Arbeit .

Die Abtei lung für Agitat ions- u n d Instrukteurzüge u n d -dampfer des G e -
samtrussischen ZEK teilte a m 3 . Februar 1920 mit, daß sie entsprechend
Lenins Anweisungen Verb indung z u m Komitee für Filmwesen aufgenommen
u n d eine vorläufige Kommission zu r Ausarbei tung von Bestimmungen über
Agitat ionsfahrten in Z ü g e n u n d auf Dampfe rn des Gesamtrussischen Z E K
gebildet habe . 147

178 D e n vorliegenden Entwurf schrieb W . I. Lenin in der Sitzung des Rats der
Volkskommissare a m 27 . Januar 1920, in der ein Bericht des Chefs des M o s -
kauer Militärbezirks u n d der Garnison der Stadt Moskau A. A. Burdukow
über das Entladen v o n Kartoffeln auf d e m Moskauer Eisenbahnknotenpunkt
u n d über das Räumen der Moskauer Straßen und Eisenbahnstrecken von
Schnee behandelt wurde . Lenins Entwurf w u r d e v o m Ra t der Volkskommis-
sare bestätigt. 149

179 In der Sitzung des Rats der Volkskommissare a m 3 1 . Januar 1920. w u r d e fol-
gender Beschluß a n g e n o m m e n : „Eine Wiederaufnahme der Kartoffelkampagne
wi rd bis z u m Frühjahr verschoben mit der Maßgabe , d a ß das Volkskommis-
sariat für Ernährungswesen verpflichtet wird , in den M o n a t e n April und Ma i
1920 neben der Saa tgutkampagne den Bedarf Moskaus an Speisekartoffeln in
H ö h e v o n 5 6 0 000 Pud zu decken." (Institut für Marxismus-Leninismus beim
Z K der KPdSU, Zentra les Parteiarchiv.) 149

180 D e r Bericht über die M a ß n a h m e n , die das Volkskommissariat für Innere A n -
gelegenheiten ergriffen hat te , u m durchzusetzen, d a ß der Pflicht zu r Schnee-
beseitigung nachgekommen wird , w u r d e in der Sitzung des Rats der Volks -
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kommissare am 3 1 . Januar 1920 entgegengenommen. Der Rat der Volks-
kommissare faßte einen Beschluß über die Bildung einer Kommission unter
Vorsitz F. E. Dzierzynskis, der die Verantwortung für diese Angelegenheit
übertragen wurde. 150

181 § 4 des Entwurfs einer Verordnung über die Prämierung von Arbeitern und
Angestellten, der bei W. I. Lenin Zweifel hervorrief, lautete folgendermaßen:
„§ 4. Als Grundlage der zu bestimmenden Leistungsnormen dient die technisch
mögliche Leistung bei besten technischen Produktionsbedingungen, wie sie bei
normalem Zustand der Produktionsmittel und -instrumente gegeben sind. In-
folge der allgemeinen Bedingungen des derzeitigen Zustands der Industrie
aber muß von dieser technisch möglichen Norm ein Abzug vorgenommen
werden, jedoch auf keinen Fall mehr als 5 0 % , danach wird die faktische
Produktivitätsnorm festgelegt, die für die verschiedenen Produktionszweige,
Betriebe und Gruppen verschieden sein kann."

Der Kleine Rat der Volkskommissare beschloß in seiner Sitzung am
1. Februar 1920: „Der Beschlußentwurf über die Prämierung wird an das
Volkskommissariat für Arbeit zur Überarbeitung entsprechend den Hinwei-
sen des Gen. Lenin zurückgeschickt."

Der Beschluß „Über die Verfahrensweise bei der Bestätigung der Entwürfe
für die Prämierung" wurde vom Rat der Volkskommissare am 8. Juni 1920
angenommen und am 10. Juni in den „Iswestija WZIK" veröffentlicht. 150

182 Gemeint ist die erste Tagung des Gesamtrussischen ZEK der VII. Wahl-
periode, die vom 2. bis 7. Februar 1920 in Moskau stattfand. Am 2. Februar
erstattete W. I. Lenin auf der Tagung den Bericht über die Arbeit des Gesamt-
russischen ZEK und des Rats der Volkskommissare. (Siehe Werke, Bd. 30.
S. 305-327.) 151

183 Dieser Entwurf ging vollinhaltlich in die Beschlüsse des Rats für Verteidigung
vom 2.'Februar 1920 ein, die, von W. I. Lenin unterschrieben und mi t einem
Zusatz versehen (siehe den vorliegenden Band, S. 153), am 3. Februar an alle
Institutionen verschickt wurden. Die Beschlüsse des Rats für Verteidigung
sind im Lenin-Sammelband XXIV, S. 6 4 - 6 7 , russ., veröffentlicht. 152

184 Diesen Beschlußentwurf legte W . I. Lenin in der Sitzung des Rats der Volks-
kommissare am 5. Februar 1920 vor, in der ein Bericht L. B. Krassins über
Vergünstigungen für Arbeiter, die mit der Reparatur von Lokomotiven und
der Herstellung von Ersatzteilen für das Transportwesen beschäftigt sind,
behandelt wurde.

Z u dem Bericht wurde folgende Resolution angenommen: „Der Oberste
Volkswirtschaftsrat, das Volkskommissariat für Ernährungswesen und das
Volkskommissariat für Verkehrswesen werden beauftragt, die Frage aller Ver-
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günstigungen, die auf die Arbeiter ausgedehnt werden sollen, welche mit der
Reparatur von Lokomotiven und der Herstellung von Ersatzteilen für das
Transportwesen beschäftigt sind, im einzelnen zu untersuchen und die Liste
der Betriebe dem Rat der Volkskommissare vorzulegen." 154

185 Die Frage, wie die besten Werks tä t ten volle 2 4 Stunden a m T a g für Repa-
raturarbei ten genutzt werden können, wurde in der Sitzung des Rats der
Volkskommissare a m 16. M ä r z 1920 behandelt . W . I. Lenin erachtete es für
notwendig, daß intensiv und ununterbrochen an der Instandsetzung von Loko-
motiven gearbeitet würde , da sich das Eisenbahnwesen in einem katastrophalen
Zus tand befand. D a h e r wurde in der genannten Sitzung noch über eine Reihe
weiterer Fragen beraten, z. B. über die Sicherung der Möglichkeit, Loko-
motiven u n d Ersatzteile für die Instandsetzung der Eisenbahnen im Ausland
zu bestellen, u n d über die Überprüfung der Betriebe, die Waggons und Loko-
motiven für Direktzüge reparieren. 154

186 Die Rede auf der IV. Konferenz der Außerordentlichen Kommissionen der
Gouvernements (Gouvernements-Tschekas) hielt W . I. Lenin in der Plenar-
sitzung a m Vormi t t ag des 6. Februar 1920 . Die Konferenz fand zu einer
Zei t statt , in der das Sowjetland nach der Zerschlagung Koltschaks, Denikins
und Judenitschs eine vorübergehende Atempause erkämpft hat te und sich mehr
mit Fragen des wirtschaftlichen Aufbaus beschäftigen konnte.

An der Konferenz nahmen 69 Delegierte mit beschließender und 7 Dele-
gierte mit bera tender Stimme teil. Alle Delegierten waren Kommunisten, w o -
bei die Mehrzahl der 69 Delegierten mit beschließender Stimme schon lange
vor der Oktoberrevolut ion der Partei angehört hat te . D e r sozialen Lage nach
waren die meisten Arbeiter. 154

187 Par te i der Borotbisten - kleinbürgerlich-nationalistische Partei , die im M a i
1918 nach der Spaltung der Ukrainischen Partei der Sozialrevolutionäre ent-
standen war. Sie benannte sich nach ihrem Zentralorgan „Borotba" (Der
Kampf). Im August 1919 nahm sie den Namen Ukrainische kommunistische
Partei-Borotbisten an.

Ihre Zusammensetzung war nicht einheitlich, es gab in ihren Reihen eine
nicht geringe Anzahl konterrevolutionärer Elemente, die, getarnt durch revo-
lutionäre Phrasen, in Wirklichkeit Gegner der Diktatur des Proletariats
waren. Zweimal stellte die Partei der Borotbisten den Antrag, als die eigent-
liche Kommunistische Partei der Ukraine in die Komintern aufgenommen zu
werden. In einem speziellen Beschluß vom 26. Februar 1920 wertete das
Exekutivkomitee der Komintern dies als Versuch, die Reihen der ukrainischen
Werktätigen zu spalten, und empfahl den Borotbisten, ihre Partei aufzulösen
und der KP(B) der Ukraine beizutreten. Der wachsende Einfluß der Bolsche-
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wiki unter den Bauernmassen und die Erfolge der Sowjetmacht in der Ukraine
führten zur Selbstauflösung der Partei der Borotbisten. Ein Teil ihrer ehe-
maligen Mitglieder wurde später in die KP(B) der Ukraine aufgenommen.
Vgl. hierzu auch den vorliegenden Band, S. 169/170. 163

188 Wei ter folgt im Manuskr ip t die nachstehende Anweisung W . I. Lenins: „Die
Genossen Trotzki u n d Rakowski werden beauftragt , diese Resolution bis
spätestens morgen genauer zu formulieren u n d sie chiffriert noch morgen
telegrafisch dem Ukrainischen Revolutionskomitee zu übermitteln." 163

189 Dieses Interview gewähr te W . I. Lenin dem Korrespondenten der amerikani-
schen bürgerlichen Ze i tung „The W o r l d " Lincoln Eyre Mit te Februar 1920.
Sowjetrußland hat te zu dieser Zei t eine friedliche Atempause erkämpft und
konzentrierte seine Kräfte auf die Wiederherstel lung u n d Rekonstruktion der
Volkswirtschaft. Die Sowjetregierung verkündete ein umfangreiches P r o -
g r a m m zur Aufnahme von diplomatischen u n d Handelsbeziehungen mit kapi -
talistischen Ländern. Lincoln Eyre w a r eigens wegen dieses Interviews nach
Ruß land gekommen. Lenin empfing ihn z u s a m m e n mit d e m Kameramann
Kubes. Die einstündige Unte r redung w u r d e in englischer Sprache geführt, a n -
fangs im Arbei tszimmer Lenins, dann in seiner W o h n u n g im Kreml. D a s In ter -
v iew w u r d e a m 2 1 . Februar 1920 in der Ze i tung „The W o r l d " veröffentlicht
u n d v o n vielen Ze i tungen Wes teu ropas u n d Amerikas nachgedruckt. 163

190 D e r Friedensvertrag zwischen der RSFSR und Litauen wurde a m 12. Juli 1920
in Moskau , der Friedensvertrag zwischen der RSFSR u n d Lettland a m 1 1 . August
1920 in Riga abgeschlossen. 168

191 A n der Spitze des ukrainischen Lehrerverbandes s tanden Anhänger Petljuras.
770

192 D e r hier veröffentlichte Entwurf W . I . Lenins w u r d e in der Sitzung des Rats
der Volkskommissare a m 2 . M ä r z 1920, in der ein Bericht L. B. Krassins über
den Außenhandel behandel t wurde , angenommen. Er steht in Z u s a m m e n h a n g
mit Punkt 17 der Thesen über den Außenhande l , in dem es h i eß : „Aus V e r -
tretern des Volkskommissariats für Außenhande l , der Staatlichen Kontrolle
und der Gesamtrussischen Tscheka ist eine Kommission zu bilden, die den
Auftrag erhält, den für den Außenhandel verfügbaren Warenfonds der Re-
publik festzustellen und ihn mit Beschlag zu belegen." (Institut für Marxis -
mus-Leninismus beim Z K der KPdSU, Zentra les Parteiarchiv.) 170

193 In Trotzkis Thesenentwurf ha t te § 1 die Überschrift „Über den Willen zur
Arbeit". (Siehe „Neunter Parteitag der KPR(B). März/Apri l . 1920. Protokolle",
Moskau 1960, S. 5 3 3 , russ.) 170

194 Der vom Volkskommissariat für Bildungswesen eingebrachte Dekretentwurf
über Gerichtsverfahren gegen Minderjährige wurde in der Sitzung des Rats
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der Volkskommissare a m 4. M ä r z 1920 erörtert und mit den Abänderungs -
vorschlägen W . I. Lenins bestätigt. D a s Dekret w u r d e a m 6. M ä r z in Nr . 51
der „Iswestija W Z I K " unter der Überschrift „Über Verfahren gegen Minder -
jährige, die wegen gesellscfaaftsgefährdender Hand lungen angeklagt sind" ver -
öffentlicht. 171

195 A m 9. M ä r z 1920 w u r d e in der Sitzung des Rats der Volkskommissare die
Frage der Sowjetwirtschaften behandelt . Dabe i legte "W. I. Lenin den hier
veröffentlichten Beschlußentwurf vor. D e r Rat der Volkskommissare beauf-
tragte den Volkskommissar für Landwirtschaft S. P. Sereda, „den genauen
Wor t l au t aller Beschlüsse zu dieser Frage u n d einen darauf basierenden Be-
schlußentwurf vorzulegen". D e r v o m Volkskommissar für Landwirtschaft a u s -
gearbeitete „Entwurf eines Beschlusses über M a ß n a h m e n zur Organisat ion
der Sowjetwirtschaften" w u r d e a m 15 . April 1920 v o m Ra t der Volkskom-
missare bestätigt. 172

196 In der gemeinsamen Sitzung der Fraktionen des Gesamtrussischen Zent ra l ra ts
der Gewerkschaften u n d des Moskauer Gewerkschaftsrats a m 15. M ä r z 1920
hat te der Sekretär des Z K der KPR(B) N . N . Krestinski erklärt, d a ß er. d a der
von der Fraktion des Gesamtrussischen Zent ra l ra ts der Gewerkschaften und
ihren verantwortl ichen Leitern* vertretene Standpunkt zur Frage des Kollegial-
prinzips u n d der Einzelleitung s tark v o m Standpunkt des Z K der KPR(B) a b -
weicht, im N a m e n des Z K der Partei allen Mitgliedern der Fraktion des G e -
samtrussischen Zent ra l ra ts der Gewerkschaften empfiehlt, sich auf den V e r -
bandstagen der Gewerkschaften nicht für die Kollegialleitung einzusetzen.

Die Mitglieder des Büros der Fraktion des Gesamtrussischen Zent ra l ra ts der
Gewerkschaften erhoben in einer geschlossenen Sitzung entschiedenen Protest
gegen derartige Auslegungen und Methoden der Einhaltung der Parteidisziplin
und wand ten sich an das Z K der KPR(B) mit der Bitte, ihnen zu gestatten,
auf den Verbands tagen der Gewerkschaften die Resolution der Fraktion des
Gesamtrussischen Zent ra l ra ts der Gewerkschaften zu vertreten. D a s Gesuch
w u r d e in der Sitzung des Politbüros des Z K der KPR(B) erörtert , in der die
hier veröffentlichten Leninschen Beschlußentwürfe angenommen wurden . 173

197 W . I. Lenin ha t das V o r w o r t nicht zu Ende geschrieben. Die Broschüre „The
Proletarian Revolution a n d Kautsky the Renegade. By V . I. Ul ianov (N. Lenin)"
erschien Ende M ä r z 1920 ohne V o r w o r t . 175

198 Deutsch w a r die Broschüre unter dem Titel „N. Lenin. Die Dik ta tur des Prole-
tariats u n d der Renegat Kautsky" Ende Dezember 1919 erschienen. 175

199 Lenin erhielt das Buch Ramsay MacDona lds später . Es gehörte, mit R a n d -
bemerkungen W . I. Lenins, zu dessen persönlicher Bibliothek. Lenin vermerkte
besonders die Stellen des Buches, an denen M a c D o n a l d versucht, die Klassen-

37^ Lenin, Ergänzungsband
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gegensätze der kapitalistischen Gesellschaft zu vertuschen. Die Randbemer-
kungen Lenins in dem Buch MacDonalds sind im Lenin-Sammelband XXIV,
S. 2 5 3 - 2 8 5 , russ., veröffentlicht. 175

200 Verfasser des Entwurfs der „Bestimmungen über die Subbotniks" war der
Mitarbeiter im Apparat des Zentralkomitees der KPR(B) A. N . Sokolow. Die
Bestimmungen wurden offenbar zum Jahrestag der Organisierung der Sub-
botniks (zum 10. Mai 1920) vorbereitet. 177

201 Die vorliegende Notiz schrieb Lenin in Verbindung mit den Beschlüssen der
XII . Konferenz des „Bund", die v o m 12. bis 19. April 1920 stattgefunden
hatte .

Der .Bund" („Allgemeiner Jüdischer Arbeiterverband in Litauen, Polen und
Rußland") wurde 1897 gegründet und vereinigte hauptsächlich halbproleta-
rische jüdische Handwerker in den Westgebieten Rußlands.

Im Zentralen Parteiarchiv des Instituts für Marxismus-Leninismus beim Z K
der KPdSU befinden sich die Resolutionen der XII . Konferenz des „Bund" mit
Vermerken W . I. Lenins. In der Resolution „Über die gegenwärtige Lage und
die Aufgaben unserer Partei" strich W . I. Lenin folgende Stelle a n : „14. Unter
Berücksichtigung der Erfahrungen des letzten Jahres stellt die XII . Konferenz

. des ,Bund' fest: 1. daß der .Bund' bereits seit der XI. Konferenz prinzipiell auf
der Plattform des Kommunismus steht, 2. daß das Programm der Kommunisti-
schen Partei, das gleichzeitig das Programm der Sowjetmacht ist, der prin-
zipiellen Position des .Bund' entspricht, 3 . daß eine .sozialistische Einheitsfront'
mit prinzipiellen Gegnern der Sowjetmacht, die das Proletariat in Gegensatz
zu seiner Staatsmacht bringen wollen, unmöglich ist. 4. daß die Zeit angebro-
chen ist, da sich der .Bund' von seiner offiziellen Oppositionspolitik lossagen
und Verantwor tung für die Politik der Sowjetmacht auf sich nehmen kann."

Gleichzeitig wurde in der Resolution zu organisatorischen Fragen darauf
hingewiesen, daß „die logische Folge der vom .Bund' eingenommenen politi-
schen Position der Eintritt des .Bund' in die KPR ist, und zwar zu denselben
Bedingungen, zu denen er der SDAPR angehörte". (Unterstreichungen von
W . I. Lenin.) Die Konferenz empfahl dem Z K des „Bund", unter allen U m -
ständen zu sichern, daß der „Bund" in der KPR den Status einer „autonomen
Organisation des jüdischen Proletariats" beibehält (von W . I. Lenin angestri-
chen).

Am 6. Mai 1920 beschloß das Politbüro des Z K der KPR(B) nach Erörte-
rung der Bedingungen für die Aufnahme des „Bund" in die KPR: „Kamenew,
Stalin und Preobrashenski werden beauftragt, die Vertreter des .Bund" zu
empfangen und ihre Vorschläge anzuhören." (Institut für Marxismus-Leninis-
mus beim ZK der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.)
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Auf der XIII. Konferenz des „Bund" im Jahre 1921 wurde die Auflösung
des „Bund" beschlossen. Ein Teil seiner Mitglieder wurde nach den allgemei-
nen Prinzipien in die KPR(B) aufgenommen. 178

202 Das Dekret „Über die Einführung der Lebensmittelzuteilung nach. Arbeits-
leistung" wurde a m 30. April 1920 vom Rat der Volkskommissare angenom-
men und am 4. Mai in Nr. 94 der „Iswestija W Z I K " veröffentlicht. 178

203 Es handelt sich um einen Bombenanschlag im Gebäude des Moskauer Komi-
tees der Partei in der Leontjewski-Gasse, der am 25. September 1919 von lin-
ken Sozialrevolutionären verübt wurde. 181

204 Dieser Beschlußentwurf wurde in der Sitzung des Rats der Volkskommissare
am 25. Mai 1920 angenommen. 182

205 Der Wort laut des Dekrets wurde, entsprechend den Bemerkungen W . I. Lenins
abgeändert, in der Sitzung des Rats der Volkskommissare am 25. Mai 1920
angenommen und am 4. Juni 1920 in den „Iswestija WZIK" veröffentlicht. 183

206 Die in den vorliegenden Notizen geäußerten Gedanken fanden ihren Nieder-
schlag in dem Beschluß des Rats der Volkskommissare vom 27. Mai 1920. 183

207 Die Unterredung W . I. Lenins mit dem japanischen Korrespondenten R. N a k a -
hira fand am 3 . Juni 1920 in Lenins Arbeitszimmer im Kreml statt. In einer
Korrespondenz aus Moskau teilte Nakahira mit : „Entgegen meinen Erwar tun-
gen wa r das Arbeitszimmer einfach und bescheiden eingerichtet, was mich
sehr in Erstaunen setzte . . . Lenin empfing uns außerordentlich einfach und
herzlich, wie alte Freunde. Obwohl er den höchsten Posten in Rußland inne-
hat, ließen seine Art und seine Umgangsformen nichts von seiner hohen Stel-
lung spüren." („Osaka Asahi" Nr . 13814 v o m 13 . Juni 1920.) A m nächsten
T a g brachte Nakahira , wie er später erzählte, den Wor t lau t des Interviews
zu Lenin, der alles aufmerksam las und einige Korrekturen vornahm.

Weiter unten wird die Unterredung W . I. Lenins mit dem japanischen Kor-
respondenten K. Fusse veröffentlicht. Die Unter redung mit Fusse fand am
3 . oder 4 . Juni statt. Möglicherweise hat Lenin beide Korrespondenten gleich-
zeitig empfangen. Fusse teilt mit, daß die Unterredung ungefähr 20 Minuten
gedauert hat. Der Unterredung wohnte der Leiter der Ostabteilung des Volks-
kommissariats für Auswärtige Angelegenheiten A. N . Wosnessenski bei.

Einen Bericht über das Fusse gegebene Interview brachte die damals in W l a -
diwostok erscheinende Sozialrevolutionäre Zeitung „Wolja". Die im vorliegen-
den Band veröffentlichte Aufzeichnung der Unter redung Lenins mit Fusse
wurde in russischer Sprache zum erstenmal 1924 in dem Sammelband „Lenin
und der Osten" veröffentlicht. 184

208 Es handelt sich um die Fernöstliche Republik, die im April 1920 auf dem Ter -

37»
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ritorium Transbaikaliens, des Amurgebiets, von Primorje, Kamtschatka und
Nordsachalin gegründet worden war. Die Bildung der Fernöstlichen Republik,
eines der Form nach bürgerlich-demokratischen Staates, der jedoch im wesent-
lichen eine sowjetische Politik betrieb, entsprach den Interessen Sowjetrußlands,
das bemüht war , sich eine längere Atempause an der Ostfront zu sichern und
einen Krieg mit Japan zu vermeiden. Gleichzeitig wa r die Bildung des „Puf-
ferstaates" im Fernen Osten eine erzwungene Maßnahme. W . I. Lenin sagte,
daß „die Umstände zur Bildung eines Pufferstaates in Gestalt der Fernöstlichen
Republik gezwungen haben und wir sehr wohl wissen, welch maßlose Leiden
die sibirischen Bauern durch den japanischen Imperialismus zu erdulden haben,
welch unerhörte Unzahl von Bestialitäten die Japaner in Sibirien begangen
haben" (Werke, Bd. 3 1 . S. 461).

Nachdem das Terri torium des Fernen Ostens (mit Ausnahme Nordsachalins)
von Interventen und Weißgardisten gesäubert war , faßte die Volksversamm-
lung der Fernöstlichen Republik a m 14. November 1922 den Beschluß, sich
mit der RSFSR zu vereinigen. 184

209 Es handelt sich u m die französisöhe Sozialistische Partei, gegründet 1905 durch
Vereinigung der Sozialistischen Partei Frankreichs (Guesdisten) und der Fran-
zösischen Sozialistischen Partei (Jauresisten). An der Spitze der vereinigten
Partei standen die Reformisten.

Z u Beginn des ersten Weltkriegs bezog die Parteiführung eine sozialchau-
vinistische Position, unterstützte offen den imperialistischen Krieg und betei-
ligte sich an der bürgerlichen Regierung. In der Partei gab es eine zentristische
Strömung mit J. Longuet an der Spitze sowie einen linken, revolutionären
Flügel, der auf den Positionen des Internationalismus stand. Ihm gehörten vor
allem einfache Parteimitglieder an.

Nach der Sozialistischen Oktoberrevolution entbrannte ein heftiger Kampf
zwischen den offenen Reformisten und den Zentristen einerseits und dem
linken, revolutionären Flügel, der durch Masseneintritte einfacher Arbeiter
gestärkt wurde, anderseits. Auf dem Parteitag im Dezember 1920 in Tours
erhielt der revolutionäre Flügel die Mehrheit. De r Parteitag beschloß den An-
schluß an die Kommunistische Internationale und gründete die Kommunistische
Partei Frankreichs. Die reformistisch-zentristische Minderheit spaltete sich ab
und bildete eine selbständige Partei, die sich weiterhin französische Soziali-
stische Partei nannte. 190

210 £>e r v o n YV. i. Lenin vorgelegte Beschlußentwurf wurde mit unbedeutenden
Änderungen in der Sitzung des Politbüros des Z K der KPR(B) a m 22. Juni
1920 angenommen, in der die Thesen und der Resolutionsentwurf über die
Republik Turkestan, der von einer eigens dazu gebildeten Kommission ausge-
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arbeitet worden war, erörtert wurden. Den Entwurf dieser Kommission mit
den Bemerkungen Lenins siehe in Bd. 41 der 5. russischen Ausgabe der
Werke, S. 4 3 3 - 4 3 6 . 190

211 Turkestankommission - eine Kommission des Gesamtrussischen ZEK und des
Rats der Volkskommissare der RSFSR für die Angelegenheiten Turkestans;
sie wurde auf Grund eines Beschlusses des Gesamtrussischen ZEK und des
Rats der Volkskommissare vom 8. Oktober 1919 gebildet. Ihr gehörten G. I.
Boki, F. I. Goloschtschokin, W . W . Kuibyschew, J. E. Rudsutak, M. W. Franse
und Seh. S. Eliawa an. Die Turkestankommission besaß die Vollmachten so-
wohl eines staatlichen als auch eines Parteiorgans und wurde nach Turkestan
geschickt, u m die Kommunisten und alle Werktätigen des Gebiets bei der Be-
seitigung der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Rückständigkeit, bei
der Festigung der Sowjetmacht und des Bündnisses zwischen den Völkern
Turkestans und Sowjetrußlands allseitig zu unterstützen. Eine ihrer Aufgaben
war die Korrektur der bei der Durchführung der Nationalitätenpolitik in Tur -
kestan begangenen Fehler.

Die Turkestankommission führte eine Reihe von Maßnahmen zur Stärkung
der örtlichen Parteiorganisationen sowie zum Kampf gegen Großmachtchauvi-
nismus und lokalen Nationalismus durch. Die wichtigsten Fragen, um die es
dabei ging, waren die Autonomie Turkestans, das Verhältnis zu den föderalen
Organen sowie die Formen und Methoden des Parteiauf baus. 190

212 Der II. Kongreß der Kommunistischen Internationale fand vom 19. Juli bis
7. August 1920 statt. Der Kongreß wurde in Petrograd eröffnet; ab 23. Juli
tagte er in Moskau. An ihm nahmen 167 Delegierte mit beschließender und
51 Delegierte mit beratender Stimme teil; sie vertraten 67 Arbeiterparteien
und -Organisationen aus 37 Ländern. Neben Vertretern kommunistischer Par-
teien und Organisationen beteiligten sich am Kongreß auch Vertreter solcher
Parteien, die ihren Austritt aus der II. Internationale erklärt und beratende
Stimme hatten, wie die USPD und die französische Sozialistische Partei, sowie
Vertreter verschiedener syndikalistischer Gruppen.

W. I. Lenin war maßgeblich an der Vorbereitung des Kongresses beteiligt.
Eine bedeutende Rolle bei der Festlegung der Aufgaben und der politischen
Linie der Komintern spielte Lenins Buch „Der .linke Radikalismus', die Kin-
derkrankheit im Kommunismus", das unmittelbar vor Eröffnung des Kongres-
ses außer in russischer auch in deutscher, französischer und englischer Sprache
erschien und an alle Delegierten verteilt wurde.

Ebenfalls in Vorbereitung des II. Kongresses verfaßte Lenin folgende D o -
kumente: „Ursprünglicher Entwurf der Thesen zur nationalen und zur kolo-
nialen Frage (Für den Zweiten Kongreß der Kommunistischen Internatio-
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nale)", „Ursprünglicher Entwurf der Thesen zur Agrarfrage (Für den Zweiten
Kongreß der Kommunistischen Internationale)", „Thesen über die Hauptauf-
gaben des Zweiten Kongresses der Kommunistischen Internationale", „Be-
dingungen für die Aufnahme in die Kommunistische Internationale". (Siehe
Werke, Bd. 31, S. 132-139, 140-152, 172-189. 193-199.)

Die wichtigsten Tagesordnungspunkte des Kongresses waren: Die gegen-
wärtige Weltlage und die Aufgaben der KI; Rolle und Struktur der kommu-
nistischen Parteien vor und nach der Machteroberung durch das Proletariat;
die Nationalitäten- und Kolonialfrage; Aufnahmebedingungen für die KI;
Statuten der KI.

Am ersten Sitzungstag hielt Lenin das „Referat über die internationale
Lage und die Hauptaufgaben der Kommunistischen Internationale". (Siehe
Werke, Bd. 31, S. 203-222.)

Lenin arbeitete aktiv in folgenden Kommissionen des Kongresses mit: na-
tionale und koloniale Frage, Agrarfrage, Bedingungen der Aufnahme in die
Kommunistische Internationale, die Weltlage und die Aufgaben der Komin-
tern.

Auf dem Kongreß hielt Lenin ferner die Rede über die Rolle der Kommu-
nistischen Partei, er erstattete den Bericht der Kommission für die nationale
und die koloniale Frage und hielt die Reden über die Bedingungen für die
Aufnahme in die Kommunistische Internationale, über den Parlamentarismus
und über die Zugehörigkeit zur Britischen Arbeiterpartei. (Siehe Werke, Bd. 31,
S. 223-252.)

Der Kongreß nahm die „Leitsätze über die Rolle der Kommunistischen Par-
tei in der proletarischen Revolution" an, bei deren Ausarbeitung Lenin un-
mittelbar beteiligt war, ferner die „Leitsätze über die Nationalitäten- und
Kolonialfrage", die „Leitsätze über die Bedingungen der Aufnahme in die
Kommunistische Internationale" und die Statuten der Kommunistischen Inter-
nationale. Außerdem wurden das „Manifest des II. Kongresses der Kommu-
nistischen Internationale" sowie verschiedene Begrüßungen und Aufrufe verab-
schiedet.

Während des Kongresses und auch danach kam Lenin mit vielen Delegierten
zusammen, erörterte mit ihnen den Aufbau der kommunistischen Parteien und
ließ sich ausführlich über den revolutionären Kampf in ihren Ländern berich-
ten.

Der II. Kongreß legte die programmatischen, taktischen und organisatori-
schen Grundsätze der Kommunistischen Internationale fest. Er veranschau-
lichte das Wachstum der kommunistischen Weltbewegung und ihren zuneh-
menden Einfluß. 191
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213 Das hier veröffentlichte Dokument ist einer der Entwürfe der Leninschen
„Thesen über die Hauptaufgaben des Zweiten Kongresses der Kommunisti-
schen Internationale". (Siehe Werke, Bd. 3 1 , S. 172-189. ) 191

214 „VHumanite" - Tageszeitung, 1904 von Jean Jaures als Organ der Französi-
schen Sozialistischen Partei gegründet. W ä h r e n d des ersten Weltkriegs befand
sich die Ze i tung in H ä n d e n des extrem rechten Flügels der Partei .

Ab Dezember 1920, nach der Spaltung der französischen Sozialistischen
Partei u n d der Gründung der Kommunistischen Partei Frankreichs w u r d e die
Zei tung deren Zen t ra lo rgan ; auch jetzt erscheint sie in Paris als Zent ra lorgan
der Französischen Kommunistischen Partei . 192

215 „Le Populaire" (Die Volkszeitung) - Organ der französischen Zent r i s ten ; er -
schien ab 1916 in Limoges, ab Juli 1917 in Paris . V o n 1921 an w a r die Z e i -
tung das O r g a n der französischen Soziaustischen Partei u n d ist heute in H ä n -
den der rechten Sozialisten. 192

216 „Freiheit" - Tageszei tung, Berliner O r g a n der Unabhängigen Sozialdemokra-
tie Deutschlands; erschien in Berlin v o m 15 . November 1918 bis 3 0 . Septem-
ber 1922 als Zent ra lorgan der U S P D , bis 2 8 . Februar 1919 unter dem Titel
„Die Freiheit". 192

217 Die „British Socialist Party" (Britische Sozialistische Partei - BSP) wurde 1911
in Manchester gegründet . Sie trieb Propaganda und Agitation im Geiste des
Marx i smus ; ihre zahlenmäßige Schwäche und Losgelöstheit von den Massen
verliehen ihr jedoch einen gewissen sektiererischen Charakter .

W ä h r e n d des ersten Weltkriegs bildeten sich in der Partei zwei Richtungen
he raus : eine offen sozialchauvinistische unter der Führung von H . H y n d m ä n
und eine internationalistische unter der Führung von W . Gallacher, A. Inkpin,
T h . Rothstein u. a. Im Februar 1916 w u r d e die Ze i tung „The Call" gegründet,
die für den Zusammenschluß der Internationalisten von großer Bedeutung
w a r . Die Jahreskonferenz der BSP, die im April 1916 in Salford s tat t fand,
verurteilte die sozialchauvinistische Position H y n d m a n s und seiner Anhänger ,
worauf diese aus der Partei austraten. Seitdem hat ten die internationalistischen
Elemente in der BSP die Führung inne.

Die BSP begrüßte die Sozialistische Oktoberrevolut ion und w a r maßgeblich
an der Bewegung der englischen Werktä t igen gegen die Intervention in So-
wjetrußland beteiligt. 1919 sprach sich die Mehrhei t der örtlichen Parteiorga-
nisationen (98 gegen 4) für den Anschluß an die Kommunistische Internat io-
nale aus . Die BSP spielte eine bedeutende Rolle bei der Gründung der Kom-

- munistischen Partei Großbri tanniens . Auf dem Vereinigungspartei tag 1920
tra t die überwiegende Mehrhei t der örtlichen Organisat ionen der BSP in die
Kommunistische Partei über . 192
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218 £)ie Sozialistische Partei Amerikas (SP) wurde 1901 gegründet. Z u ihren Mit-
begründern gehörte' der populäre amerikanische Arbeiterführer Eugene Debs.
Die zentristische und rechtsopportunistische Führung der Partei (V. L. Berger,
M. Hillquit u. a.) leugnete jedoch die Notwendigkeit der Diktatur des Prole-
tariats, lehnte revolutionäre Kampfmethoden ab und beschränkte die Tät ig-
keit der Partei im wesentlichen auf die Beteiligung an den Wahlkampagnen.
Während des ersten Weltkriegs bildeten sich in der Sozialistischen Partei drei
Strömungen heraus : die Sozialchauvinisten, die" Zentristen und die revolutio-
näre Minderheit.

1919 kam es zur Spaltung der SP. Der linke Flügel, geführt von Charles
Ruthenberg, William Foster, William Haywood u. a., t rat aus der Partei aus,
ergriff die Initiative zur Gründung der Kommunistischen Partei Amerikas und
bildete deren Kern. 193

219 Die Sozialdemokratische Partei der Schweiz entstand Ende der achtziger Jahre
des 19. Jahrhunderts . Großen Einfluß hatten in ihr die Opportunisten, die
während des ersten Weltkriegs eine sozialchauvinistische Position bezogen. Sie
spalteten sich Ende 1916 von der Partei ab und gründeten eine eigene Orga-
nisation. Die Mehrheit der Partei mit Robert Grimm an der Spitze vertrat
zentristische, sozialpazifistische Auffassungen. Der linke Flügel der Partei
stand auf dem Boden des Internationalismus und erstarkte unter dem Einfluß
der Sozialistischen Oktoberrevolution. Im Dezember 1920 traten die Linken
aus der Partei aus und vereinigten sich 1921 mit der Kommunistischen Partei
der Schweiz. 193

220 Über die Rede J. Tanners , eines führenden Funktionärs der englischen Ge-
werkschaften, der als Delegierter a m II. Kongreß der Komintern teilnahm,
spricht W . I. Lenin ausführlich in seiner „Rede über die Rolle der Kommunisti-
schen Partei". (Siehe Werke, Bd. 3 1 , S. 2 2 3 - 2 2 7 . ) 194

221 Diese Bemerkungen schrieb W . I. Lenin auf ein maschinegeschriebenes (deutsch-
sprachiges) Exemplar des Berichts, den A. Sultan-Sade offenbar für die Kom-
mission für die nationale und die koloniale Frage vorbereitet hatte. In der
Plenarsitzung des II. Kongresses der Kommunistischen Internationale am
28. Juli 1920 erstattete Sultan-Sade den Bericht über die Perspektiven der so-
zialen Revolution im Osten. 195

222 Der Konflikt zwischen der Petrograder einheitlichen Konsumkommune und
dem Petrograder Sowjet bestand in folgendem: Im Sommer 1920 schlugen
einige leitende Mitarbeiter des Exekutivkomitees des Petrograder Sowjets mit
G. J. Sinowjew an der Spitze und des Petrograder Gewerkschaftsrats vor, die
Brotration, deren H ö h e sich generell nach der Arbeitsleistung richtete, nicht
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nur für Arbeitstage, sondern auch für arbeitsfreie und Feiertage an die Arbei-
ter auszugeben. Die Leitung der Petrograder Kommune (A. J. Badajew u. a.)
sprach sich gegen diesen Vorschlag aus, weil sie der Meinung war, daß eine
solche zusätzliche Ausgabe von Brot das Prinzip der Versorgung nach Arbeits-
leistung verletze und außerdem nicht durch die nötigen Getreidereserven ge-
sichert sei; sie könnte überhaupt die regelmäßige Ausgabe der Rationen nach
Arbeitsleistung gefährden und das Vertrauen der Arbeiter zum Versorgungs-
apparat untergraben. Der Petrograder Sowjet setzte sich jedoch über die Mei-
nung der Leitung der Petrograder Kommune hinweg und verkündete die Aus-
gabe von Rationen für Feiertage. Badajew lehnte es ab, diese Anordnung zu
befolgen, und erklärte, daß die Leitung der Petrograder Kommune unter sol-
chen Bedingungen nicht arbeiten könne. Das Petrograder Gouvernements-
komitee der KPR(B) erörterte am 5. Juli 1920 „die Weigerung des Gen. Bada-
jew, den Beschluß des Großen Präsidiums vom 23. Juni d. J. über die Er-
höhung der Brotrationen, über die Ausgabe von 5 Pfund als Ausgleich für die
Rückstände in der Brotbelieferung und über die Ausgabe von Rationen an
Arbeiter während ihres Urlaubs durchzuführen", und beschloß: „1. Alle Stadt-
bezirksbüros, alle verantwortlichen Mitarbeiter der Petrograder Kommune
werden angewiesen, auf ihren Posten zu bleiben und die Arbeit ohne die ge-
ringste Stockung durchzuführen, bis das Petrograder Komitee und das Exe-
kutivkomitee eine besondere Anordnung treffen. 2. Es wird für notwendig
erachtet, die Zusammensetzung der Leitung der Petrograder Kommune grund-
legend zu verändern; das Büro des Gouvemementskomitees wird beauftragt,
zusammen mit dem Präsidium des Exekutivkomitees neue Genossen zu benen-
nen, sie vom Kontrollrat der Petrograder Kommune bestätigen zu lassen und
sich diesbezüglich vorübergehend, bis zur Einberufung der Stadtkonferenz der
Betriebskomitees und Gewerkschaftsverbände, mit Moskau in Verbindung zu
setzen." (Institut für Parteigeschichte beim Leningrader Gebietskomitee der
KPdSU, Parteiarchiv.) 196

223 Der Konflikt zwischen der Petrograder Kommune und dem Petrograder So-
wjet wurde auf der Plenartagung des ZK der KPR(B) am 16. Juli 1920 behan-
delt. Im Zusammenhang damit schrieb W. I. Lenin den hier veröffentlichten
Beschlußentwurf. Lenins Vorschläge wurden angenommen. In Anbetracht des-
sen, daß die Beziehungen, die sich zwischen den leitenden Mitarbeitern der
Petrograder Kommune und denen des Petrograder Sowjets herausgebildet hat-
ten, zu neuen Konflikten führen konnten, faßte das ZK den Beschluß, A. J.
Badajew und einige weitere Mitarbeiter der Petrograder Kommune nach Mos-
kau zu versetzen. Badajew wurde als Vorsitzender der Moskauer Konsum-
genossenschaft bestätigt. 196
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224 rj i e Antworten wurden von W. I. Lenin auf das Telegramm des Ministers
für Auswärtige Angelegenheiten der Fernöstlichen Republik und Mitglieds des
Fernöstlichen Büros des ZK der KPR(B) A. M. Krasnoschtschokow vom 17. Juli
1920 geschrieben, das die Mitteilung über das am 15. Juli unterzeichnete Waf-
fenstillstandsabkommen mit Japan enthielt. In einem gesonderten Protokoll,
das ebenfalls von den Vertretern der Fernöstlichen Republik und Japans un-
terzeichnet war, hieß es, daß der beste Weg zur Herstellung des Friedens im
Fernen Osten die Bildung eines „Pufferstaates" sei. Dieser Staat müsse auf
demokratischer Grundlage aufgebaut sein und eine einheitliche Regierung
haben, die auf einer Konferenz von Vertretern aller Gebiete des Fernen
Ostens gebildet werden müsse. In diesem Zusammenhang bat Krasnoschtscho-
kow Lenin, schnellstens auf die im Telegramm gestellten Fragen zu antwor-
ten. 196

225 Vierpunktetvahlsystem - Kurzbezeichnung für das allgemeine, gleiche, direkte
und geheime Wahlrecht. 196

226 Hier ist wahrscheinlich die Gewährleistung einer kommunistischen Mehrheit
in den demokratischen staatlichen Institutionen gemeint. 196

227 W . I. Lenin hielt die hier veröffentlichte Rede auf einer Massenkundgebung,
die nach Beendigung der ersten Sitzung des II. Kongresses der Komintern a m
Abend des 19. Juli auf dem Urizkiplatz in Petrograd stattfand. 197

228 Es handelt sich u m Maxim Gorkis Artikel „Wladimir Iljitsch Lenin", der in
Nr . 12 der Zeitschrift „Die Kommunistische Internationale". Jahrgang 1920,
als Leitartikel erschienen war , und u m einen Brief Gorkis an Herber t G. Wells
in der gleichen Nummer der Zeitschrift.

Sowohl der Artikel als auch der Brief Gorkis waren durchdrungen vom Ge-
fühl aufrichtiger Liebe zu Lenin und von Bewunderung für seine Tätigkeit, sie
waren jedoch vom Standpunkt des Personenkults geschrieben und enthielten
eine Reihe politisch schädlicher Behauptungen. Gorki gab in ihnen eine äußerst
subjektive, dem Wesen nach idealistische Einschätzung der Rolle Lenins, des
russischen Volkes und des Charakters der Revolution in Rußland. Gorki ließ
die führende Rolle der Kommunistischen Partei, die entscheidende Rolle der
Arbeiterklasse und der werktätigen Bauernschaft Rußlands in der Revolution
außer acht.

Am 3 1 . Juli 1920 nahm das Politbüro des Z K der KPR(B) den hier ver-
öffentlichten Antrag Lenins an.

.Die Kommunistische Internationale" - Zeitschrift, Organ des Exekutiv-
komitees der Kommunistischen Internationale; erschien in russischer, englischer,
französischer, deutscher, spanischer und chinesischer Sprache. Die erste N u m -
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mer erschien am 1. Mai 1919. In der Zeitschrift wurden Dokumente der Kom-
intern und theoretische Artikel veröffentlicht, darunter eine Reihe Leninscher
Arbeiten („Die Dritte Internationale und ihr Platz in der Geschichte", „Über
die Aufgaben der III. Internationale (Ramsay MacDonald über die III. Inter-
nationale)", „Gruß den italienischen, französischen und deutschen Kommu-
nisten", „Die Wahlen zur Konstituierenden Versammlung und die Diktatur
des Proletariats", „Notizen eines Publizisten" u. a.). Die Redaktion der Zeit-
schrift setzte sich aus Vertretern aller Parteien zusammen, die der Komintern
angehörten. Die Zeitschrift beleuchtete Grundfragen der marxistisch-leninisti-
schen Theorie im Zusammenhang mit Problemen der internationalen kom-
munistischen und Arbeiterbewegung, die Erfahrungen beim Aufbau des Sozia-
Iismus in der Sowjetunion und setzte sich mit verschiedenen antileninistischen
Strömungen auseinander. Ihr Erscheinen wurde im Juni 1943 im Zusammen-
hang mit dem Beschluß des Präsidiums des Exekutivkomitees der Komintern
vom 15. Mai 1943 über die Auflösung der Kommunistischen Internationale
eingestellt. 198

229 Am 19. August 1920 wurde in der Sitzung des Politbüros des ZK der KPR(B)
die Lage an der polnischen und an der Wrangelfront erörtert. Das Politbüro
hielt die Wrangelfront für die wichtigste und legte eine Reihe von Maßnahmen
zu ihrer Verstärkung fest, insbesondere faßte es einen Beschluß über die Ver-
legung der 6. Division der Ersten Reiterarmee an die Wrangelfront.

Am 20. August 1920 erhob der Oberkommandierende in einem Schreiben
an den Revolutionären Kriegsrat der Republik Einspruch gegen die Verlegung
der 6. Division mit der Begründung, daß sie den Kern der Ersten Reiterarmee
bilde und in qualitativer Hinsicht die übrigen drei Divisionen aufwiege. Auf
dem Schreiben des Oberkommandierenden befindet sich folgende Bemerkung
J. W . Stalins: „Diese Angaben sind falsch: die übrigen drei Divisionen
haben zusammen mindestens 10 000 Säbel, wobei die 4. Kavallerie-
division, die in der Reiterarmee verbleibt, älter und gefestigter ist als die
sechste."

Nachdem W. I. Lenin das erwähnte Schreiben gelesen hatte, brachte er seine
Vorschläge zu Papier.

Wahrscheinlich bei der Erörterung dieser Vorschläge schrieb Lenin unter die
ersten beiden Punkte den Vermerk: „Krestinski dagegen", unter den vierten
Punkt: „Krestinski enthielt sich der Stimme" und unter den fünften Punkt:
„Krestinski dafür".

Die Numerierung der Punkte wurde wie im Manuskript beibehalten. 198
230 Es handelt sich um den Befehl des Revolutionären Kriegsrats der Westfront

Nr. 1847 vom 20. August 1920, in dem es hieß, daß die polnische Friedens-



580 Anmerkungen

delegation durchweg aus Spionen und Agenten bestehe und daß ein Friedens-
vertrag nur „auf den Trümmern des weißen Polens" abgeschlossen werden
könne. 199

231 Am 2 3 . August 1920 hob der Revolutionäre Kriegsrat der Republik den Befehl
des Revolutionären Kriegsrats der Westfront auf und erteilte ihm wegen sei-
ner falschen Handlungsweise einen Verweis. Gleichzeitig wurde der Leiter der
sowjetischen Delegation bei den Verhandlungen mit Polen, K. Ch. Dan i -
schewski, angewiesen, die polnische Delegation von dem Beschluß des Revo-
lutionären Kriegsrats der Republik über die Aufhebung des Befehls des Revo-
lutionären Kriegsrats der Westfront in Kenntnis zu setzen, falls diese durch
die in der Sitzung der Delegation bereits abgegebene Erklärung nicht zufrie-
dengestellt ist. 199

232 Die i x . Gesamtrussische Konferenz der KPR(B) fand vom 22. bis 25 . Sep-
tember 1920 in Moskau statt. An der Konferenz nahmen 241 Delegierte teil
(116 mit beschließender und 125 mit beratender Stimme), die 700 000 Partei-
mitglieder vertraten. Z u der Konferenz kamen Vertreter der Gouvernements-
organisationen der RSFSR und der Ukraine sowie von den Zentralkomitees
der Kommunistischen Parteien Aserbaidshans und Armeniens. Die Rote Ar-
mee wa r durch 34 Delegierte vertreten. Auf der Tagesordnung s tanden:
1. Referat eines Vertreters der polnischen Kommunisten; 2. politischer Rechen-
schaftsbericht des Z K ; 3 . organisatorischer Rechenschaftsbericht des Z K ; 4. die
nächsten Aufgaben des Parteiaufbaus; 5. Bericht der Kommission zum Stu-
dium der Parteigeschichte und 6. Bericht über den II. Kongreß der Komintern.

In der ersten Sitzung der Konferenz erstattete W. I. Lenin den politischen
Rechenschaftsbericht des Z K . (Siehe Werke, Bd. 3 1 , S. 2 6 4 - 2 6 8 . ) Die H a u p t -
fragen des Berichts waren der Friedensschluß mit Polen und Maßnahmen zur
Zerschlagung der weißgardistischen Armee Wrangeis.

In der Diskussion zu Lenins Bericht wurden besonders die Gründe für den
Mißerfolg der sowjetischen Truppen bei Warschau behandelt. Nach dem
Schlußwort Lenins nahm die Konferenz einstimmig eine Entschließung über
die Bedingungen des Friedensschlusses mit Polen an. Eine Erklärung des Ge-
samtrussischen ZEK über die konkreten Friedensbedingungen, die unter u n -
mittelbarer Leitung Lenins ausgearbeitet und von ihm redigiert worden war ,
wurde gebilügt. (Siehe Lenin-Sammelband X X X V I , S. 1 2 3 - 1 2 6 . russ.)

Auf der Konferenz spielte die Erörterung der nächsten Aufgaben des Partei-
aufbaus eine große Rolle. Dabei hielt der Vertreter der parteifeindlichen
Gruppe des „demokratischen Zentral ismus" T . W . Sapronow ein Korreferat.
Die „Dezisten" traten gegen die Partei- und Staatsdisziplin und die führende
Rolle der Kommunistischen Partei in den Sowjets und in den Gewerkschaften
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auf. Die Parteikonferenz erteilte ebenso wie der IX. Parteitag der KPR(B) der
Gruppe des „demokratischen Zentralismus" eine entschiedene Abfuhr.

Die Konferenz nahm die Resolution „Über die nächsten Aufgaben des Par-
teiaufbaus" an, deren Entwurf Lenin verfaßt hatte. Ebenfalls von Lenin stamm-
ten die „Vorschläge zur Resolution über die nächsten Aufgaben des Partei-
aufbaus". (Siehe den vorliegenden Band, S. 206-208.) Die Konferenz wies auf
die Notwendigkeit hin, die einfachen Parteimitglieder stärker zur aktiven
Teilnahme an der Arbeit der Gouvernementskonferenzen und der Plenar-
tagungen der Gouvernementskomitees der KPR(B) heranzuziehen. Weiterhin
wurden Maßnahmen zur Bekämpfung des Bürokratismus in der Arbeit der
Sowjet- und Wirtschaftsorgane festgelegt. Die Konferenz erachtete es für
notwendig, zum Kampf gegen verschiedene Übergriffe und zur Untersuchung
der Beschwerden von Parteimitgliedern eine Kontrollkommission und bei den
Gouvernementskomitees spezielle Parteikommissionen zu bilden.

Zum organisatorischen Rechenschaftsbericht des ZK nahm die IX. Konfe-
renz eine Resolution an, in der empfohlen wurde, die Arbeit des Sekretariats
des ZK dahingehend zu verbessern, daß sich die Sekretariatsmitglieder mög-
lichst gründlich mit der örtlichen Arbeit vertraut machen und deren Erfahrun-
gen auswerten, daß sie der Arbeit der Agitations- und Propagandaabteilung
mehr Aufmerksamkeit schenken sollen. Weiterhin wurde auf die Notwendig-
keit hingewiesen, die unmittelbare Leitung der organisatorischen Arbeit der
Parteiorganisationen in den Reihen der Roten Armee und der Flotte von sei-
ten des ZK zu verbessern und nicht zu dulden, daß die Arbeit dieser Organisa-
tionen vom gesellschaftlichen Leben isoliert wird. 200

233 W . I. Lenin meint die Behauptung A. M. Kollontais, daß es Unterdrückung
von Kritik gegeben habe, indem man denjenigen, die kritisierten, bisweilen
vorschlug, wie sie sich ausdrückte, „in schöne, heiße Gegenden" zu fahren,
„um Pfirsiche zu essen". 202

234 Die Vorschläge W . I. Lenins über die Zusammensetzung der Kontrollkom-
mission gingen mit einigen Änderungen in die Resolution der IX. Gesamtrus-
sischen Konferenz der KPR(B) „Über die nächsten Aufgaben des Parteiauf-
baus" ein. (Siehe „Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der Partei-
tage, Parteikonferenzen und Plenartagungen des ZK" . 7. Auflage, Teil I,
1954, S. 506-512. russ.)

Der Text ab: „Bei den Versetzungen ist zu ergänzen:" bis zum Schluß
wurde von Lenin durchgestrichen und ist in der Resolution nicht enthalten.
207

235 pps (p o i s ka Partia Socjalistyczna) - Polnische Sozialistische Partei - refor-
mistische nationalistische Partei, die im Jahre 1892 gegründet wurde . Die PPS,
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deren Programm der Kampf für die Unabhängigkeit Polens zugrunde lag, be-
trieb eine separatistische, nationalistische Propaganda unter den polnischen
Arbeitern und war bestrebt, sie vom gemeinsamen Kampf mit den russischen
Arbeitern gegen die Selbstherrschaft und den Kapitalismus abzulenken. 1906
spaltete sich die PPS in zwei Fraktionen: die PPS-„Lewica" (PPS-Linke) und
die rechte, chauvinistische PPS-„Prawica" („Fracy")-

Die PPS-„Lewica" nahm unter dem Einfluß der SDAPR(B) sowie der
SDKPuL (Sozialdemokratie des Königreichs Polen und Litauens) nach und
nach eine konsequent revolutionäre Position ein.

Im ersten Weltkrieg bezog ein großer Teil der PPS-„Lewica" eine inter-
nationalistische Stellung und vereinigte sich im Dezember 1918 mit der
SDKPuL. Die vereinigten Parteien gründeten die Kommunistische Arbeiter-
partei Polens (die sich ab 1925 Kommunistische Partei Polens nannte).

Die rechte PPS, an ihrer Spitze Pilsudski, nahm während des ersten Welt-
kriegs eine nationalchauvinistische Haltung ein. Nach der Bildung des pol-
nischen bürgerlichen Staates betrieb sie eine antisowjetische Politik. Während
des zweiten Weltkriegs spaltete sie sich erneut in zwei Gruppen. Der reak-
tionäre, chauvinistische Teil beteiligte sich an der reaktionären polnischen
Londoner Exil„regierung".

Der linke Teil der PPS, der sich „Arbeiterpartei der Polnischen Sozialisten"
nannte, schloß sich mit der 1942 gegründeten Pohlischen Arbeiterpartei (Kom-
munisten) zur Volksfront zum Kampf gegen die Hitlerokkupanten zusammen.
Im Dezember 1948 vereinigten sich beide Parteien und bildeten die Polnische
Vereinigte Arbeiterpartei (PVAP). 208

236 Den „Entwurf einer Resolution über proletarische Kultur" schrieb Lenin in der
Sitzung des Politbüros am 9. Oktober 1920, in der die Ausarbeitung einer
Resolution für den Kongreß des Proletkult auf der Tagesordnung stand. In
diesem Entwurf gibt Lenin die wichtigsten Gedanken seines Resolutionsent-
wurfs „Über proletarische Kultur" wieder, den er am Vortag, am 8. Oktober,
geschrieben hatte. (Siehe Werke. Bd. 31, S. 307/308.)

Proletkult - Kultur- und Bildungsorganisation, die im September 1917 als
unabhängige, selbständige Arbeiterorganisation entstanden war. Nach der
Oktoberrevolution versuchte der Proletkult weiterhin, seine „Unabhängigkeit"
zu verteidigen, und stellte sich damit gegen den proletarischen Staat. Der
Proletkult versuchte, sich der Führung durch die Kommunistische Partei zu
entziehen, und verteidigte seine Unabhängigkeit von den Organen der So-
wjetmacht, insbesondere ,vom Volkskommissariat für Bildungswesen. Die
Anhänger des Proletkult leugneten faktisch die Bedeutung des kulturellen
Erbes und wollten, unter Mißachtung der Aufgaben der Kultur- und Bildungs-
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arbeit unter den Massen und losgelöst vom Leben, sozusagen „unter Labora-
toriumsbedingungen" eine besondere „proletarische Kultur" schaffen. Der füh-
rende Ideologe des Proletkult A. A. Bogdanow bekannte sich in Worten zum
Marxismus, propagierte aber in Wirklichkeit eine subjektiv-idealistische, ma-
chistische Philosophie. Der Proletkult war keine einheitliche Organisation.
Neben bürgerlichen Intellektuellen, die in vielen Organisationen des Proletkult
führend waren, gehörten ihm auch junge Arbeiter an, die ehrlich bestrebt
waren, beim kulturellen Aufbau des Sowjetstaates mitzuhelfen.

Die Partei trat entschieden gegen die separatistischen Tendenzen des Prolet-
kult auf. Im Oktober 1920 stellte Lenin im Politbüro des ZK der KPR(B) die
Frage des Proletkult zur Diskussion. Ausgehend von einem Beschluß des Polit-
büros, der auf einem von Lenin verfaßten Entwurf basierte, arbeitete der
Hauptausschuß für politisch-kulturelle Aufklärung (siehe Anm. 245) eine
Instruktion über die Beziehungen des Proletkult zum Volkskommissariat für
Bildungswesen aus. Diese Instruktion wurde von der Plenartagung des ZK am
10. November 1920 angenommen.

Anfang der zwanziger Jahre begannen die Organisationen des Proletkult
zu zerfallen, und im Jahre 1932 hörte der Proletkult auf zu bestehen. 211

237 Dieser Entwurf wurde mit Ergänzungen in der Sitzung des Politbüros des ZK
der KPR(B) a m 14. Oktober 1920 angenommen. 212

238 £ ) e r Bakuer Kongreß der Völker des Ostens (Erster Kongreß der Völker des
Ostens) fand vom 1. bis 7. September 1920 statt. An ihm nahmen 1891 Dele-
gierte - Vertreter von 3 7 Nationali täten (aus dem Kaukasus, Mittelasien,
Afghanistan, Ägypten, Indien, Iran, China, Korea, Syrien, der Türkei, Japan
und anderen Ländern) teil. Zwei Drittel der Delegierten (1273) waren Kom-
munisten.

Auf der Tagesordnung des Kongresses standen folgende Fragen: 1. Die
internationale Lage und die Aufgaben der Werktät igen der Völker des Ostens ;
2. die nationale und koloniale Frage; 3 . die Agrarfrage; 4. die Sowjets im
Osten ; 5. die Organisationsfrage u. a. Z u r Ausarbeitung der Materialien
wurden auf dem Kongreß vier Sektionen gebildet: zur Agrarfrage, zur nat io-
nalen und kolonialen Frage, zur Frage des Sowjetaufbaus und zur Organisa-
tionsfrage.

Der Kongreß schloß sich den Beschlüssen des II. Kongresses der Kommuni-
stischen Internationale an und arbeitete auf deren Grundlage eine Reihe Re-
solutionen aus. Z u r Verwirklichung der gefaßten Beschlüsse bildete der Kon-
greß beim Exekutivkomitee der Komintern ein ständiges Organ, den Propa-
ganda- und Aktionsrat der Völker des Ostens.
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Eine Einschätzung des Bakuer Kongresses gab Lenin in seiner Rede am
15. Oktober 1920. (Siehe Werke, Bd. 3 1 , S. 321.) 212

239 £>er v o n yf \ Lenin vorgelegte Beschlußentwurf über die Wiederherstellung
der Baltischen Flotte wurde in der Sitzung des Rats für Arbeit und Verteidi-
gung am 23 . Oktober 1920 angenommen. 214

240 Über die Versorgung der Sowjetangestellten nach Arbeitsleistung wurde in
der Sitzung des Rats der Volkskommissare a m 23 . Oktober 1920 beraten.
Lenins Vorschläge wurden vollständig in den diesbezüglichen Beschluß aufge-
nommen. Der Rat der Volkskommissare beauftragte die in der Sitzung gebil-
dete Kommission, am 26. Oktober 1920 Bericht zu erstatten. 215

241 Dieser Beschlußentwurf wurde mit Ergänzungen in der Sitzung des Politbüros
des ZK der KPR(B) am 26. Oktober 1920 zu dem Punkt „Über Stimmungen
innerhalb der Partei" angenommen. 215

242 Die Presseerklärung über die Kontrollkommission, die auf Beschluß der
IX. Gesamtrussischen Konferenz der KPR(B) gebildet worden war, wurde am
28. Oktober 1920 auf der ersten Seite der „Prawda" veröffentlicht. 215

243 Das vorliegende Dokument ist Teil eines Beschlusses des Rats der Volks-
kommissare, der am 26. Oktober 1920 im Zusammenhang mit der Diskussion
über die Organisierung der Verbindung zwischen den Volkskommissariaten
für Wirtschaft angenommen wurde.

Die Frage der Organisierung der Verbindung zwischen den Volkskommis-
sariaten für Wirtschaft war im April 1920 auf dem IX. Parteitag der KPR(B)
aufgeworfen worden. In der dazu angenommenen Resolution hieß es: „Der
Parteitag beauftragt das ZK, in nächster Zeit ein System der tagtäglichen
organisatorischen Verbindung zwischen dem Obersten Volkswirtschaftsrat und
den übrigen unmittelbar mit der Wirtschaft verbundenen Volkskommissariaten
(den Volkskommissariaten für Ernährungswesen, Verkehrswesen, Landwirt-
schaft) auszuarbeiten mit dem Ziel, eine völlige Einheitlichkeit bei der Durch-
führung des vom Parteitag bestätigten Wirtschaftsplans zu gewährleisten."
(„Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der Parteitage, Parteikonfe-
renzen und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I, 1954, S. 490, russ.)
Entsprechend einem Beschluß des Parteitags hielt Lenin in der Sitzung des
Rats der Volkskommissare am 26. Oktober 1920 eine Rede „Ober die Ko-
ordinierung der Arbeit der Kommissariate für Wirtschaft zur Ausarbeitung
eines einheitlichen Wirtschaftsplans" und legte seinen Beschlußentwurf vor.
217

244 Diese Dreiergruppe war am 26. Oktober 1920 vom Rat der Volkskommissare
benannt worden, um Angaben über die zwischenbehördlichen Kommissionen
zusammenzutragen. 217
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245 Lenins Entwurf ging vollständig in den Beschluß über den Hauptausschuß
für politisch-kulturelle Aufklärung ein, der in der Sitzung des Politbüros des
ZK der KPR(B) am 28. Oktober 1920 angenommen wurde.

Der Hauptausschuß für politisch-kulturelle Aufklärung wurde beim Volks-
kommissariat für Bildungswesen auf Grund des am 12. November 1920 von
W. I. Lenin unterzeichneten Dekrets des Rats der Volkskommissare gebildet.
Er war m administrativer und organisatorischer Hinsicht dem Volkskommis-
sariat für Bildungswesen, in allen Fragen jedoch, die den ideologischen Inhalt
seiner Arbeit betrafen, unmittelbar dem ZK der KPR(B) unterstellt. Der
Hauptausschuß für politisch-kulturelle Aufklärung koordinierte die gesamte
politische Bildungsarbeit sowie die Agitations- und Propagandaarbeit, er leitete
die Massenschulung für Erwachsene (Beseitigung des Analphabetentums,
Schulen, Klubs, Bibliotheken und Lesestuben) sowie die Bildungsarbeit inner-
halb der Partei (kommunistische Hochschulen, Parteischulen). Geleitet wurde
der Hauptausschuß für politisch-kulturelle Aufklärung bis zu seiner U m -
wandlung in den Sektor Massenarbeit des Volkskommissariats für Bildungs-
wesen (Juni 1930) von N . K. Krupskaja. 218

246 Gemeint ist der Beschluß des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees „Über
Maßnahmen zur Verstärkung der Arbeit des Volkskommissariats für Bildungs-
wesen". Der Beschluß war in Nr. 226 der „Iswestija WZIK" vom 10. Oktober
1920 veröffentlicht. 218

247 In der Plenarsitzung des ZK der KPR(B) am 9. November 1920 wurde G. M.
Krshishanowski beauftragt, für den VIII. Gesamtrussischen Sowjetkongreß ein
Referat „Über die Elektrifizierung Rußlands" vorzubereiten. Dieses Referat
wurde auf dem Sowjetkongreß, der vom 22. bis 29 . Dezember 1920 in Mos-
kau stattfand, auf Vorschlag des Präsidiums in die Tagesordnung des Kon-
gresses aufgenommen. 220

248 Der von W . I. Lenin vorgelegte Beschlußentwurf wurde fast unverändert am
10. November 1920 vom Plenum des ZK angenommen.

Über den Proletkult siehe Anm. 236. 222
249 Siehe Anm. 245. 222
250 £ j e r vorliegende Entwurf wurde vom Plenum des Z K der KPR(B) in seiner

Abendsitzung am 10. November 1920 zum Referat des Gen. Artjom (F. A.
Sergejew) „Über die Heranziehung der Legien-Gewerkschaften zur Kontrolle
über die Erfüllung unserer Aufträge" angenommen. 222

251 Z u r möglichst raschen Wiederherstellung der Volkswirtschaft sowie zur Her -
stellung friedlicher Geschäftsbeziehungen mit kapitalistischen Staaten er-
achtete es die Sowjetregierung für möglich, ausländischen Gesellschaften Kon-
zessionen zu erteilen. Am 30. Oktober 1920 bildete der Rat der Volkskom-

38 Lenin, Ergänzungsband
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missare eine spezielle Kommission, die den Entwurf eines Dekrets über die
Konzessionen ausarbeiten sollte. In einer Notiz für AI I, Kalinin vom 12. N o -
vember teilte W. J. Lenin seine Bemerkungen zu dem ihm zugesandten Ent-
wurf mit. (Siehe Briefe, Bd. VII , Dokument 11.) Am 16. November wurde
der von der Kommission vorgelegte Entwurf in der Sitzung des Rats der
Volkskommissare behandelt. Im Zusammenhang damit schrieb Lenin den
hier veröffentlichten Beschlußentwurf, der vom Rat der Volkskommissare an-
genommen wurde. 223

252 Das Dekret über die Konzessionen wurde vom Rat der Volkskommissare am
2 3 . November 1920 bestätigt. Kurz darauf erschien die Broschüre „Über die
Konzessionen. Dekret des Rats der Volkskommissare vom 23 . November
1920. Text des Dekrets. Objekte der Konzessionen. Karten". Das Dekret, die
Karten der Konzessionen sowie eine Reihe von Artikeln über dieses Problem
wurden 1921 in deutscher Sprache in Nr. 1 -2 der Zeitschrift „Russische Kor-
respondenz" veröffentlicht.

Über die Konzessionen siehe auch W. I. Lenin, Werke, Bd. 31,- S. 434 bis
454 und 4 5 9 - 4 8 2 . 223

253 Dieser Beschlußentwurf wurde mit geringfügigen Ergänzungen in der Sitzung
des Politbüros des ZK der KPR(B) am 27. November 1920 angenommen. 223

254 Der Rat für Verteidigung (Rat der Arbeiter-und-Bauern-Verteidigung) wurde
auf Beschluß des Gesamtrussischen ZEK vom 30. November 1918 gegründet,
um die gesamte Arbeit zur Verteidigung der Sowjetrepublik zu leiten und zu
koordinieren.

Vorsitzender des Rats für Verteidigung war W. I. Lenin.
Nach der Liquidierung der Hauptfronten des Bürgerkriegs und der Inter-

vention wurde der Rat für Verteidigung Anfang April 1920 in den Rat für
Arbeit und Verteidigung umgewandelt. Nach Beendigung des Bürgerkriegs
fungierte der Rat für Arbeit und Verteidigung entsprechend einem Beschluß
des VIII. Gesamtrussischen Sowjetkongresses vom 29. Dezember 1920 als
Kommission des Rats der Volkskommissare. Seine Hauptaufgabe war die
Koordinierung der Arbeit aller Behörden und Institutionen, die mit der Ver-
teidigung des Landes und dem wirtschaftlichen Aufbau zu tun hatten. Er be-
stand bis 1937. 224

255 In Aserbaidshan entstanden die Komitees der Dorfarmut nach der Proklamie-
rung Aserbaidshans zur Sozialistischen Sowjetrepublik. Der Beschluß über ihre
Organisierung wurde im August 1920 vom Politbüro des ZK der AKP(B) ge-
faßt. 224

250 Am 27. November 1920 behandelte das Politbüro des ZK der KPR(B) die
Thesen für den Bericht G. J. Sinowjews an den bevorstehenden VIII. Gesamt-
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russischen Sowjetkongreß „Über die Verbesserung der Tätigkeit der Sowjet-
organe im Zen t rum und a n der Peripherie und den Kampf gegen den Büro-
kratismus". Das Politbüro bestätigte den hier veröffentlichten Entwurf W . I.
Lenins und bildete eine Kommission, die beauftragt wurde , die Thesen u m -
zuarbeiten. In ihrer endgültigen Fassung wurden die Thesen a m 14. Dezem-
ber 1920 in der „Prawda" und den „Iswestija W Z I K " veröffentlicht. 225

257 L. B. Krassin leitete die sowjetische Delegation bei den Verhandlungen mit
der englischen Regierung über den Abschluß eines Handelsabkommens. 225

258 £)i e Aktionskomitees (Aktionsräte) wurden im August 1920 von engli-
schen Arbeitern gegründet mit dem Ziel, den Eintritt Englands in den Krieg
gegen Sowjetrußland zu verhindern. Bei der Organisierung der Aktions-
komitees spielte die Kommunistische Partei Großbritanniens eine große Rolle.
Die Komitees setzten sich für die Anerkennung Sowjetrußlands durch Eng-
land und für die Aufnahme normaler Beziehungen zwischen beiden Ländern
ein.

D a s Politbüro des Z K der KPR(B) nahm den von W . I. Lenin eingebrach-
ten Beschlußentwurf an .

Siehe auch den vorliegenden Band, S. 228/229. 226
259 De r von W . I. Lenin verfaßte Entwurf wurde a m 30 . November 1920 vom

Rat der Volkskommissare angenommen. 226
260 £)je Wirtschaftskommission, eine Kommission zur Organisierung der Verbin-

dung zwischen allen Volkskommissariaten für Wirtschaft, wurde a m 26. N o -
vember 1920 gebildet. Ihr Leiter w a r W . I. Lenin. Die Kommission erarbei-
tete ein Projekt zur Reorganisierung des Rats für Arbeit und Verteidigung mit
dem Ziel, das Schwergewicht seiner Arbeit auf die Aufgaben des wirtschaft-
lichen Auf baus zu verlagern.

D a s hier veröffentlichte Dokument bildete die Grundlage für den Beschluß
„Über den Rat für Arbeit und Verteidigung", der im N a m e n des Gesamt-
russischen ZEK und des Rats der Volkskommissare auf dem VII I . Sowjetkon-
greß eingebracht und a m 29. Dezember 1920 von diesem bestätigt wurde . 227

261 p e r vorliegende Entwurf wurde in der Sitzung des Politbüros des Z K der
KPR(B) a m 4. Dezember 1920 angenommen. Siehe dazu auch YV. I. Lenin,
Briefe, Bd. VI I , Dokument 22 . 228

262 Gemeint ist das Memorandum, das die Sowjetregierung am 29. Juni 1920 an
die englische Regierung gerichtet hatte. (Siehe „Dokumente der Außenpolitik
der UdSSR", Bd. II, Moskau 1958, S. 5 9 3 - 5 9 8 , russ.) 229

263 Der letzte Satz ist im Manuskript durchgestrichen.
Über die Verhandlungen mit England über die Unterzeichnung eines H a n -

delsabkommens siehe W . I. Lenin, Werke , Bd. 3 1 , S. 488/489. 229

38*
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264 W. I. Lenin meint die Broschüre „Über die Konzessionen. Dekret des Rats
der Volkskommissare vom 23. November 1920. Text des Dekrets. Objekte der
Konzessionen. Karten", Moskau 1920. 229

265 Die Frage der Umgestaltung der Arbeit des Volkskommissariats für Bildungs-
wesen wurde von Lenin bereits im November 1920 aufgeworfen. (Siehe
5. russische Ausgabe der Werke, Bd. 42, S. 376.) Die Notwendigkeit der Re-
organisation ergab sich daraus, daß die Arbeit und die Struktur des Volks-
kommissariats nicht den neuen Aufgaben der Volksbildung entsprachen, die
durch den Übergang zum friedlichen sozialistischen Aufbau entstanden waren.
In einem Brief an A. W. Lunatscharski vom 29. November 1920 legte Lenin
seine vorläufigen Vorstellungen über die Reorganisation des Volkskommis-
sariats für Bildungswesen dar. (Siehe Briefe, Bd. VII, Dokument 37.) Der hier
veröffentlichte Beschlußentwurf Lenins wurde nach Hinzufügung von Punkt 2
am 8. Dezember 1920 vom Plenum des ZK der KPR(B) angenommen.

Punkt 2 lautet: „Der Volkskommissar leitet die organisatorische und admi-
nistrativ-operative Arbeit des Volkskommissariats für Bildungswesen im ge-
samtrussischen Maßstab ebenso wie die Arbeit innerhalb des Apparats des
Volkskommissariats nur über seinen Stellvertreter." 234

266 Am 26. Januar 1921 bildete das Plenum des ZK der KPR(B) zur Ausarbeitung
eines Projekts für die allgemeine Reorganisation des Volkskommissariats für
Bildungswesen eine Kommission, die von Lenin geleitet wurde. Am 28. Januar
bat Lenin in einem Brief an die Kollegiumsmitglieder des Volkskommissariats
für Bildungswesen, ihm schnellstens Materialien über die verschiedenen Arten
von Schulen zusammen mit dem Wortlaut der geltenden Gesetze zu schicken.
(Siehe Briefe, Bd. VII, Dokument 100.) Auf Vorschlag Lenins gewährte das
Politbüro des ZK der Kommission am 2. Februar das Recht, dem Kollegium
des Volkskommissariats für Bildungswesen im Namen des ZK der Partei
Direktiven zu erteilen. Am 5. Februar wurden die von Lenin verfaßten „Di-
rektiven des Zentralkomitees an die im Volkskommissariat für Bildungswesen
arbeitenden Kommunisten" in Nr. 25 der „Prawda" veröffentlicht. (Siehe
Werke, Bd. 32, S. 114-116.)

Am 11. Februar bestätigte der Rat der Volkskommissare die von den Kom-
missionsmitgliedern ausgearbeiteten und von Lenin redigierten „Bestimmun-
gen über das Volkskommissariat für Bildungswesen". Sie wurden in Nr. 33
der „Iswestija WZIK" vom 15. Februar veröffentlicht. Auf der Grundlage
dieser Bestimmungen wurde im Verlauf des Jahres 1921 die Reorganisation
des Volkskommissariats für Bildungswesen vorgenommen. 235

267 Das hier veröffentlichte Dokument ist als Punkt 1 in den Beschluß „Über die
Produktionspropaganda" eingegangen, der a m 8. Dezember 1920 vom Plenum
des ZK der KPR(B) angenommen wurde.
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Siehe auch die von W . I. Lenin verfaßten „Thesen über Produktionspropa-
ganda" (Werke, Bd. 3 1 , S. 3 9 8 - 4 0 0 ) . 235

268 Die vorliegenden Ergänzungen wurden in den Wor t lau t des Beschlusses des
Z K der KPR(B) v o m 20. Dezember 1920 über die Schaffung einer speziellen
Produktionszeitung aufgenommen. 236

269 jr) e r y / / /_ Gesamtrussische Sowjetkongreß der Arbeiter-, Bauern-, Rotarmi-
sten- und Kosakendeputierten fand vom 22. bis 29 . Dezember 1920 in M o s -
kau statt . A n ihm nahmen 2 5 3 7 Delegierte, davon 1728 mit beschließender
und 809 mit beratender Stimme teil, das waren wesentlich mehr Delegierte
als bei allen vorangegangenen Sowjetkongressen. 9 1 , 7 % der Delegierten
waren Kommunisten. Auf der Tagesordnung standen folgende Fragen: Bericht
über die Tätigkeit des Gesamtrussischen ZEK und des Rats der Volkskommis-
sare, die Elektrifizierung Rußlands, die Wiederherstellung der Industrie und,
des Verkehrswesens, die Entwicklung der landwirtschaftlichen Produktion und
die Hilfe für die bäuerlichen Wirtschaften, die Verbesserung der Tätigkeit
der Sowjetorgane und der Kampf gegen den Bürokratismus. Die wichtigsten
Fragen der Tagesordnung wurden vorher in Fraktionssitzungen der KPR(B)
beraten. Z u r allseitigen und gründlichen Erörterung der Fragen wurden auf
dem Kongreß drei Sektionen gebildet: die Sektionen Industrie, Landwirtschaft
und Sowjetaufbau.

Der Kongreß arbeitete unter unmittelbarer Leitung W . I. Lenins. Lenin
erstattete in den Plenarsitzungen des Kongresses a m 22. Dezember den Bericht
über die Tätigkeit des Gesamtrussischen ZEK und des Rats der Volkskommis-
sare und hielt a m 2 3 . Dezember das Schlußwort dazu. Außerdem sprach er
sechsmal in den Sitzungen der kommunistischen Fraktion des Kongresses (am
2 1 . , 22 . , 24 . und 2 7 . Dezember) , u. a. über die Konzessionen und bei der
Erörterung der Gesetzesvorlage des Rats der Volkskommissare über M a ß n a h -
men zur Stärkung und Entwicklung der bäuerlichen Wirtschaften vom 14. D e -
zember 1920. Diese Vorlage wurde unter Tei lnahme Lenins auf einer Be-
ratung parteiloser Bauerndelegierten des Kongresses a m 22 . Dezember und in
den Sitzungen der KPR(B)-Fraktion a m 24. und 27. Dezember beraten und
dann einstimmig vom Kongreß angenommen.

Ferner nahm der VIII . Sowjetkongreß den auf Initiative W . I. Lenins aus-
gearbeiteten Plan für die Elektrifizierung Rußlands, den GOELRO-Plan , und
eine von Lenin verfaßte Resolution zu G. M . Krshishanowskis Referat über
die Elektrifizierung an.

Siehe auch W . I. Lenin. Werke, Bd. 3 1 , S. 4 5 7 - 5 3 1 . 236
270 Auf Beschluß des Plenums des Z K der KPR(B) vom 8. Dezember 1920 wa r

der X. Parteitag für Februar 1921 anberaumt worden. Im Januar beschloß
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das ZK, der Bitte der örtlichen Organisationen zu entsprechen und den Partei-
tag auf März zu verlegen. 238

271 Lenin meint das Dekret des Rats der Volkskommissare über die Konzessio-
nen vom 23 . November 1920, das a m 2 5 . November 1920 in Nr . 265 (1112)
der „Iswestija W Z I K " veröffentlicht worden war . 247

272 Unmittelbarer Anlaß zu der Note Curzons waren die Erfolge der Roten Ar -
mee, die im Sommer 1920 die weißgardistischen polnischen Eindringlinge aus
der Ukraine und Belorußland vertrieben hatte. U m den Vormarsch der Roten
Armee aufzuhalten und einen Zusammenbruch des gutsherrlichen Polens sowie
die Zerschlagung Wrangeis zu verhindern, richtete die englische Regierung am
1 1 . Juli 1920 eine von Außenminister Curzon unterzeichnete Note an Sowjefc-
rußland. Diese enthielt die ultimative Forderung, den Vormarsch der Roten
Armee einzustellen, einen Waffenstillstand mit Polen abzuschließen und den
Krieg gegen Wrangel zu beenden. Die englische Regierung bo t ihre Vermit t -
lung an und drohte im Namen des Obersten Rats der Entente für den Fall,
daß das Ul t imatum nicht angenommen würde , Polen „mit allen zur Verfügung
stehenden Mitteln" Hilfe zu erweisen.

In ihrer auf der Grundlage der Vorschläge W. I. Lenins verfaßten Antwor t -
note lehnte die Sowjetregierung entschieden eine Vermitt lung Curzons ab und
bestand auf direkten Verhandlungen mit Polen. Sie protestierte gegen die
Versuche Englands, die Krim zu annektieren, und erklärte sich bereit, die per-
sönliche Sicherheit Wrangeis und die Sicherheit seiner Truppen zu garantie-
ren, jedoch nur unter der Bedingung ihrer unverzüglichen und vollständigen
Kapitulation. 248

273 Es handelt sich um S. I. Gussews Broschüre „Der einheitliche Wirtschaftsplan
- und der einheitliche Wirtschaftsapparat", die 1920 zum VIII . Gesamtrussischen

Sowjetkongreß erschienen war . 249
274 Gemeint ist die Zah l der Angestellten in allen Verwaltungs- , Wirtschafts- und

Kulturinstitutionen, die damals dem Moskauer Sowjet unterstanden. 249
275 W . I. Lenin meint S. I. Gussews 1920 erschienene Broschüre „Die nächsten

Fragen des wirtschaftlichen Aufbaus (Zu den Thesen des Z K der KPR), M a t e -
rialien zum IX. Parteitag der KPR". 250

276 Gemeint ist die Fernöstliche Republik. (Siehe Anm. 208.) Im Herbst 1920 hatte
Washington Vanderl ip, ein Vertreter des großen amerikanischen Vander l ip-
Syndikats, in Moskau Verhandlungen geführt über Konzessionen auf Fisch-
fanggebiete sowie zur Erkundung und Förderung von Erdöl und Kohle auf
Kamtschatka und im übrigen östlich des 160. Meridians gelegenen Teil Ost-
sibiriens. Ende Oktober wa r ein Vertragsentwurf ausgearbeitet worden, nach
dem das Syndikat die Konzession auf 60 Jahre erhalten sollte. Nach 3 5 Jahren
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sollte die Sowjetregierung das Recht haben, alle Konzessionsunternehmen vor-
fristig zurückzukaufen, und nach Ablauf der ganzen Frist sollten die Unter-
nehmen mit ihren Ausrüstungen in vollem Betrieb unentgeltlich in das Eigen-
tum der RSFSR übergehen. Das Vanderlip-Syndikat erhielt jedoch weder von
seiner Regierung noch von Seiten einflußreicher Finanzgruppen der USA
Unterstützung, und der Vertragsentwurf wurde nicht unterzeichnet. 254

277 Offensichtlich meint W . I. Lenin folgenden Passus im „Programm der Kom-
munistischen Par te i ' Rußlands (Bolschewiki)": „In ihrer gesamten Arbeit im
Dorf stützt sich die KPR nach wie vor auf die proletarischen und halbprole-
tarischen Schichten des Dorfes, sie organisiert vor allem diese zu einer selb-
ständigen Kraft, indem sie Parteizellen im Dorf, Organisationen der Dorf-
armut , einen besonderen Typus von Gewerkschaften der Proletarier und
Halbproletärier des Dorfes usw. schafft, sie auf jede Weise an das städtische
Proletariat heranführt und dem Einfluß der Dorfbourgeoisie und der Klein-
besitzerinteressen entreißt." („Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der
Parteitage, Parteikonferenzen und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage. Teil I,
Moskau 1954, S. 425 . russ.) 255 \

278 W . I. Lenin meint folgenden Passus im „Programm der Kommunistischen
Partei Rußlands (Bolschewiki)": „Die Tei lnahme der Gewerkschaften an der
Wirtschaftsführung und die Heranziehung der breiten Massen zu dieser Ar -
beit durch sie ist zugleich das Hauptmit te l des Kampfes gegen die Bürokrati-
sierung des Wirtschaftsapparats der Sowjetmacht und gibt die Möglichkeit,
eine wirkliche Volkskontrolle über die Ergebnisse der Produktion zu schaffen."
(„Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der Parteitage, Parteikonferen-
zen und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I, Moskau 1954, S". 4 2 2 ,
russ.) 256

279 Bei der Erörterung des Resolutionsentwurfs des VIII . Gesamtrussischen So-
wjetkongresses „Über Maßnahmen zur Stärkung und Entwicklung der bäuer-
lichen Wirtschaften" wa r die kommunistische Fraktion des Kongresses für die
Streichung der Punkte über die persönliche Prämierung von Einzellandwirten
aufgetreten. Am 27 . Dezember 1920 gelangte das Plenum des Z K bei der
Behandlung dieser Frage zu der Feststellung, daß die Fraktion des Kongresses
eine falsche Entscheidung getroffen hatte, und schlug vor, dieselbe zu über-
prüfen. Das Plenum n a h m den von W . I. Lenin vorgelegten Beschlußentwurf
an, in dem die Bedingungen und Prinzipien für die Prämierung von Einzel-
landwirten festgelegt waren. (Siehe den vorliegenden Band, S. 267.) Das; Ple-
num beauftragte Lenin, vor der Fraktion des Kongresses dazu zu sprechen.
Nach dem Auftreten Lenins gab die Fraktion ihren früheren Standpunkt auf.
256
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280 Der Orden des Roten Arbeitsbanners wurde durch Beschluß des VIII . Ge-
samtrussischen Sowjetkongresses eingeführt, um Gruppen von Werktätigen
sowie einzelne Bürger auszuzeichnen, die besondere Selbstlosigkeit, Initiative,
Liebe zur Arbeit und Organisiertheit bei der Lösung der wirtschaftlichen Auf-
gaben an den Tag legen. 260

281 Es handelt sich u m den Delegierten des VIII . Gesamtrussischen Sowjetkongres-
ses Jerjomin. 261

282 Nach Lenins Rede in der Sitzung der KPR(B)-Fraktion des VIII . Gesamt-
russischen Sowjetkongresses (siehe den vorliegenden Band, S. 256 -261) kam
es zu einer Diskussion. Dabei versuchte der Rotarmist Jerjomin, ein Mittel-
bauer, zu beweisen, daß die Kulaken den armen Bauern sowieso die land-
wirtschaftlichen Geräte und die Pferde wegnehmen können. Er führte als
Beispiel an, daß hungernde Bauern im Gouvernement Tambow gezwungen
waren, den Kulaken ihre Pferde für 5 Pud Getreide zu verkaufen. 262

283 Siehe „Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der Parteitage. Partei-
konferenzen und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I, 1954, S. 468,
russ. 266

284 Die Punkte über die Prämierung von Einzellandwirten wurden vom Plenum
des ZK a m 27. Dezember 1920 angenommen und sind in die Resolution des
VIII . Gesamtrussischen Sowjetkongresses „Über Maßnahmen zur Stärkung
und Entwicklung der bäuerlichen Wirtschaften" eingegangen. 267

285 Gemeint ist die von L. B. Kamenew geleitete sogenannte Föderalkommission.
Die Kommission hatte Fragen vorzubereiten, die die staatlichen Beziehungen
der Sowjetrepubliken untereinander betrafen. 267

286 Diese Vorschläge befinden sich auf einem Brief G. W . Tschitscherins an das
Politbüro des Z K der KPR(B) vom 30. Dezember 1920. In diesem Brief teilte
Tschitscherin mit, daß der Vorsitzende des Rats der Volkskommissare Belo-
rußlands A. G. Tscherwjakow auf die äußerst anormale Lage hingewiesen
habe, die im Zusammenhang mit den nicht geregelten staatlichen Beziehungen
zwischen Belorußland und der RSFSR bestand und die eine Zusammenarbeit
der beiden Republiken erschwerte. Tschitscherin sprach sich für den Abschluß
eines Vertrages mit Belorußland auf der gleichen Grundlage wie mit der
Ukraine aus.

Die Frage des Abschlusses eines Bündnisvertrages zwischen Sowjetbeloruß-
land und der RSFSR war im Herbst 1920 von belorussischen Partei- und
Sowjetorganen aufgeworfen worden. Die Verhandlungen, die Ende Dezember
1920 und Anfang Januar 1921 stattfanden, endeten mit der Unterzeichnung
eines Bündnisvertrages zwischen der RSFSR und der Belorussischen Sozialisti-
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sehen Sowjetrepublik am 16. Januar. Am 2 1 . Januar 1921 wurde der Vertrag
von der Tagung des Belorussischen ZEK bestätigt. 267

287 Der von W. I. Lenin vorgelegte Entwurf wurde vom Politbüro des ZK der
KPR(B) am 4. Januar 1921 angenommen. 268

288 Auf der II. Tagung des Gesamtrussischen ZEK der VIII. Wahlperiode
(19./20. März 1921) wurde die Frage des Volkskommissariats für Landwirt-
schaft nicht behandelt. Auf der Tagesordnung standen die Richtlinien für die
Volkskommissariate. In einem Beschluß hierzu wurde der endgültige Termin für
die Vorlage der Richtlinien über die Volkskommissariate und ihre Organe zur
Bestätigung durch das Präsidium des Gesamtrussischen ZEK festgesetzt. 268

289 Am 26. Januar 1921 behandelte das Plenum des ZK der KPR(B) die georgische
Frage (sie stand als Punkt 3 auf der Tagesordnung, daher schrieb W. I. Lenin:
„zu Punkt 3"). Die Erörterung dieser Angelegenheit hing mit den feindlichen
Machenschaffen der menschewistischen Regierung Georgiens gegen die So-
wjetrepublik zusammen. Unter Verletzung des Abkommens mit der RSFSR
vom 7. Mai 1920 verbot Georgien den Transitverkehr für Frachten aus der
RSFSR durch sein Territorium, darunter auch den Transport von Lebens-
mitteln für die hungernde Bevölkerung Armeniens: es verweigerte die Rück-
gabe der wertvollsten russischen Schiffe an die RSFSR, die sich vorher bei der
Wrangelarmee befunden hatten, nach der Vernichtung Wrangels jedoch in
georgische Häfen eingelaufen waren; Georgien wandte Repressalien gegen-
über Mitarbeitern der sowjetischen Botschaft an und beleidigte die Staatsflagge
der RSFSR; es provozierte und unterstützte konterrevolutionäre Ausschrei-
tungen gegen die Sowjetmacht im Nordkaukasus. Wegen dieser Verletzungen
des Abkommens erhoben die Vertreter der RSFSR zu wiederholten Malen
offiziellen Protest. Die georgische Regierung ließ jedoch alle Proteste unbeant-
wortet. 268

280 Der Entwurf W. I. Lenins wurde ohne Änderungen als Punkt a in den Be-
schluß des Plenums aufgenommen. Punkt b lautete: „Die Kaukasusfront wird
angewiesen, reale Garantien auszuarbeiten (Kontrollkommissionen usw.), die
wir auf diplomatischem Wege von der georgischen Regierung fordern könn-
ten, um zu verhindern, daß Georgien den Aufständischen in Dagestan und
Tschetschenien zu Hilfe kommt." (Institut für Marxismus-Leninismus beim
ZK der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.) 269

291 Am 26. Januar 1921 hatten sich 13 Mitglieder des Zektran (Zentralkomitee
des Vereinigten Gewerkschaftsverbandes der Eisenbahn- und Schiffahrtsarbei-
ter) an das ZK der KPR(B) gewandt mit der Bitte, sie von ihren Pflichten als
Mitglieder des Zektran zu entbinden. Ein Motiv für ihre Erklärung war, daß
die Kritik, die während der Gewerkschaftsdiskussion an den Arbeitsmethoden
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des Zektran geübt wurde, bei den Eisenbahn- und Schiffahrtsarbeitern angeb-
lich den Eindruck erweckt habe, das ZK der Partei verurteile die gesamte
frühere und gegenwärtige Tätigkeit des Zektran. Die Verfasser der Erklärung
bezeichneten die Kritik an der Arbeit des Zektran als Hetze von Seiten einer
Gruppe Schiffahrtsarbeiter sowie einzelner Mitglieder des Z K der Partei und
des Präsidiums des Gesamtrussischen Zentralrats der Gewerkschaften. (Zur
Frage des Zektran siehe auch W. I. Lenin, Werke, Bd. 32, S. 18-21.)

Der von W . I. Lenin eingebrachte Beschlußentwurf wurde vom Politbüro
des ZK der KPR(B) am 3 1 . Januar angenommen. 269

292 Gemeint sind Verhandlungen mit dem holländischen Erdölkonzern „Royal
Dutch" darüber, daß diesem das Recht zugestanden wird, Erdölprodukte aus
den Gebieten von Baku und Grosny zu exportieren.

Z u r Frage der Erdölkonzessionen nahm der Rat der Volkskommissare am
I. Februar 1921 einen Beschluß an. dessen erste zwei Punkte auf Grund der
Vorschläge W. I. Lenins formuliert wurden: ,,a) Die Erteilung von Erdöl-
konzessionen in Grosny und in Baku sowie auf anderen in Betrieb befind-
lichen Erdölfeldern wird im Prinzip gebilligt; es werden Verhandlungen aufge-
nommen und beschleunigt durchgeführt, b) Der Oberste Volkswirtschaftsrat
wird beauftragt, eine hochqualifizierte Kommission von erstklassigen Erdöl-
experten nach Baku und Grosny zu entsenden mit dem Auftrag, die Frage der
Sicherung der Erdölgewinnung zu untersuchen und die Ursachen einer even-
tuellen Katastrophe bei den derzeitigen Methoden der Ausbeutung der Erdöl-
felder zu klären. Der Oberste Volkswirtschaftsrat wird beauftragt, dem Rat
der Volkskommissare die Liste der Kommissionsmitglieder zur Bestätigung vor-
zulegen." (Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU, Zentrales
Parteiarchiv.)

Zur Frage der Erdölkonzessionen siehe auch W. I. Lenin, Werke, Bd. 32,
S. 1 2 9 - 1 3 1 ; den vorliegenden Band. S. 279-282 , und Briefe. Bd. VII, Doku-
ment 84 und 91 . 270

293 Der hier veröffentlichte Entwurf wurde in der Sitzung des Rats der Volks-
kommissare am 1. Februar 1921 angenommen. 270

294 Am 9. Februar 1921 nahm der Rat für Arbeit und Verteidigung einen Bericht
W. A. Awanessows über die Lage in der Brennstoffversorgung entgegen und
ernannte eine Kommission (F. E. Dzierzynski, A. A. Andrejew, D . I. Kurski,
A. I. Rykow und W . W . Fomin), die beauftragt wurde, zur nächsten Sitzung
des Rats für Arbeit und Verteidigung einen Beschlußentwurf vorzulegen. Am
II . Februar brachte Dzierzynski einen Entwurf ein, der mit den von W. I.
Lenin vorgeschlagenen Änderungen und Ergänzungen bestätigt wurde. Der
zeitweiligen Kommission, von der in dem hier veröffentlichten Dokument die
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Rede ist, gehörten Awanessow, Bergaus, Krylenko, Lomow und Messing an.
271

295 Dieser Besdilußentwurf ging vollständig in den Beschluß ein, der v o m Rat
der Volkskommissare in seiner Sitzung a m 15. Februar 1921 zu dem Bericht
der Kommission zur Oberprüfung des Importplans (Punkt 2 und 3) angenom-
men wurde . 271

296 Die Trotzkisten und andere Oppositionelle wandten sich gegen die U m w a n d -
lung der G O E L R O in eine einheitliche allgemeine Plankommission. In der
Sitzung des Rats für Arbeit und Verteidigung a m 18. Februar wurde ein Be-
schluß über die Bildung der allgemeinen Plankommission nicht gefaßt. In der
Sitzung wurde kein Stenogramm aufgenommen. Es sind nur die von Lenin
angefertigten kurzen Aufzeichnungen von der Diskussion und seine Notizen
für das Schlußwort erhalten geblieben. (Siehe Lenin-Sammelband XX, S. 20
bis 22 , russ.) Nach diesen Notizen und nach dem Artikel „Über den einheit-
lichen Wirtschaftsplan" (siehe Werke , Bd. 32 , S. 132 -141) zu urteilen, w a n d -
ten sich gegen die Bildung einer allgemeinen Plankommission J. Larin, W . P.
Miljutin, N . Ossinski und A. I. Rykow. Die Behandlung dieser Frage wurde
an den Rat der Volkskommissare überwiesen.

De r hier veröffentlichte Entwurf ging vollständig in den „Beschluß über die
allgemeine staatliche Plankommission" ein, der a m 22. Februar 1921 zusam-
men mit der Liste der von Lenin vorgeschlagenen Kommissionsmitglieder v o m
Rat der Volkskommissare bestätigt wurde . (Siehe Lenin-Sammelband XX,
S. 24 , russ.) Die allgemeine staatliche Plankommission entstand auf der Basis
der GOELRO. Sie wurde von G. M. Krshishanowski geleitet. 272

297 Die Versammlung des Parteiaktivs der Stadt Moskau am 24. Februar 1921
wurde v o m Moskauer Komitee der KPR(B) in einer außerordentlich schweren
Zeit einberufen, als die wirtschaftliche Zerrüt tung im Lande ihren äußersten
Grad erreicht hatte.

Ziel der Versammlung w a r es, das Parteiaktiv über Maßnahmen zur bes-
seren Versorgung der Moskauer Werktät igen zu informieren. Die Versamm-
lung des Parteiaktivs faßte den Beschluß, auf die Tagesordnung der Plenar-
tagung des Moskauer Sowjets ein Referat über die internationale und innere
Lage Sowjetrußlands zu setzen. 273

298 Gemeint ist der konterrevolutionäre Aufstand der Daschnaken in Armenien,
der a m 13. Februar 1921 ausgebrochen war . Die Daschnaken bekamen Waf-
fen und Geld von den imperialistischen Regierungen Englands, der USA,
Frankreichs, des menschewistischen Georgiens und der Türkei. In den er-
oberten Gebieten errichteten sie ein Terror - und Willkürregime, brannten
Dörfer und Ortschaften nieder und machten sie dem Erdboden gleich. Unter
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Führung der bolschewistischen Partei und mit Unterstützung von Truppen-
teilen der sowjetischen 11. Armee schlugen die Werktätigen Armeniens die
Daschnaken. Am 4. April 1921 wurde die Haupts tadt Armeniens, Jerewan,
befreit. 274

299 Lenin meint den Vorsitzenden des Sibirischen Revolutionskomitees I. N .
Smirnow. 275

300 Es handelt sich um Punkt 9 der Resolution der IX. Gesamtrussischen Konfe-
renz der KPR(B) „Ober die nächsten Aufgaben des Parteiaufbaus". (Siehe
„Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der Parteitage, Parteikonferen-
zen und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I, Moskau 1954, S. 509,
russ.) 275

301 W . I. Lenins Rede auf der Moskauer Gouvernementskonferenz der KPR(B) am
2 1 . November 1920 siehe Werke, Bd. 3 1 . S. 4 0 2 - 4 2 2 .

W a s das „System der zwei Sitzungssäle" betrifft, so vergleiche hierzu W . I.
Lenin, Werke, Bd. 32, S. 195. 275

302 Die Mobilisierung der Rohstoffreserven des Landes war eine der Hauptauf-
gaben der Wirtschaftspolitik der Sowjetrepublik im Zusammenhang mit dem
Plan zur Wiederherstellung der Industrie. Diese Frage wurde a m 18. Februar
1921 in einer Sitzung der Wirtschaftskommission des Rats der Volkskommis-
sare unter Vorsitz W . I. Lenins behandelt. Die Kommission berief eine spe-
zielle Beratung, die die Frage der Erfassung von Rohstoffen detailliert unter-
suchen sollte. Die hier veröffentlichten Notizen machte Lenin offenbar wäh-
rend der Sitzung der Rohstoffkommission am 26. Februar 1921.

Weiterhin wurde die Rohstofffrage im Rat der Volkskommissare am 1. März
1921 sowie in der Sitzung einer speziellen Kommission, die sich paritätisch aus
Mitgliedern des Obersten Volkswirtschaftsrats und des Volkskommissariats für
Ernährungswesen zusammensetzte, behandelt. Am 7. April 1921 bestätigte
der Rat der Volkskommissare den Entwurf eines Beschlusses über die Erfas-
sung von Rohstoffen. 277

303 £ j e r Beschluß des Rats für Arbeit und Verteidigung über die Verbesserung
der Arbeiterversorgung wurde am 1. März 1921 in Nr. 45 der „Prawda" ver-
öffentlicht. 279

3K Bei dem Hauptteil des hier veröffentlichten Dokuments (ab „Sie wollen nicht
für Kapitalisten a r b e i t e n . . . " bis zum Schluß) handelt es sich u m Aufzeich-
nungen, die während der Debatte über die Erdölkonzessionen, möglicherweise
auf dem Plenum des ZK der KPR(B) am 24. Februar 1921, gemacht wurden.
Später systematisierte W. I. Lenin die Aufzeichnungen und numerierte die ein-
zelnen Punkte (3-14) . Dann teilte er das obere freie Feld über den Aufzeich-
nungen mit einem Strich ab und schrieb darauf den vorläufigen Plan des Brie-



Anmerkungen 597

fes (Punkt 1-14) . Ein nach diesem Plan geschriebener Brief W . I. Lenins exi-
stiert im Zentralen Parteiarchiv des Instituts für Marxismus-Leninismus beim
ZK der KPdSU nicht. Die wichtigsten der in dem Plan erwähnten Fragen
haben in einem Brief ihren Niederschlag gefunden, den W . I. Lenin am 2. April
1921 an den Vorsitzenden des Aserbaidshanischen Erdölkomitees A. P. Sere-
browski nach Baku richtete. (Siehe Briefe. Bd. VII , Dokument 221.)

Im Text wird der Beschluß des Rats der Volkskommissare über Erdölkon-
zessionen vom 1. Februar 1921 erwähnt. Der Rat der Volkskommissare nahm
den von W. I. Lenin verfaßten Beschlußentwurf an, nachdem er im Prinzip
die Erteilung einer Konzession auf einige Erdölgebiete von Baku und Grosny
sowie andere Erdölfelder gebilligt hatte. Über Erdölkonzessionen siehe auch
W . I. Lenin. Werke, Bd. 32 , S. 1 2 9 - 1 3 1 ; Briefe. Bd. VII , Dokument 144 und
207. 279

305 Diese Ergänzung wurde aufgenommen in den Beschluß des Rats der Volks-
kommissare v o m 4 . März 1921 „Über die Festsetzung des obligatorischen
Minimums der an allen höheren Schulen der RSFSR zu vermittelnden allge-
meinen wissenschaftlichen Kenntnisse". 283

306 Der X. Parteitag der KPR(B) fand vom 8. bis 16. März 1921 in Moskau statt.
Auf dem Parteitag waren 694 Delegierte mit beschließender und 296 mit be-
ratender Stimme anwesend; sie vertraten über 700 000 Parteimitglieder.

Auf der Tagesordnung standen der Bericht des ZK, die Ersetzung der Ab-
lieferungspflicht durch die Naturalsteuer, die Rolle der Gewerkschaften, Fragen
des Parteiaufbaus, die nächsten Aufgaben der Partei in der nationalen Frage
u. a.

Lenin eröffnete den Parteitag und leitete seine gesamte Arbeit. Er erstattete
den Bericht über die politische Tätigkeit des Z K und hielt Referate über die
Ersetzung der Ablieferungspflicht durch die Naturalsteuer, über die Einheit der
Partei und die anarchosyndikalistische Abweichung, über die Gewerkschaften
u. a. Er sprach mehrmals in der Diskussion zu diesen Fragen, hielt die Schluß-
worte und verfaßte die Entwürfe zu den wichtigsten Beschlüssen.

Die Beschlüsse des X. Parteitags der KPR(B) sind von historischer Bedeu-
tung. Der Parteitag legte, vor allem mit dem Beschluß über den Übergang zur
Neuen Ökonomischen Politik (NÖP), der zu Lenins „Referat über die Erset-
zung der Ablieferungspflicht durch die Naturalsteuer" angenommen wurde,
den konkreten W e g des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus und
die Methoden des Aufbaus des Sozialismus unter den neuen Bedingungen
fest. In den Beschlüssen des Parteitags wurde besonders die Notwendigkeit
der Festigung des Bündnisses des Proletariats mit der Bauernschaft und der
Verstärkung der führenden Rolle der Partei beim erfolgreichen sozialistischen
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Aufbau hervorgehoben. (Siehe auch W. I. Lenin, Werke, Bd. 32, S. 163-277.)
284

307 Das hier veröffentlichte Dokument bezieht sich auf eine Beratung der An-
hänger der „Plattform der Zehn" , die offenbar vor Eröffnung des X . Parteitags
oder in den ersten Tagen seiner Arbeit, a m 8. oder 9. März 1921 , stattfand.

Die „Plattform der Zehn" wa r der von der Gewerkschaftskommission unter
maßgeblicher Beteiligung W . I. Lenins im November 1920 ausgearbeitete
„Beschlußentwurf für den X. Parteitag der KPR über die Rolle und die Auf-
gaben der Gewerkschaften". Angesichts der neuen Aufgaben, die sich aus der
Beendigung des Bürgerkriegs und dem Übergang zum friedlichen wirtschaft-
lichen Aufbau ergaben, bestimmte das Dokument die Rolle der Gewerkschaf-
ten als Schulen der Verwal tung, Schulen der Wirtschaftsführung, Schulen des
Kommunismus. Als hauptsächliche Arbeitsmethoden der Gewerkschaften w u r -
den die Methode der Überzeugung und die Entfaltung einer breiten Demokra-
tie innerhalb der Gewerkschaften bezeichnet und die Aufgabe gestellt, die ge-
samte Arbeiterklasse in das Werk des sozialistischen Aufbaus einzubeziehen.

Der Entwurf wurde im Verlauf der Gewerkschaftsdiskussion von der Mehr -
heit der örtlichen Parteiorganisationen gegen die Plattformen verschiedener
parteifeindlicher Gruppen unterstützt und dem v o m X. Parteitag angenomme-
nen Beschluß über Rolle und Aufgaben der Gewerkschaften zugrunde gelegt.
(Siehe auch W . I. Lenins Artikel „Die Krise der Partei", Werke , Bd. 32 . S. 27
bis 38.) 284

308 Gemeint ist eine nach W- K. Machaiski benannte anarchistische Strömung, die
besonders gegen die Intelligenz eingestellt und bemüht war , einen Keil zwi -
schen Arbeiterklasse und revolutionäre Intelligenz zu treiben. 284

309 D j e s e r Punkt wurde von W . I. Lenin in § 7 des von ihm vorbereiteten und
vom X. Parteitag der KPR(B) angenommenen Entwurfs der Resolution „Über
die Einheit der Partei" (siehe Werke , Bd. 32 , S. 2 4 5 - 2 4 8 ) ausführlicher ent-
wickelt. 284

310 Im Abänderungsantrag Rafails (R. B. Farbmans) zu Punkt 4 der Resolution
„Über die Einheit der Partei" (siehe Werke , Bd. 3 2 . S. 247) wurde vorge-
schlagen hinzuzufügen, daß die Diskussion über strittige Fragen „auf allge-
meinen Versammlungen und. in der Presse" erfolgen soll. De r Ant rag wurde
abgelehnt. 285

311 A. S. Kisseljow trat auf dem X. Parteitag gegen den siebenten Punkt der Reso-
lution „Über die Einheit der Partei" auf, in dem das Zentralkomitee ermächtigt
wurde , in Fällen von Fraktionstätigkeit als äußerste Maßnahme den Ausschluß
von Mitgliedern des Z K aus der Partei in Anwendung zu bringen. In seinem
Diskussionsbeitrag hat te Kisseljow erklärt. Lenin habe im Hinblick auf diesen
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Punkt der Resolution den Ausdruck gebraucht „Maschinengewehre in Stellung
bringen". 286

312 Der Abänderungsantrag Martschenkos betraf den sechsten Punkt der Resolu-
tion „Über die syndikalistische und anarchistische Abweichung in unserer Par-
tei" (siehe Werke, Bd. 32, S. 252). Martschenko hatte vorgeschlagen, in der
Resolution zu vermerken, daß Sammelbände mit Diskussionsartikeln nur v o m
ZK der KPR(B) oder den Gebietsbüros des ZK herausgegeben werden dürfen.
Der Ant rag wurde abgelehnt. 286

313 De r Ant rag W . I. Lenins wurde in der Sitzung des Politbüros des Z K der
KPR(B) a m 16. März 1921 angenommen. 287

314 Dieser Beschlußentwurf wurde vom Politbüro des Z K der KPR(B) a m
19. März 1921 bestätigt. 287

315 In der Sitzung der kommunistischen Fraktion des Gesamtrussischen Zentra l -
rats der Gewerkschaften a m 1 1 . April 1921 wurde die Frage der Konzessionen
und der Lage der Arbeiter in Konzessionsbetrieben behandelt.

Anlaß dazu war , daß sich bei einem Teil der Gewerkschaftsfunktionäre ge-
wisse Schwankungen zeigten und daß A. G. Schljapnikow und D . B. Rjasanow
in demagogischer Weise gegen die Konzessionen agitierten.

W . I. Lenin hielt in der Fraktionssitzung ein Referat über die Konzessionen
(siehe Werke , Bd. 32 , S. 3 1 0 - 3 2 6 ) , trat während der Diskussion gegen die
Erklärungen Schljapnikows und Rjasanows auf und machte sich kurze Notizen
über die Diskussion, die er dann bei seinem Schlußwort benutzte. 288

316 Gemeint ist der a m 29. M ä r z 1921 vom Rat der Volkskommissare angenom-
mene Beschluß „Die Grundprinzipien der Konzessionsverträge", dem ein
Entwurf W . I. Lenins zugrunde lag. Dieser Beschluß wurde von Lenin in sei-
nem Referat über die Konzessionen in der Sitzung der kommunistischen Frak-
tion des Gesamtrussischen Zentralrats der Gewerkschaften verlesen. (Siehe
Werke, Bd. 32 , S. 312 -325 . ) Mit seiner Bemerkung, daß der Rat der Volks-
kommissare den Beschluß „gegen den Antrag zweier sehr bekannter Gewerk-
schaftsfunktionäre" angenommen habe, meinte Lenin offenbar M. P. Tomski
und A. S. Golzman. 289

317 Gemeint ist der Entwurf eines Konzessionsvertrags mit der Aktiengesellschaft
Schwedischer Kugellagerfabriken in Göteborg. Ein Ver t rag mit dieser Firma

. wurde im April 1923 unterzeichnet. 290
318 Der erwähnte Vert rag wa r im Ergebnis von Verhandlungen, die a m 17. und

18. März 1921 zwischen dem Georgischen Revolutionskomitee und Vertretern
der menschewistischen georgischen Regierung in Kutais stattfanden, abge-
schlossen worden. 291
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319 W . I. Lenin meint den a m 16. März 1921 unterzeichneten Handelsvertrag
zwischen Sowjetrußland und England. 292

320 Gemeint sind die Funktionäre der Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale,
des Zentrums der internationalen Vereinigung reformistischer Gewerkschaften
(sie wurde auf dem Kongreß in Amsterdam im Juli 1919 gegründet und be-
stand bis Dezember 1945). 293

321 „Wperjod" (Vorwärts) - Tageszeitung; erschien ab März 1917 in Moskau
als Organ der Moskauer Organisation der Menschewiki, dann als Organ der
Komitees der SDAPR (Menschewiki) der Moskauer Organisation und des
Zentralgebiets. Ab 2. April 1918 war die Zeitung Organ auch des Zentral-
komitees der Menschewiki. Am 10. Mai 1918 wurde sie auf Beschluß der
Gesamtrussischen Tscheka wegen konterrevolutionärer Tätigkeit verboten und
ihre Leitung vor Gericht gestellt. A m 14. Mai erschien die Zeitung erneut unter
dem Titel „Wsegda Wperjod I". Endgültig wurde sie auf Beschluß des Ge-
samtrussischen ZEK im Februar 1919 verboten. 294

322 W . I. Lenin meint den Internationalen Rat der Gewerkschaften, der im Juli
1920 auf Initiative des Exekutivkomitees der Komintern und des Gesamtrus-
sischen Zentralrats der Gewerkschaften als Zentrum der internationalen revo-
lutionären Gewerkschaftsbewegung gebildet worden war . Auf dem ersten
internationalen Gewerkschaftskongreß im Juli 1921 wurde er in Rote Gewerk-
schaftsinternationale (RGI, Profintern) umbenannt. 297

323 Den Entwurf eines Beschlusses über die Anforderungen für den Außenhandel
nahm der Rat der Volkskommissare mit einigen redaktionellen Änderungen
am 12. April 1921 an. Die detaillierte Prüfung dieser Frage wurde der Staat-
lichen Plankommission übertragen. In diesem Zusammenhang sandte Lenin
zwei Briefe an G. M. Krshishanowski. (Siehe Werke, Bd. 35 , S. 461-463 . ) 301

324 „Algetnba" ist die abgekürzte Bezeichnung für den Bau der Eisenbahnlinie
Alexandrow-Gai-Emba und der Erdölleitung, die die Erdölfelder an der Emba
mit dem Ural und Saratow verbinden sollte. Am 15. April 1921 bestätigte der
Rat für Arbeit und Verteidigung den hier veröffentlichten Beschlußentwurf.
Am 29. April faßte der Rat für Arbeit und Verteidigung den Beschluß, den
Bau der Erdölleitung einzustellen, da seine Abgelegenheit beträchtliche Aus-
gaben für den Transport des Materials, der Ausrüstungen und Lebensmittel
erforderte, und am 6. Mai beschloß er, den Bau der Eisenbahnlinie Alexan-
d row-Gai -Emba von beschleunigtem Tempo auf normales umzustellen. 301

325 Der Entwurf des Beschlusses „Über die Verteilung von Landmaschinen"
wurde am 26. April in der Sitzung des Rats der Volkskommissare beraten und
mit einigen Ergänzungen dem Kleinen Rat der Volkskommissare zur Fertig-
stellung übergeben. Das hier veröffentlichte Dokument, von W . I. Lenin als
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Punkt 5 des Beschlußentwurfs formuliert, wurde in derselben Sitzung des Rats
der Volkskommissare als Grundlage angenommen. Endgültig bestätigte der
Rat der Volkskommissare den Beschluß über die Verteilung von Landmaschinen
a m 17. Mai 1921 . 302

326 Das vorliegende Dokument schrieb W . I. Lenin nicht später als a m 27 . April
1921 . Es wurde dem Entwurf eines Briefes des Z K der KPR(B) vom 1. Mai
„Über das Verhältnis zu den parteilosen Arbeitern" zugrunde gelegt, an wel-
chem Lenin einige Korrekturen vornahm und zu dem er eine Ergänzung
schrieb. (Siehe 5. russische Ausgabe der Werke , Bd. 43 , S. 390 -392 . )

A m 4 . Mai bestätigte das Z K der KPR(B) den Entwurf des Briefes mit den
Korrekturen und der Ergänzung Lenins, und a m 7. Mai erschien er in der
„Prawda" Nr . 97 als Zirkular an alle Gouvernementskomitees, Kreiskomitees,
kommunistischen Fraktionen und Gewerkschaften. 303

327 Am Schluß des Manuskripts machte W . I. Lenin mit Bleistift den Z u s a t z :
„(Broschüre über die Sozialrevolutionäre und die Menschewiki. Über die
Rechte . . . ) " . Das letzte W o r t ist unleserlich. Offenbar meinte Lenin die Rechte
der allgemeinen Versammlungen. 304

328 Dieser Beschlußentwurf wurde in der Sitzung des Politbüros des Z K der
KPR(B) a m 10: Mai 1921 zu dem Punkt „Direktiven an die georgischen Ge-
nossen" angenommen. 305

329 Di e S er Beschlußentwurf wurde v o m Politbüro des Z K der KPR(B) mit gering-
fügigen Ergänzungen a m 11 . Mai 1921 angenommen. 307

330 Die Sitzung der kommunistischen Fraktion des IV. Gesamtrussischen Gewerk-
schaftskongresses, in der die Tätigkeit des Gesamtrussischen Zentralrats der
Gewerkschaften erörtert wurde , fand a m 18. Mai 1921 statt. Eine Kommis-
sion des Z K der KPR(B) zur Leitung der Arbeit des Kongresses hat te einen
Resolutionsentwurf über die Tätigkeit des Gesamtrussischen Zentralrats der
Gewerkschaften ausgearbeitet, welcher der Resolution des Gewerkschafts-
kongresses zugrunde gelegt werden sollte. Sie beauftragte M. P. Tomski, Mit-
glied dieser Kommission und Vorsitzender des Gesamtrussischen Zentralrats
der Gewerkschaften, diesen Entwurf in der kommunistischen Fraktion zur
Diskussion zu stellen. Tomski unterließ das jedoch. In der Fraktionssitzung
wurde eine von D . B. Rjasanow vorgelegte Resolution angenommen, die den
Parteibeschlüssen über die Beziehungen zwischen Partei und Gewerkschaften
direkt zuwiderlief. Das Plenum des Z K der KPR(B) a m 18. Mai verurteilte die
Resolution Rjasanows. Es beschloß, Tomski aus der Kommission abzuberufen,
ihn von der Arbeit im Gesamtrussischen Zentra l ra t der Gewerkschaften zu
befreien u n d Rjasanow von der Gewerkschaftsarbeit zu entbinden.

Im Auftrage des Z K der KPR(B) erläuterte W . I. Lenin in der Fraktions-

39 Lenin. Ergänzungsband
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Sitzung den anarchosyndikalistischen Charakter der Resolution Rjasanows. Die
Fraktion lehnte die Resolution Rjasanows mit überwältigender Mehrheit ab
und nahm die Resolution des ZK an. Eine Aufzeichnung der Rede Lenins ist
im Zentralen Parteiarchiv des Instituts für Marxismus-Leninismus beim ZK der
KPdSU nicht vorhanden. 307

331 Das hier veröffentlichte Dokument schrieb W . I. Lenin in der Plenarsitzung
des ZK der KPR(B) am 18. Mai 1921, in der die Verwirklichung von Punkt 13
des Parteiprogramms über Maßnahmen auf dem Gebiet der religiösen Be-
ziehungen erörtert wurde.

Das Plenum nahm die Vorschläge W . I. Lenins an. 308

332 Punkt 7 des ursprünglichen Entwurfs der Resolution des Plenums forderte, die
Frage nach dem Verhältnis der Partei zur Religion „in allen Parteizellen und
-komitees zu stellen; die Abteilung Agitation und Propaganda zu beauftragen.
Thesen für ein Referat vorher auszuarbeiten und zu verschicken; Protokolle
von den Versammlungen, wie überhaupt alle Materialien, die diese Frage be-
treffen, unbedingt an Or t und Stelle zu sammeln, dem Z K zuzustellen und für
den Bericht an den XI. Parteitag der KPR auszuwerten" (Institut für Marxis-
mus-Leninismus beim ZK der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv). 308

333 In Punkt 10 des ursprünglichen Resolutionsentwurfs hieß es, daß die Partei
den entschiedensten Kampf führen müsse gegen Versuche „einzelner Geist-
licher, eine neue Organisation der Kirche zu schaffen", indem sie sie der staat-
lichen Organisation anpassen. 308

334 „Ekonomits&eskaja Shisn" (Das Wirtschaftsleben) - Tageszeitung, die ab
November 1918 als Organ des Obersten Volkswirtschaftsrats und der Volks-
kommissariate für Wirtschaft herausgegeben wurde. Die Zeitung erschien bis
November 1937; zuletzt war sie das Organ des Volkskommissariats für
Finanzen der UdSSR, der Staatsbank und anderer Finanzinstitutionen der
UdSSR sowie des ZK des Verbandes der Bankangestellten. 310

335 Den vorliegenden Beschlußentwurf schrieb W. I. Lenin im Zusammenhang
damit, daß die KPR-Fraktion des IV. Gesamtrussischen Gewerkschaftskon-
gresses die Thesen A. S. Golzmans zur Tariffrage angenommen hatte, die
nicht den Direktiven des Z K entsprachen. Am 22. Mai 1921 wurde dieser
Entwurf vom Politbüro des ZK angenommen. Auf Vorschlag einer Delegation
mehrerer Industriegewerkschaften (der Metall-, Textil- und Bergarbeiter) so-
wie einer Delegation der wichtigsten proletarischen Zentren (Moskau, Petro-
grad und Iwanowo-Wosnessensk) revidierte die Fraktion des Gewerkschafts-
kongresses ihren Beschluß und nahm mit Stimmenmehrheit die vom ZK ge-
billigten Thesen W. J. Tschubars als Grundlage an. Diese von der Fraktion
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angenommenen Thesen wurden am 24. Mai vom IV. Gewerkschaftskongreß
bestätigt. 311

336 Der Entwurf dieses ZK-Beschlusses stammte von W . I. Lenin. (Siehe Lenin-
Sammelband XXIII , S. 142, russ.) 311

337 Die Bemerkungen W. I. Lenins betrafen den sechsten und siebenten Punkt des
Arbeitsplans des ZK der KPR(B), der zur X. Gesamtrussischen Parteikonferenz
aufgestellt worden war. Am 28. Mai 1921 bestätigte die Konferenz den Ar-
beitsplan des ZK. (Siehe „Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der
Parteitage, Parteikonferenzen und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage. Teil I,
Moskau 1954, S. 576/577, russ.) 313

338 YV. I. Lenin meint eine für Mai 1921 anberaumte Gesamtrussische Beratung
der Leiter der Orginstrukteurabteilungen der Gouvernementskomitees, auf der
die nächsten Aufgaben der organisatorischen Arbeit der Partei erörtert werden
sollten. Die Beratung fand nicht statt. 313

339 Diesen Plan einer Rede bereitete W. I. Lenin für den IV. Gesamtrussischen
Gewerkschaftskongreß vor, der vom 17. bis 25. Mai 1921 stattfand. Das In-
stitut für Marxismus-Leninismus beim Z K der KPdSU besitzt jedoch keine
Angaben über ein Auftreten Lenins auf dem Kongreß. 313

340 „Narodnaja Wolja" (Volkswillen) - politische Geheimorganisation terroristi-
scher Volkstümler, die im August 1879 entstanden war. Auf den Positionen
des utopischen Sozialismus der Volkstümler verharrend, betraten die Narodo-
wolzen die Bahn des politischen Kampfes, wobei sie den Sturz der Selbstherr-
schaft und die Erringung der politischen Freiheit als wichtigste Aufgabe be-
trachteten. Sie hofften, die Umgestaltung der Gesellschaft ohne Beteiligung
des Volkes, durch individuellen Terror erreichen zu können. „Die Narodo-
wolzen", schrieb W . I . L e n i n , „taten einen Schritt vorwärts, indem sie zum
politischen Kampf übergingen, doch diesen Kampf mit dem Sozialismus zu
verbinden gelang ihnen nicht." (Werke. Bd. 8, S. 59.) Die Organisation wurde
nach dem Attentat auf Alexander II. am l . M ä r z 1881 von der zaristischen
Regierung zerschlagen. 313

341 Der Versailler Friedensvertrag, der den imperialistischen Weltkrieg 1914 bis
1918 beendete, wurde am 28. Juni 1919 auf der Pariser Konferenz von den
USA, Großbritannien, Frankreich, Italien, Japan und ihren Verbündeten auf
der einen Seite und Deutschland auf der anderen Seite unterzeichnet. In einer
Einschätzung des Versailler Friedensvertrages sagte W. I. Lenin a m 15. Okto-
ber 1920: „Das ist e i n . . . ungeheuerlicher Raubfrieden, der Millionen und aber
Millionen Menschen, darunter die zivilisiertesten, zu Sklaven macht." (Werke,
Bd. 3 1 , S. 317.) Der Versailler Vertrag hatte das Ziel, die für die Sieger-
mächte günstige Aufteilung der kapitalistischen Welt zu untermauern und ein

39*
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solches System von Beziehungen zwischen den Ländern zu schaffen, das auf
die Vernichtung Sowjetrußlands und auf die Zerschlagung der revolutionären
Bewegung in der ganzen Welt ausgerichtet war . 314

342 Den Brief an die Bergarbeiter der Petrotosker Vereinigung schrieb W . I. Lenin
während einer Unterredung mit 1.1. Meshlauk, dem damaligen Direktor des
Petrowsker Hüttenkombinats . Der Brief wurde in einer Versammlung der
Arbeiter des Kombinats verlesen und trug zu einer merklichen Steigerung des
Arbeitselans bei den Bergarbeitern des Donezbeckens bei. 315

343 Die X. Gesamtrussische Konferenz der KPR(B) fand vom 26. bis 28. Mai 1921
in Moskau statt. Anwesend waren 239 Delegierte, die Partei- und Sowjet-
organisationen vertraten. Es w a r eine außerordentliche Konferenz. Auf der
Tagesordnung standen folgende Fragen: 1. Die ökonomische Politik: a) N a -
turalsteuer, b) Genossenschaften, c) Finanzreform, d) Kleinindustrie; 2 . die
Rolle der Sozialrevolutionäre und Menschewiki zum gegenwärtigen Zei tpunkt ;
3 . der III. Kongreß der Komintern; 4 . Information über die Arbeit des IV. Ge-
werkschaftskongresses; 5 . die Organisationsfrage.

Die Hauptaufmerksamkeit der Konferenz galt der praktischen Durchfüh-
rung der Neuen ökonomischen Politik, über die im Lande draußen noch keine
genügende Klarheit herrschte.

Die Konferenz wurde unter unmittelbarer Leitung W . I. Lenins durchge-
führt. Er hielt die Eröffnungsrede, sprach zur Tagesordnung, hielt das Referat
über die Naturalsteuer und das Schlußwort hierzu und sprach mehrmals in der
Diskussion zur Resolution „Über die ökonomische Politik". W . I. Lenin gab der
Konferenz eine zusätzliche Information zu dem Referat über die Arbeit des
IV. Gewerkschaftskongresses und hielt die Rede bei der Schließung der Kon-
ferenz. Siehe auch Werke, Bd. 32 , S. 4 1 9 - 4 5 8 . 315

344 W . I. Lenin meint einen Abänderungsantrag zum ersten Punkt des Resolu-
tionsentwurfs. (Siehe Werke, Bd. 32 , S. 454.) Der Verfasser des Antrags hat te
vorgeschlagen hinzuzufügen: „soweit sich die Bedingungen der Weltrevolution
nicht ändern". Der Abänderungsantrag wurde mit Stimmenmehrheit abge-
lehnt. 316

345 Diesen Diskussionsbeitrag hielt W . I. Lenin im Zusammenhang mit einem
Abänderungsantrag zum dritten Punkt des Resolutionsentwurfs. A m Schluß
dieses Punktes hieß es: „Bekämpfung des anarchischen (d. h. sich jeglicher
Kontrolle und Aufsicht durch den Staat entziehenden) Warenaustausches
durch dessen Konzentration vorwiegend in den H ä n d e n der Genossenschaften,
ohne jedoch den regulären freien Hande l im geringsten einzuengen." De r Ver -
fasser des Abänderungsantrags schlug vor, das Ende des Satzes ab „ohne je-
doch" zu ersetzen durch die W o r t e : „wodurch jedes rein administrative H e r -
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angehen an diesen Warenaustausch beseitigt würde." Der Antrag wurde a b -

gelehnt. 317

3 4 6 Diesen Diskussionsbeitrag hielt W. I. Lenin im Zusammenhang mit einem

Abänderungsantrag zum fünften Punkt des Resolutionsentwurfs, der die Er-

weiterung der Selbständigkeit und Initiative jedes Großbetriebs hinsichtlich der

Verfügung über Finanzmittel und Materialreserven vorsah. Der Verfasser des

Abänderungsantrags schlug vor, diesen Punkt auch auf die Sowjetwirtschaften

auszudehnen. Der Antrag wurde abgelehnt. 317

3 4 7 Gemeint ist ein Abänderungsantrag zum neunten Punkt der Resolution. In

dem Antrag wurde folgende Ergänzung vorgeschlagen: „wobei besondere

Aufmerksamkeit auf die Initiative und Selbständigkeit der örtlichen Organe

zu richten ist". Der Antrag wurde abgelehnt. 318

3 4 8 Es handelt sich um die v o m Rat für Arbeit und Verteidigung a m 20. Mai 1921

eingesetzte Kommission zur Ausarbeitung des Entwurfs der „Direktive des

Rats für Arbeit und Verteidigung an die örtlichen Sowjetinstitutionen". (Siehe

W . I. Lenin, Werke , Bd. 32, S. 3 9 1 - 4 1 7 . ) 318

3 4 9 Der fünfte Diskussionsbeitrag W . I. Lenins bezog sich auf einen Abänderungs-

antrag zum zehnten Punkt des Resolutionsentwurfs, in welchem es h ieß: „Die

zentralen Institutionen sind besonders verantwortlich zu machen, wenn ört-

liche Initiative behindert oder ungenügend unterstützt wird." (Siehe Werke,

Bd. 32 , S. 456.) Der Verfasser des Abänderungsantrags schlug folgende Er-

gänzung v o r : „Ferner sind die Strafmaßnahmen wegen Mißwirtschaft und

Unterschlagung von Staatseigentum sowie Vergeudung von Arbeitskraft zu

verschärfen." Die Änderung wurde zu Punkt 6 der Resolution angenommen.

379

3 5 0 Punkt sechs des Resolutionsentwurfs betraf die Regulierung der Arbeiterlöhne.

319
3 5 1 Dieser Diskussionsbeitrag W . I. Lenins betraf den Antrag Kisseljows, in die

Resolution einen Punkt über die Einführung eines Systems kollektiver Empfeh-

lungen (bis zu 3 Personen) für Personen, die Staatseigentum verwalten, auf-

zunehmen und gleichzeitig auf eventuelle Strafmaßnahmen gegen diejenigen

hinzuweisen, die die Empfehlung gegeben haben. Der Antrag wurde mit

Stimmenmehrheit abgelehnt. 319

3 5 2 Diesen Diskussionsbeitrag hielt W . I. Lenin im Zusammenhang mit einem Ab-

änderungsantrag zum zweiten Punkt der Resolution. (Siehe Werke, Bd. 32,

S. 454.) Der Verfasser des Antrags schlug vor, in der Resolution zu vermer-

ken, daß beim wirtschaftlichen Aufbau die Naturalsteuer an die erste Stelle

rückt. Der Antrag wurde abgelehnt. 319
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353 £>;e Vorschläge W. I. Lenins wurden in der Sitzung des Politbüros des ZK der
KPR(B) am 2 1 . Juni 1921 als Direktive an die Kommission über die Partei-
reinigung angenommen. Sie gingen mit einigen Änderungen in den am 25. Juni
angenommenen Beschluß des Politbüros des Z K zur Frage der Kontrolle,
Überprüfung und Reinigung der Partei ein. Im Zusammenhang mit der Aus-
arbeitung dieses Beschlusses schrieb Lenin die Notizen über die Bedingungen
für die Parteiaufnahme. (Siehe 5. russische Ausgabe der Werke, 'Bd. 43,
S. 362.) Die Bemerkungen Lenins wurden ebenfalls in dem vom ZK gefaßten
Beschluß berücksichtigt. 322

354 Der ///. Kongreß der Kommunistischen Internationale fand vom 22. Juni bis
12. Juli 1921 in Moskau statt. An dem Kongreß nahmen 603 Vertreter von
kommunistischen Parteien und Gruppen sowie anderen Organisationen aus
über 50 Ländern teil. Die KPR(B) war durch 72 Delegierte vertreten; an ihrer
Spitze stand Lenin.

Die wichtigsten Tagesordnungspunkte waren: Die wirtschaftliche Krise und
die neuen Aufgaben der KI; der Bericht über die Tätigkeit des EKKI; die
Frage der Kommunistischen Arbeiterpartei Deutschlands; die italienische Frage;
die Taktik der KI; die Gewerkschaftsfrage; die Taktik der KPR(B); der orga-
nisatorische Aufbau der kommunistischen Parteien, die Methoden und der
Inhalt ihrer Arbeit.

Lenin leitete die Vorbereitung und Durchführung des Kongresses. Er ver-
faßte die „Thesen zum Referat über die Taktik der KPR", die vom Kongreß
angenommen wurden, er hielt die Reden zur italienischen Frage und zur Ver-
teidigung der Taktik der Kommunistischen Internationale, das Referat über
die Taktik der KPR(B), er hatte entscheidenden Anteil an der Ausarbeitung
aller wichtigen Beschlüsse des Kongresses, er sprach in den Kommissionen des
Kongresses und in den erweiterten Sitzungen des EKKI sowie auf Beratungen
von Kongreßdelegierten. (Siehe Werke, Bd. 32, S. 473-519 . )

Der Entwurf der „Leitsätze über den organisatorischen Aufbau der kommu-
nistischen Parteien, über die Methoden und den Inhalt ihrer Arbeit" war von
O. W. Kuusinen für den III. Kongreß der Kommunistischen Internationale aus-
gearbeitet worden. Am 6. Juni 1921 hatte Kuusinen W . I. Lenin einen Teil
seines Artikels (Referats) über die Organisationsfrage sowie die Leitsätze, die
dem gesamten Artikel zugrunde lagen, geschickt. Auf Grund der Hinweise
W. I. Lenins überarbeitete Kuusinen die Leitsätze und schickte sie ihm am
17. Juni (mit Ausnahme der Punkte 2 5 - 2 9 , die die Parteipresse betrafen) zu-
rück. Am 2 1 . Juni folgte auch der übrige Teil. Wahrscheinlich las Lenin auch
diese Variante. Am 27. Juni erhielt er die dritte Variante, die er am 9. Juli
mit letzten Bemerkungen und Ergänzungen billigte. (Siehe den vorliegenden



Anmerkungen 607

Band, S. 326.) An der Ausarbeitung der Leitsätze war auch Wilhelm Koenen
(einer der Sekretäre der Zentrale der Vereinigten Kommunistischen Partei
Deutschlands) beteiligt. Nach Erörterung des Entwurfs der Leitsätze in einer
Kommission wurde er mit einigen Änderungen am 12. Juli vom III. Kongreß
der Komintern angenommen. (Siehe „Thesen und Resolutionen des III. Welt-
kongresses der Kommunistischen Internationale", Hamburg 1921, S. 105 bis
142.) 323

255 Das Referat über die Organisationsfrage wurde am 10. Juli 1921 auf dem
III. Kongreß der Komintern von Wilhelm Koenen verlesen. 324

356 Siehe hierzu auch das vorhergehende Dokument. 326
357 Die Bemerkungen W. I. Lenins wurden von O. W . Kuusinen und Wilhelm

Koenen berücksichtigt. 326
358 Das hier veröffentlichte Dokument wurde im Zusammenhang mit der Vor-

bereitung der Thesen über die Taktik für den III. Kongreß der Kommunisti-
schen Internationale geschrieben. Mit der Ausarbeitung der Thesen wa r die
russische Delegation des Kongresses beauftragt worden.

Am 1. Juni 1921 hatte Karl Radek W . I. Lenin seinen Entwurf der Thesen
über die Taktik mit Änderungen, die er auf Vorschlag Thalheimers und Bela
Kuns an demselben vorgenommen hatte, sowie einen von diesen ausgearbei-
teten Thesenentwurf geschickt. Auf dem Briefumschlag, in dem Lenin die
Materialien erhalten hatte, entwarf er seine ersten Bemerkungen zu den Ent-
würfen. (Siehe W . I. Lenin, „Über die Kommunistische Internationale", Ber-
lin 1969, S. 696.) Danach schrieb er die im vorliegenden Band veröffentlichten
ausführlichen Bemerkungen.

Entsprechend den Hinweisen W . I. Lenins wurde der Thesenentwurf umge-
arbeitet, mit mehreren Delegationen auf Vorberatungen erörtert und im Namen
der russischen Delegation dem III. Kongreß vorgelegt. A m 1. Juli hielt W . I.
Lenin auf dem Kongreß die „Rede zur Verteidigung der Taktik der Kommu-
nistischen Internationale". (Siehe Werke, Bd. 32, S. 4 9 1 - 5 0 0 . ) Am 12. Juli
wurden die Thesen einstimmig vom Kongreß angenommen. (Siehe „Thesen
und Resolutionen des III. Weltkongresses der Kommunistischen Internatio-
nale", Hamburg 1921, S. 31-63.) 326

359 Die KAPD (Kommunistische Arbeiterpartei Deutschlands) wurde im April
1920 von Vertretern des Linksradikalismus gebildet, die 1919 auf dem Heidel-
berger Parteitag aus der KPD ausgeschlossen worden waren. Im November
1920 wurde sie als sympathisierende Partei in die Kommunistische Internatio-
nale aufgenommen unter der Bedingung, daß sie sich mit der KPD wieder ver-
einigt. D a sich die KAPD jedoch weigerte, diese Bedingung zu erfüllen, wurde
sie nach dem III. Weltkongreß aus der Komintern ausgeschlossen. Ende 1921
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war die KAPD zu einer kleinen Sekte geworden. Die ehrlichen proletarischen
Kräfte dieser Partei brachen mit ihren linksradikalen Führern und fanden zur
KPD zurück. 329

360 Die italienische Frage wurde auf dem III. Kongreß der Kommunistischen
Internationale im Zusammenhang mit dem Protest der Italienischen Sozia-
listischen Partei gegen den Beschluß des EKKI erörtert, der vorsah, die ISP
aus der Komintern auszuschließen und die Kommunistische Partei Italiens als
einzige Sektion der Komintern in Italien anzuerkennen.

Die Italienische Sozialistische Partei hat te sich im Oktober 1919 der Kom-
intern angeschlossen. Vertreter der ISP nahmen a m II. Kongreß der Komintern
teil, auf dem der Leiter ihrer Delegation, G. M. Serrati, in mehreren Fragen
einen falschen Standpunkt bezog. Nach dem Kongreß t ra t Serrati gegen die
Trennung von den Reformisten auf.

Auf dem Parteitag der ISP in Livorno ( 1 5 . - 2 1 . Januar 1921) wurde eine
Resolution der Linken, die die Annahme der 21 Bedingungen für die Auf-
nahme in die Kommunistische Internationale und den Ausschluß der Refor-
misten aus der Partei forderte, mit Stimmenmehrheit abgelehnt. Daraufhin
traten die Linken aus der ISP aus und gründeten am 2 1 . Januar die Kommu-
nistische Partei Italiens, die sich der Kommunistischen Internationale anschloß.

Die Italienische Sozialistische Partei entsandte zum III. KI-Kongreß eine
Delegation, der C. Lazzari, F^Maffi und E. Riboldi angehörten.

De r III. Kongreß der Komintern nahm am 29. Juni 1921 eine Resolution an,
in der es hieß, daß die Italienische Sozialistische Partei, solange sie refor-
mistische und zentristische Elemente in ihren Reihen duldet, nicht der Kommu-
nistischen Internationale angehören kann. Das Exekutivkomitee der Komintern
wurde beauftragt, „die notwendigen Schritte zu unternehmen zur Vereinigung
der von reformistischen und zentristischen Elementen gereinigten SPI mit der
KPI zu einer einheitlichen Sektion der Kommunistischen Internationale" („The-
sen und Resolutionen des III. Weltkongresses der Kommunistischen Inter-
nationale", H a m b u r g 1921 , S. 5). Dieser Beschluß des III. Komintern-Kon-
gresses wurde nicht verwirklicht.

Im Frühjahr 1923 bildete sich innerhalb der Italienischen Sozialistischen
Partei eine linke Fraktion, die „Drittinternationalisten" (Serrati, Maffi u. a.),
die für eine Vereinigung mit der Kommunistischen Partei Italiens eintrat. Im
August 1924 schlössen sich die „Drittihternationalisten" der Kommunistischen
Partei Italiens an. 329

361 Offenbar meint W . I. Lenin folgende Stelle aus dem ursprünglichen Thesen-
entwurf Radeks: „Nachdem sie (die nach Radeks Definition zentristischen
Gruppen in den kommunistischen Parteien mehrerer Länder. Die Red.) sahen.
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daß die Kommunistische Internationale nur wirklich revolutionäre Massen-
parteien bilden will, erhoben sie das Feldgeschrei von dem Rückfall der Kom-
munistischen Internationale in das Sektierertum. So die Gruppe Levi in
Deutschland, Smeral in der Tschechoslowakei usw. Der Charakter dieser
Gruppen liegt klar und offen zutage: es sind zentristische Gruppen, die die
Politik des passiven Wartens auf die Revolution mit kommunistischen Phrasen
und Theorien drapieren. Die Gruppe Smeral hat die Bildung der Kommuni-
stischen Partei der Tschechoslowakei noch dann aufgeschoben, als schon die
Mehrheit der sozialdemokratischen Arbeiter auf dem Boden des Kommunis-
mus stand." (Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU, Zen-
trales Parteiarchiv.) 331

362 Der Reichenberger „Vorwärts", um den sich die „Linken" der Tschechoslowa-
kei mit K. Kreibich an der Spitze gesammelt hatten, hatte das Referat
B. Smerals auf dem Gründungsparteitag der Kommunistischen Partei der
Tschechoslowakei auszugsweise veröffentlicht.

Die Anträge W. I. Lenins wurden von der Taktikkommission angenommen.
Der Abschnitt der „Thesen über die Taktik", der sich auf die KPC bezog,
wurde entsprechend Lenins Anträgen abgefaßt. 332

363 Anfang Juli 1921 beschlossen die Arbeiter und Angestellten der Berliner
Munizipalbetriebe, für höhere Löhne in den Streik zu treten. Für den Streik
hatte sich die Mehrheit der Arbeiter (etwa 80 000) ausgesprochen. Den Re-
formisten gelang es jedoch, den Streik zu verhindern. In Verhandlungen von
Vertretern der Arbeiter und Angestellten mit dem Berliner Magistrat gelang
es lediglich, eine geringfügige Lohnerhöhung durchzusetzen. 334

364 In den ersten Julitagen 1921 traten die Arbeiter der Baumwollfabriken von
Lille in den Streik, weil ihnen die Fabrikanten die Löhne gekürzt hatten. Der
Streik erfaßte mehrere Departements. In der ersten Septemberhälfte wurde im
Departement du Nord der Generalstreik ausgerufen. Trotz der Standhaftig-
keit der Arbeiter erlitt der Streik nach zweimonatiger Dauer infolge der re-
formistischen Taktik der Gewerkschaftsführer und der ungünstigen wirtschaft-
lichen Verhältnisse eine Niederlage. 334

365 Eine ausführliche Meldung über das Massenmeeting, das am 8. Juli 1921 in
Rom stattgefunden hatte, war am 10. Juli 1921 in Nr. 149 der „Prawda" er-
schienen. 334

366 D e r Entwurf des Beschlusses über die kollektive Entlohnung der Angestellten
in Son>Jetinstitutionen wurde vom Rat der Volkskommissare am 14., 2 1 . , 24.,
28. Juni und 8. Juli 1921 beraten. Das Wesen der kollektiven Versorgung be-
stand in der Abschaffung der persönlichen Versorgung auf Karten und nach
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Listen sowie in der Abschaffung der Naturalprämien. Die gesamte Versor-
gung der Arbeiter und Angestellten erfolgte danach ausschließlich in Form des
Arbeitslohnes, dessen Höhe für jeden Betrieb als Ganzes, d. h. kollektiv für
alle seine Arbeiter und Angestellten, festgelegt wurde. Am 24. Juni beschloß
der Rat der Volkskommissare, in den Sowjetinstitutionen Moskaus und Petro-
grads ab 1. Juli, in den übrigen Teilen der Republik nicht vor dem 1. Septem-
ber, zur kollektiven Entlohnung der Angestellten überzugehen, und bildete eine
Kommission, die einen Entwurf ausarbeiten sollte, „um genau festzustellen,
wenigstens auf Grund einiger Beispiele, wieviel Sowjetangestellte nach der
Reduzierung des Personalbestandes übrigbleiben und wie hoch ihre Geld- und
Naturaleinkünfte sind". Am 28. Juni 1921 nahm der Rat der Volkskommissare
zu einem Bericht A. B. Chalatows und L. I. Ginsburgs den „Beschluß über die
kollektive Entlohnung der Angestellten in Sowjetinstitutionen" mit den von
W. I. Lenin in Punkt A vorgeschlagenen Änderungen und den Punkt D eben-
falls in Lenins Formulierung an. Den endgültigen Wortlaut des Beschlusses
nahm der Rat der Volkskommissare am 8. Juli 1921 an. 337

Den Vorschlag über die Prämierung von Betrieben schrieb W. I. Lenin im
Zusammenhang mit einem Beschluß, den das Politbüro des ZK der KPR(B)
am 7. Juli 1921 zu einem Referat A. S. Kisseljows „Über die beschleunigte
Überführung von Betrieben und Institutionen zum defizitlosen Wirtschaften"
gefaßt hatte. Der Beschluß des Politbüros lautete! „Die Sowjetinstitutionen
werden beauftragt, die Maßnahmen zur Überführung sowohl von einzelnen
Betrieben als auch von Sowjetinstitutionen zum defizitlosen Wirtschaften
energischer durchzuführen." 338

Im Zusammenhang mit der Hungersnot, die das Wolgagebiet und den Süden
der Ukraine im Jahre 1921 heimsuchte, faßte das Politbüro des ZK der
KPR(B) am 9. Juli 1921 einen Beschluß über die Notwendigkeit, eine größt-
mögliche Anzahl von Kommunisten zur Arbeit im Ernährungswesen einzu-
setzen.

Die" „Notizen über Maßnahmen zum Kampf gegen die Hungersnot und
über die Verstärkung, der Wirtschaftsarbeit" schrieb Lenin offenbar im Zu-
sammenhang mit der Vorbereitung dieser Frage für die Sitzung des Polit-
büros. 338

Die Frage .des Zentralverbands der Konsumgenossenschaften beriet der Rat
der Volkskommissare in seiner Sitzung am 15. Juli 1921. Dort wurden fol-
gende Referate entgegengenommen: von L. M. Chintschuk „Über die Orga-
nisierung des Warenaustauschs und über die Notwendigkeit, die Arbeit auf
diesem Gebiet zu verstärken und zu beschleunigen" und von N. P. Brjuchanow
„Über die Durchführung des Beschlusses des Rats der Volkskommissare vom
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14. Juni 1921 , den Zentralverband der Konsumgenossenschaften zu kontrol-
lieren mit dem Ziel, über den Warenaustausch zu einer größtmöglichen Menge
Getreide zu kommen". Z u beiden Referaten wurde eine gemeinsame Resolu-
tion angenommen, in die W . I. Lenins Vorschläge eingingen. 340

370 Der Antrag an das Z K der KPR(B) wurde im Zusammenhang mit den Thesen
des Sibirischen Büros des Z K der KPR(B) und des Sibirischen Revolutions-
komitees „Ober die Organisationsformen der sibirischen Sowjetinstitutionen
und der sibirischen Parteiorganisationen" geschrieben. In den Thesen wurde
die Notwendigkeit der Existenz eines Gebietssowjetzentrums mit den ent-
sprechenden wirtschaftlichen und militärischen Abteilungen, einer Vertretung
der Gesamtrussischen Tscheka sowie eines Gebietsparteizentrums in Sibirien
begründet. Die beiden Zentren sollten nach Auffassung des Sibirischen Büros
und des Sibirischen Revolutionskomitees nach dem Prinzip der Ernennung auf-
gebaut sein.

Eine den Thesen beigefügte Aktennotiz enthielt die Mitteilung, d a ß diese
Frage auf der bevorstehenden IV. Sibirischen Gebietsparteikonferenz behandelt
würde, wobei Vertreter von zwei Richtungen sprechen würden : der Richtung,
die die Notwendigkeit der Existenz sibirischer Gebietszentren ablehnt, und
derjenigen, die die Notwendigkeit ihrer Einrichtung nach dem Wahlpr inzip
anerkennt. A m 29. Juli 1921 bestätigte das Orgbüro des Z K der KPR(B) im
wesentlichen die Thesen des Sibirischen Büros.

Im Manuskript sind die Punkte 4 und 5 von W . I. Lenin gestrichen. 341
371 Das Plenum des Z K der KPR(B) untersuchte am 8. August 1921 die Lage im

Verkehrswesen und bestätigte die Schlußfolgerungen F. E. Dzierzynskis mit
den von W . I. Lenin vorgeschlagenen Änderungen.

Im ersten Punkt der Schlußfolgerungen hieß es, daß alle Partei- und Sowjet-
organe nach Maßnahmen zur Verbesserung und Unterstützung des Verkehrs-
wesens forschen müssen.

In den Punkten zwei bis vier der Schlußfolgerungen ging es um die Verstär-
kung des Apparats des Volkskommissariats für Verkehrswesen durch verant-
wortliche Mitarbeiter, um die Herausgabe eines Rundschreibens an alle Gou-
vernementskomitees der KPR(B) über die Lage im Verkehrswesen und um die
Bildung einer Unterabteilung Verkehr in der Orginstrukteurabteilung des ZK
der KPR(B) zur Leitung der Parteiarbeit im Verkehrswesen.

Im fünften Punkt der Schlußfolgerungen war vorgesehen, Betriebe, die für
Zwecke des Transportwesens benötigt wurden, dem Volkskommissariat für
Verkehrswesen zu übergeben. 342

372 Über die Einrichtung eines Informationsbüros im Ausland, das Angaben über
die internationale Arbeiterbewegung sammeln sollte, wurde am 17. August
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1921 im Präsidium des Exekutivkomitees der Komintern (EKKI) beraten.
Lenins Vorschlag wurde angenommen.

Bald darauf sandte Varga W. I. Lenin seinen Entwurf „Die Organisierung
der Information im EKKI". Der Entwurf sah die Einrichtung eines Informa-
tionsdienstes vor, der dem EKKI die notwendigen Materialien liefern sollte.
In dem Entwurf legte Varga auch seine Ansichten über die Arbeitsmethoden
dieses Informationsdienstes dar und gab Hinweise zur Zusammenstellung der
wirtschaftlichen und sozialen Berichte sowie der politischen Information. Am
31. August 1921 sandte W. I. Lenin Varga seine Bemerkungen zu diesem Ent-
wurf, nämlich die „Abänderungsanträge oder Thesen zum Entwurf des Gen.
E. Varga über die Organisierung eines Informationsdienstes" (siehe den vor-
liegenden Band, S. 347/348).

Das Schreiben W. I. Lenins vom 1. September 1921 (siehe den vorliegen-
den Band, S. 349) ist die Antwort an E. Varga, der in seinem Brief an Wladi-
mir Iljitsch vom 31. August 1921 mitgeteilt hatte, daß Meinungsverschieden-
heiten hinsichtlich des Zwecks eines solchen Informationsdienstes bestehen.
Trotzki, Sinowjew und Radek. schrieb Varga, sind der Meinung, daß dieser
Informationsdienst vor allem zur Information innerhalb des EKKI dienen soll.
„In Ihren Thesen jedoch scheint das Schmer gemuht auf der Information der
Presse der Arbeiterbewegung von Mitteleuropa zu liegen, während die Infor-
mation des EKKI in den Hintergrund rückt. Von dieser Änderung des Ziels
hängen alle anderen Änderungen ab (Legalität, volle Unabhängigkeit von der
Komintern)". „Folglich wäre es notwendig, prinzipiell zu entscheiden: Soll der
Informationsdienst das Ziel haben: a) das EKKI zu informieren? b) mit seinen
Publikationen Einfluß auf die Arbeiterpresse auszuüben? c) beide Aufgaben
zu vereinen? Von der Entscheidung dieser Frage hängen meiner Meinung nach
alle organisatorischen Fragen ab." (Institut für Marxismus-Leninismus beim
ZK der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.) Der Plan zur Einrichtung eines In-
formationsdienstes wurde nicht verwirklicht. 345

373 Der hier veröffentlichte Entwurf steht auf einem Brief, den der stellvertre-
tende Vorsitzende der Gesamtrussischen Tscheka J. S. Unschlicht an das ZK
der KPR(B) geschrieben hatte und in dem es hieß: „Auf der letzten Tagung
des Gesamtrussischen ZEK wurde beschlossen, in der Septembersitzung einen
Bericht der Kommission zur Überprüfung des Volkskommissariats für Außen-
handel entgegenzunehmen. Ich bitte um Ihre Meinung:

1. Soll man überhaupt einen solchen Bericht geben? 2. Wenn ja, dann in
welcher Richtung?" (Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU,
Zentrales Parteiarchiv.)

Der Antrag W. I. Lenins wurde in der Sitzung des Politbüros des ZK der
KPR(B) am 25. August 1921 angenommen. 345
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374 Dieser Antrag an das Politbüro des Z K der KPR(B) wurde im Zusammenhang
mit einem Telegramm des Vorsitzenden des Sibirischen Revolutionskomitees
I. N . Smirnow v o m 26. August 1921 geschrieben, das die Mitteilung über die
Verhaftung des Barons von Ungern enthielt.

D a s Politbüro nahm den Antrag W . I. Lenins an.
Die Gerichtsverhandlung gegen Ungern fand a m 15 . September statt. Dabe i

wurden zahlreiche Verbrechen Ungerns und seiner Handlanger aufgedeckt:
Nach der Eroberung von Urgu (heute Ulan-Bator) befahl er. alle Angestellten
des Zentralverbands der Konsumgenossenschaften und der Stadtverwaltung
zu erschießen; auf seinen Befehl wurden friedliche Einwohner ausgeraubt, er-
mordet und die Stadt in Brand gesteckt. Das Gericht klärte die Verbindung
des Barons Ungern mit chinesischen Militaristen und japanischen Interventen
auf. Ungern wurde zum Tode durch Erschießen verurteilt. 346

375 g Vargas Entwurf „Die Organisierung der Information im EKKI" enthielt
zwei Anlagen: „Anlage A - Instruktion über die Zusammenstel lung der wirt-
schaftlichen und sozialen Berichte" und „Anlage B - Instruktion über die
Zusammenstellung der Berichte über die politische Lage im Lande". Die erste
Instruktion sah vor :

1. Ziel der Berichte - ein dynamisches Bild und eine Analyse der Entwick-
lung der revolutionären Bewegung im Lande zu vermitteln.

2 . Vier Faktoren, die die revolutionäre Entwicklung kennzeichnen:
a) Kommunistische Partei - Triebkraft der revolutionären Bewegung:
b) Proletariat - revolutionäre Masse ;
c) herrschende Klassen - Gegner;
d) kleinbürgerliche Mittelschichten.
Der Bericht soll die Gruppierung der Klassenkräfte zeigen.
3 . Ausgangspunkt muß die Darlegung der ökonomischen Lage, der sozialen

Lage des Proletariats und der Mittelschichten sein.
4 . Der Bericht soll aus einem kurzen Überblick ( 5 - 1 0 Seiten) und einer aus-

führlichen Anlage dazu bestehen.
Die zweite Instruktion enthielt folgende Abschnitte (Teile): I. kommu-

nistische Parteien; II. nichtkommunistische proletarische Parteien; III. bürger-
liche Parteien; IV. Organisation der bewaffneten Kräfte.

In den dann von Lenin erwähnten §§ 3 und 4 von Teil I („kommunistische
Parteien") in der Instruktion E. Vargas (Anlage B) w a r von legalen und ille-
galen Parteizellen, von der Verbreitung der Parteiliteratur, von Aufrufen,
Broschüren, Büchern und von der Herausgabe illegaler Parteiliteratur die Rede.
348

376 Der von W . I. Lenin vorgelegte Beschluß wurde a m 2. September 1921 vom
Politbüro angenommen. A m 3 . September richtete Lenin einen Brief an den
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Sekretär des Exekutivkomitees der Komintern, in dem er darum bat, dafür zu
sorgen, daß Angaben über die Spenden der europäischen Arbeiter für die
Hungernden in Rußland zusammengetragen werden. (Siehe 5 . russische Aus-
gabe der Werke, Bd. 53 , Dokument 270.) Über die Art und Weise, wie die
Ergebnisse der Geldsammlungen des internationalen Proletariats in der sowje-
tischen Presse veröffentlicht werden sollten, siehe ebenda, Dokument 345. 349

377 Unter dem Deckmantel der Hilfeleistung für die hungernde Bevölkerung in
Rußland hatten die Imperialisten eine „internationale Kommission" gegründet,
die von Noulens, ehemaliger französischer Botschafter in Rußland und einer
der führenden Organisatoren konterrevolutionärer Verschwörungen und der
militärischen Intervention gegen das Sowjetland, geleitet wurde . Der Kommis-
sion gehörten ehemalige französische, englische und belgische Diplomaten so-
wie ausländische Eigentümer in Rußland nationalisierter Großbetriebe an. Am
4. September 1921 hat te Noulens ' Kommission a n das Volkskommissariat für
Auswärtige Angelegenheiten ein Telegramm gerichtet, in dem sie für 30 Ex-
perten die Erlaubnis zur Einreise nach Sowjetrußland forderte, damit diese
nach einem besonderen Programm an Or t und Stelle Untersuchungen anstellen
könnten. In Wirklichkeit sah das Programm die Sammlung von Spionage-
material vor.

Am 6. September billigte das Politbüro des Z K der KPR(B) mit einigen
Änderungen den nach W . I. Lenins Vorschlägen ausgearbeiteten Entwurf einer
Note an Noulens. In der a m 8. September in den „Iswestija W Z I K " veröffent-
lichten Antwortnote des Volkskommissariats für Auswärtige Angelegenheiten
wurde darauf hingewiesen, d a ß „die Kommission des H e r r n Noulens an die
Stelle der Hilfe für die Hungernden das Sammeln von Angaben über die
innere Lage Sowjetrußlands gesetzt h a t . . . , wobei dies unter Leitung von Leu-
ten geschehen soll, die derartige Studien bereits getrieben haben, um ganz un-
verhohlen Aufruhr zu stiften und ausländischen Armeen den Vormarsch auf
dem Territorium der Sowjetrepublik zu erleichtem" („Dokumente der Außen-
politik der UdSSR". Bd. IV, Moskau 1960. S. 309/310. russ.). Die Sowjet-
regierung verweigerte der Kommission kategorisch die Einreise. 351

378 Im Zusammenhang mit den Schwierigkeiten bei der Lebensmittelversorgung,
der Mißernte und der Notwendigkeit, der hungernden Bevölkerung zu helfen,
nahm das Politbüro des Z K der KPR(B) a m 6. September 1921 den Beschluß
über die Direktiven an das Volkskommissariat für Ernährungswesen mit den
Ergänzungen W . I. Lenins an. D ie Direktiven sahen eine Verringerung der
Zahl der vom Staat zu versorgenden Personen ab Oktober 1921 sowie die
Bildung eines Getreidefonds vor. 351

379 Der Beschlußentwurf über die Verwendung des Goldfonds wurde a m 14. Sep-
tember 1921 vom Politbüro des Z K der KPR(B) angenommen. 351



Anmerkungen 615

380 Der Entwurf W . I. Lenins wurde am 13. September 1921 vom Politbüro des
ZK der KPR(B) angenommen. Punkt 4 wurde von Lenin gestrichen und fand
im Beschluß des Politbüros keinen Niederschlag.

Die Frage des Verkaufs von Büchern wurde erneut in der Sitzung des Polit-
büros am 15. Oktober behandelt. Das Politbüro bestätigte seinen Beschluß
vom 13. September und legte konkrete praktische Maßnahmen zu dessen Ver-
wirklichung fest; besonderes Augenmerk galt dabei dem Kampf gegen das
Eindringen sowjetfeindlicher Literatur aller Art in den Buchhandel. 352

381 Der Entwurf wurde am 14. September 1921 vom Politbüro des Z K derKPR(B)
angenommen. 353

382 Die Parteireinigung wurde gemäß der Resolution des X. Parteitags der KPR(B)
„Zu Fragen des Parteiaufbaus" durchgeführt.

Die Parteireinigung war lange und sorgfältig vorbereitet worden. Am
2 1 . Juni 1921 nahmen das Z K und die Zentrale Kontrollkommission den „Be-
schluß über die Überprüfung und Reinigung der Partei" an. (Siehe „Prawda"
Nr. 146 vom 30. Juni 1921.) In ihm wurden die Termine für die Durchfüh-
rung der Parteireinigung festgesetzt (vom 1. August bis 1. Oktober 1921),
wurde als unerläßliche Bedingung für die Parteireinigung die Befragung von
Werktätigen - sowohl von Kommunisten als auch von Parteilosen - über die
zu überprüfenden Parteimitglieder verlangt und die Bildung örtlicher Über-
prüfungskommissionen festgelegt. Für die Dauer der Parteireinigung war die
Aufnahme in die Partei gesperrt, außer für Arbeiter und Bauern, die keine
fremde Arbeit ausbeuteten. Am 7. Juli bestätigte das Politbüro die Zentrale
Kommission zur Überprüfung des Mitgliederbestandes der Partei, im gan-
zen Lande wurden örtliche Überprüfungskommissionen gebildet. Das ZK
der Partei verfaßte einen Brief „An alle Parteiorganisationen. Über die Partei-
reinigung" (siehe „Prawda" Nr . 163 vom 27. Juli 1921) und erläuterte darin
Aufgaben und Methoden der Reinigung. Das Z K empfahl, sich von folgenden
Hinweisen leiten zu lassen: Arbeitern, was das Einreichen von Papieren, Be-
urteilungen u. ä. betrifft, weitgehend entgegenzukommen. Bei den Bauern
streng zu unterscheiden zwischen Kulaken und ehrlichen werktätigen Bauern.
Strengere Maßstäbe sind bei „kommissarisierten" Parteimitgliedern anzulegen,
bei solchen, die mit irgendwelchen Privilegien verbundene Posten innehaben.
Einer besonderen Überprüfung unterliegen ehemalige Beamte und Personen,
die aus der bürgerlichen Intelligenz stammen. Der gründlichsten Überprüfung
unterliegen frühere Mitglieder anderer Parteien, besonders ehemalige Mensche-
wiki und Sozialrevolutionäre. Der Beginn der Parteireinigung wurde auf den
15. August verlegt.

Die Parteireinigimg dauerte bis zum XI. Parteitag der KPR(B). Im Ergebnis
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wurden etwa 2 5 % der Gesamtmitgliedschaft aus der Partei ausgeschlossen.
Die Parteireinigung wirkte sich günstig auf die soziale Zusammensetzung der
Partei aus. sie festigte die Disziplin, erhöhte die Autorität der Partei bei den
parteilosen Arbeitern und Bauern und befreite die Partei von sie diskreditie-
renden Elementen. Die ideologische und organisatorische Geschlossenheit der
Partei nahm zu. 353

383 Dieser Hinweis W . I. Lenins fand seinen Niederschlag in Beschlüssen des ZK.
In dem „Bericht des Zentralkomitees der KPR" für September 1921 wird dar-
auf verwiesen, daß das Z K zwei Beschlüsse gefaßt hat, die die Vergabe von
Empfehlungen für Mitglieder der KPR während der Überprüfung regeln. In
dem ersten heißt es : „Empfehlungen dürfen nur solche Genossen geben, die
den zu Empfehlenden mindestens ein Jahr kennen, sei es, weil sie mit ihm
zusammen gearbeitet haben oder weil sie Gelegenheit hatten, seine Tätigkeit
in einer Parteiorganisation zu beobachten." Der zweite Beschluß weist auf die
Verantwortung der Empfehlenden für die empfohlenen Genossen hin. (Siehe
„Iswestija Z K RKP(b)" Nr. 35 vom 1. Dezember 1921.) 354

384 Im Jahre 1921 hatten einzelne Gruppen amerikanischer Arbeiter, die sich um
die „Gesellschaft für technische Unterstützung Sowjetrußlands" zusammen-
geschlossen hatten, den Wunsch geäußert, nach Sowjetrußland zu fahren und
dort am wirtschaftlichen Aufbau mitzuarbeiten. Ein beträchtlicher Teil dieser
Arbeiter waren russische Emigranten, die noch vor der Oktoberrevolution nach
Amerika ausgewandert waren.

Der Rat für Arbeit und Verteidigung beriet am 22. Juni 1921 über die in-
dustrielle Emigration aus Amerika und empfahl, „einzelne Industriebetriebe
oder Gruppen von Betrieben durch ihre Obergabe an Gruppen amerikanischer
Arbeiter und industriell entwickelter Bauern zu entwickeln, und zwar zu ver-
traglichen Bedingungen, die ihnen einen bestimmten Grad wirtschaftlicher
Autonomie sichern" (Lenin-Sammelband XX, S. 202, russ.). Der Rat für Arbeit
und Verteidigung erachtete es ebenfalls für notwendig, die Einwanderung von
Arbeitern aus dem Ausland zu regulieren. Am 11 . August 1921 wurde an die
„Gesellschaft für technische Unterstützung Sowjetrußlands" ein von Lenin
unterzeichnetes Telegramm gesandt. Darin hieß es: „Man muß die Schwierig-
keiten berücksichtigen, die es in Rußland gibt und die überwunden werden
müssen, Schwierigkeiten bei der Lebensmittelversorgung und andere. Wer nach
Rußland kommt, muß darauf vorbereitet s e i n . . . Es wäre gut, zuerst Dele-
gierte zu schicken, die sich hier bei uns an Or t und Stelle die Ländereien und
Waldgebiete, die Bergwerke, Fabriken usw. ansehen, die verpachtet werden
sollen." („Dokumente der Außenpolitik der UdSSR". Bd. IV, Moskau 1960,
S. 2 6 1 . russ.)
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In der zweiten Hälfte des Jahres 1921 führte eine Gruppe amerikanischer
Arbeiter unter Leitung des holländischen Ingenieurs und Kommunisten S. Rut-
gers, des bekannten Funktionärs der amerikanischen Arbeiterbewegung William
Haywood und des amerikanischen Arbeiters Calvert mit der Sowjetregierung
Verhandlungen darüber, dieser Gruppe einen Teil des Kusnezker Steinkohlen-
beckens zur wirtschaftlichen Nutzung zu übergeben und dort eine Industrie-
kolonie zu gründen. Am 19. September empfing Lenin Vertreter der amerika-
nischen Arbeiter und führte ein Gespräch mit ihnen. Es existiert eine von Lenin
angefertigte Niederschrift dieses Gesprächs. (Siehe Lenin-Sammelband XXIII ,
S. 39, russ.) Den Entwurf der Verpflichtung schrieb Lenin im Zusammenhang
mit diesem Gespräch. Über den Abschluß des Vertrags mit der Organisations-
gruppe der amerikanischen Arbeiter (der Gruppe Rutgers) siehe den vorliegen-
den Band. S. 360. 354

385 £ ) e r Volkskommissar für Auswärtige Angelegenheiten der RSFSR G. W.
Tschitscherin hatte dem Politbüro des Z K der KPR(B) in einem Schreiben vom
7. Oktober 1921 mitgeteilt, daß die Regierung der Fernöstlichen Republik das
Politbüro um Stellungnahme zu folgenden Fragen bittet: 1. Ist die Anerken-
nung der Fernöstlichen Republik durch Japan und Amerika erwünscht, auch
wenn sie nicht gleichzeitig die RSFSR anerkennen? 2. Sollen die Angebote von
Ausländern, der Fernöstlichen Republik Staatsanleihen zu gewähren, ange-
nommen werden? 3. Ist die Fernöstliche Republik formal oder auch dem
Wesen nach eine selbständige und von der RSFSR unabhängige Republik?
Nach Ansicht des Volkskommissariats für Auswärtige Angelegenheiten sollten
diese Fragen folgendermaßen beantwortet werden: 1. Die Anerkennung der
Fernöstlichen Republik ist erwünscht, jedoch ohne vertragliche Fixierung der
Struktur der Fernöstlichen Republik. 2 . Auslandsanleihen sind von Nutzen,
wenn die souveränen Rechte der Fernöstlichen Republik gewahrt bleiben.
3 . Die Unabhängigkeit der Fernöstlichen Republik von der RSFSR ist nur als
formal anzusehen.

Am 8. Oktober 1921 nahm das Politbüro den Vorschlag W . I. Lenins an.
Der von G. W. Tschitscherin vorgelegte Entwurf einer Direktive an die

Fernöstliche Republik wurde am 10. Oktober 1921 vom Politbüro des Z K der
KPR(B) bestätigt. 355

386 Dieser Vorschlag W . I. Lenins ging in den Beschluß ein, den die Plenartagung
des Z K der KPR(B) am 8. Oktober 1921 zu einem Bericht W . M.Molotows
über die statistische Erfassung der verantwortlichen Funktionäre und die
Regeln für ihren Einsatz annahm. 356

387 Der von W . I. Lenin eingebrachte Entwurf wurde am 10. Oktober 1921 zu
einem Bericht Ch. G. Rakowskis, W . J. Tschubars und G. I. Petrowskis vom

40 Lenin, Ergänzungsband
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Politbüro des ZK der KPR(B) angenommen. „In dieser Frage", heißt es in dem
' Bericht des ZK für Oktober/November 1921, „wurde allgemein auf ein äußerst

behutsames und aufmerksames Verhalten in bezug auf die Belange der Bauern
und ihre Heranziehung zur Unterstützung des Staates orientiert." („Iswestija
ZK RKP(b)" Nr. 36 vom 15. Dezember 1921.) 356

388 Dieser Beschlußentwurf wurde am 10. Oktober 1921 vom Politbüro des ZK
der KPR(B) angenommen. Am 15. November bestätigte der Rat der Volks-
kommissare das Dekret „Über die Sozialversicherung von Personen, die Lohn-
arbeit leisten". (Siehe „Iswestija WZIK" Nr. 263 vom 23. November 1921.)
357

38? Es handelt sich hier um Randbemerkungen W. I. Lenins in der Zeitung „Jushny
Metallurg" (Jenakijewo) Nr. 1 vom 11. Oktober 1921. In der oberen linken
Ecke der Zeitung steht folgender Vermerk Lenins: „Einen Teil nach Jusowka
und einen Teil nach Debalzewo". 357

3?P Der vorliegende Brief wurde in Vorbereitung der Sitzung des Politbüros des
ZK der KPR(B) geschrieben, in der die Frage des Abkommens mit der Gruppe

1 amerikanischer Arbeiter und Ingenieure beraten werden sollte, die unter Lei-
tung von S. Rutgers nach Rußland gekommen waren. (Siehe Anm. 384.)

Der Rat für Arbeit und Verteidigung hatte am 23. September 1921 den
••• Vorschlag der Gruppe Rutgers, ihr das Nadeshdinsker Werk und mehrere

Betriebe des Kusnezker Steinkohlenbeckens zur wirtschaftlichen Nutzung zu
übergeben, erörtert und den Abschluß des Vertrags empfohlen. Er beauftragte
eine Kommission aus Vertretern des Obersten Volkswirtschaftsrats, des Volks-
kommissariats für Arbeit und des Volkskommissariats für Landwirtschaft mit
der endgültigen Ausarbeitung der Vertragsbedingungen. W. I. Lenin nahm an
den Verhandlungen mit der Gruppe Rutgers teil und machte eine Reihe von
Vorschlägen zu "den Vertragsbedingungen. (Siehe auch den vorliegenden Band,
S. 360, 362/363, und 5. russische Ausgabe der Werke, Bd. 53, S. 260/261,
302/303.)

Das am 20. Oktober unterzeichnete Abkommen mit der Gruppe Rutgers
wurde am 21. Oktober vom Rat für Arbeit und Verteidigung und am 25. Ok-
tober vom Rat der Volkskommissare bestätigt. Im November schloß die So-
wjetregierung den Vertrag mit dieser Gruppe ab. Laut Vertrag mußten die
amerikanischen Arbeiter eine bestimmte Menge an Produktionsinstrumenten,
Material und Lebensmitteln mitbringen, während die Sowjetregierung 300 000
Dollar zum Ankauf von Maschinen und Inventar im Ausland bewilligte. Auf
der Grundlage dieses Vertrages wurde in einem Teil des Kusnezker Stein-
kohlenbeckens die „Autonome Industriekolonie .Kusbass'" gegründet, die
direkt dem Rat für Arbeit und Verteidigung unterstand. 358
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391 Die Vorsdiläge W . I. Lenins bildeten die Grundlage für einen Beschluß des
Politbüros des Z K der KPR(B) vom 15. Oktober 1921 zu den Vorschlägen
von Rutgers und für den Beschluß des Rats für Arbeit und Verteidigung vom
17. Oktober 1921 „Über die Bedingungen des Abkommens mit der Gruppe
Rutgers". 360

392 Der v o n w . I. Lenin verfaßte Beschlußentwurf über den Einsatz A. G. Schljap-
nikows zur Arbeit im Ernährungswesen wurde in der Sitzung des Politbüros
des Z K der KPR(B) am 14. Oktober 1921 angenommen. Das Politbüro nahm
eine Stellungnahme der Zentralen Kontrollkommission und der Zentralen
Überprüfungskommission zu der Abkommandierung Schljapnikows entgegen
und faßte a m 27 . Oktober folgenden Beschluß: „Die Frist für den Einsatz des
Gen. Schljapnikow im Emährungswesen wird auf zwei Monate vom Tage
seiner Abfahrt an festgelegt." (Institut für Marxismus-Leninismus beim Z K der
KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.)

Die Zentrale Qberprüfungskommission wa r für die Dauer der Parteireinigung
(siehe Anm. 382) gebildet worden. Sie bestand aus 5 Personen und hatte die
Arbeit der örtlichen Überprüfungskommissionen anzuleiten. (Siehe „Prawda"
Nr . 146 vom 30. Juni 1921.) 361

393 Zwischen den führenden Funktionären der Bakuer Parteiorganisation und den
zentralen Organisattonen Aserbaidshans war es zu einigen Meinungsverschie-
denheiten über die Durchführung der Nationalitätenpolitik gekommen. In die-
sem Zusammenhang erteilte das Z K der KPR(B) den Parteifunktionären in
Aserbaidshan die Weisung, den Eigenheiten der Lebensweise und der Mentali-
tä t der mohammedanischen Bevölkerung mit größtem Feingefühl zu begegnen.
D a s Z K forderte von allen Funktionären der Aserbaidshanischen Kommuni-
stischen Partei, dies in ihrer gesamten Tätigkeit zu beachten, eine freund-
schaftliche Zusammenarbei t anzustreben und keinerlei Fraktionsbildung in der
Parteiorganisation zu dulden. Lenins Vorschläge gingen in den am 15. Oktober
1921 vom Politbüro des Z K der KPR(B) angenommenen Beschluß ein.

De r weiter unten erwähnte von J. W . Stalin ausgearbeitete Entwurf einer
Direktive über die Durchführung der Nationalitätenpolitik der Kommunisti-
schen Partei in Aserbaidshan wurde am 17. Oktober vom Politbüro des Z K
der KPR(B) bestätigt.

In Punkt 6 handelt es sich u m einen Beschluß des Politbüros des Z K der
KPR(B) vom 3 . Oktober 1921 darüber, daß keinerlei Verstöße der Bakuer
Funktionäre gegen die Politik der Sowjetregierung in bezug auf Persien (Iran)
zugelassen werden dürfen. 361

394 Der von W . I. Lenin vorgelegte Beschlußentwurf wurde am 17. Oktober 1921
vom Politbüro des Z K der KPR(B) angenommen. 362

W
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395 Der von W. I. Lenin verfaßte Beschlußentwurf wurde am 20. Oktober 1921
vom Politbüro des ZK der KPR(B) angenommen. Lenins Vorschläge gingen
in das mit der Gruppe Rutgers unterzeichnete Abkommen ein. 362

396 Die ÄRA (American Relief Administration), eine- amerikanische Hilfsorgani-
sation, wurde 1919 zur Unterstützung der durch den ersten Weltkrieg in Not
geratenen Bevölkerung gegründet. Vorsitzender der ÄRA war der bis 1917
eng mit dem russischen Kapital liierte Großkapitalist H . C. Hoover. Einige

' Mitarbeiter der ÄRA übten ihre Wohltätigkeit ehrlich und gewissenhaft aus.
Im ganzen diente die ÄRA jedoch dazu, den Einfluß des amerikanischen Im-
perialismus auszudehnen und ihm zum Absatz von Ladenhütern zu verhelfen.

Am 18. Oktober 1921 wurde allen Mitgliedern des Politbüros der KPR(B)
der Entwurf eines Abkommens mit der ÄRA über die Organisierung von
Lebensmittelsendungen nach Rußland zur Stellungnahme zugeschickt. Auf dem
Begleitschreiben befinden sich die Unterschriften der Mitglieder des Politbüros
und ein Antrag J. W . Stalins, für den Transport der Sendungen von der
Grenze bis zu den Verteilungsdepots sowie für die Lagerung Gebühren zu er-
heben, da es seiner Meinung nach um Handel und nicht um Wohltätigkeit
ging. Die Bemerkung W . I. Lenins in der Klammer bezieht sich auf diesen
Antrag. Der Entwurf des Abkommens mit der ÄRA wurde am 19. Oktober
1921 vom Politbüro bestätigt.

In Anbetracht der Hungersnot, die 1921 im Wolgagebiet und im Süden
der Ukraine herrschte, nahm die Sowjetregierung die Hilfe der ÄRA an, wies
aber ihre Versuche, sich in die inneren Angelegenheiten der Sowjetrepublik
einzumischen, zurück und stellte die Tätigkeit der ÄRA unter Kontrolle. Wie
die folgenden Ereignisse zeigten, trieb der Apparat der ÄRA, der hauptsäch-
lich aus Offizieren der amerikanischen Armee bestand, Spionage und unter-
stützte konterrevolutionäre Elemente. Im Juni 1923 wurde der Tätigkeit der
ÄRA in der UdSSR ein Ende gesetzt. 364

397 Dqbal, Tomasz - einer der Führer des linken Flügels der Polnischen Bauern-
partei ; trat 1922 der Kommunistischen Partei Polens bei. Daszynski, Ignacy -
polnischer Politiker. Nach 1919 einer der Führer der PPS-„Prawica", 1920
Stellvertreter des Premierministers in der bürgerlich-gutsbesitzerlichen pol-
nischen Regierung. Unterstützte später das faschistische Pilsudskiregime. 366

398 Diesen Beschlußentwurf schrieb W . I. Lenin in der Sitzung des Politbüros des
ZK der KPR(B) am 20. Oktober 1921, in der ein Gesuch des Volkskommis-
sariats für Finanzen behandelt wurde, Vertreter dieses Volkskommissariats
mit beschließender Stimme in den Rat für Arbeit und Verteidigung sowie in
die Gebiets- und Gouvernementswirtschaftsberatungen einzubeziehen. Das
Politbüro lehnte das Gesuch ab und nahm den von W . I. Lenin vorgelegten
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Beschlußentwurf an. Der letzte Satz ist im Manuskript gestrichen und wurde
nicht in den Beschluß aufgenommen.

Die Finanzkommission des ZK der KPR(B) und des Rats der Volkskommis-
sare war kurz nach dem X. Parteitag auf Vorschlag W . I. Lenins gebildet wor-
den, um die mit dem Übergang zur Neuen ökonomischen Politik zusammen-
hängenden Fragen der Finanzpolitik auszuarbeiten. 366

399 Die Frage der Produktion von Motorpflügen nach dem Fowler-System wurde-
vom Rat für Arbeit und Verteidigung wiederholt beraten. Das Kollegium der
Abteilung Metall des Obersten Volkswirtschaftsrats, dem im Mai 1920 die Pro-
duktion dieser Pflüge übertragen worden war , hatte einen Plan aufgestellt, ohne
die vorhandenen Metall- und Brennstoffressourcen zu berücksichtigen. Aber
das außerordentliche Dreierkollegium, das gebildet worden war , um die ge-
samte Produktion der Pflüge zusammenzufassen, informierte weder den Rat
für Arbeit und Verteidigung noch den Rat der Volkskommissare über den
wirklichen Stand der Dinge.

D e r vorliegende Beschlußentwurf wurde am 2 1 . Oktober 1921 in der Sit-
zung des Rats für Arbeit und Verteidigung angenommen. Die Angelegenheit
wurde dem Moskauer Militärtribunal zur Untersuchung übergeben. Anfang
Januar 1922 erklärte es die gegen mehrere Mitarbeiter des Obersten Volkswirt-
schaftsrats und des Volkskommissariats für Landwirtschaft erhobene Beschul-
digung, sich zu den ihnen übertragenen Pflichten nicht ernst genug verhalten
zu haben, für erwiesen. Jedoch in Anbetracht der Verdienste dieser Mitarbei-
ter bei der Wiederherstellung der Wirtschaft beschloß das Tribunal, sie nicht
zu bestrafen. Auf Empfehlung des Moskauer Militärtribunals erteilte der Rat
für Arbeit und Verteidigung dem Präsidium des Obersten Volkswirtschaftsrats

< und dem Kollegium des Volkskommissariats für Landwirtschaft einen Verweis.
Siehe hierzu auch W . I. Lenins Brief an P. A. Bogdanow vom 23 . Dezember
1921 (Werke, Bd. 36, S. 5 4 5 - 5 4 7 ) . 367 '

400 Am 30. Juni 1921 hatte das Präsidium des Gesamtrussischen ZEK die „Di-
rektive des Rats für Arbeit und Verteidigung an die örtlichen Sowjetinstitutio-
nen" (W. I .Len in , Werke, Bd. 32, S. 3 9 1 - 4 1 7 ) bestätigt. Aus diesem Anlaß
richtete W . I. Lenin am 2 1 . Juli an die Redaktionen der Zeitungen „Iswestija",
„Prawda", „Ekonomitscheskaja Shisn" u. a. einen Brief mit der Weisung, man

• müsse „ausführlich die prinzipielle Bedeutung darlegen, die den örtlichen Wirt-
schaftsberatungen und einer öffentlichen Berichterstattung sowohl für die
Durchführung der Neuen ökonomischen Politik schlechthin als auch für den
richtigen wirtschaftlichen Aufbau zukommt" (5. russische Ausgabe der Werke.
Bd. 53 , S. 52).

Als die ersten Berichte der örtlichen Institutionen eintrafen, warf Lenin die
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Frage auf, wie diese Berichte studiert und ausgewertet werden müßten. Am
2 1 . Oktober 1921 hielt er in der Sitzung des Rats für Arbeit und Verteidigung
ein Referat über die Berichterstattung und die Diagramme für den Rat für
Arbeit und Verteidigung und brachte den hier veröffentlichten Entschließungs-
entwurf ein. 367

401 yy-jg yf j± Smoljaninow in seinen Erinnerungen schreibt, zog sich die Arbeit
der Kommission in die Länge. „Wladimir Iljitsch interessierte sich sehr für die
Ergebnisse der Arbeit unserer Kommission. Auf seinen Rat und Vorschlag
wurde ein Entschließungsentwurf ausgearbeitet, den der Rat für Arbeit und
Verteidigung am 2 1 . November 1921 auch bestätigte. In dem Beschluß fanden
alle Hinweise Wladimir Iljitschs ihren Niederschlag; besonderen Wert legte er
darauf, in den Volkskommissariaten und sonstigen Institutionen Personen aus-
findig zu machen, die wirkliches Interesse zeigten und die Bedeutung des Stu-
diums der örtlichen Berichte begriffen hatten." („Erinnerungen an Wladimir
Iljitsch Lenin", Bd. 4, Moskau 1969, S. 364/365, russ.) In der persönlichen
Bibliothek W . I. Lenins befinden sich einige Dutzend Berichte von Gouverne-
mentswirtschaftsberatungen. 368

402 Am 27. Oktober 1921 wurde in der Sitzung des Politbüros über die Leitung
der Baumwollindustrie beraten (es sprachen: P. A. Bogdanow, N . I. Lebedew,
G. N . Melnitschanski, 1.1. Kutusow). Das Politbüro nahm den von W . I. Lenin
eingebrachten Beschlußentwurf an. Nach der endgültigen Überarbeitung wur-
den die Bestimmungen über die Leitung der Baumwollindustrie in der Sitzung
des Politbüros am 3. November bestätigt. 368

403 Ein Artikel unter dieser Überschrift wurde nicht geschrieben. 369
404 Der Entwurf des Finanz- und des Emissionsplans für das Jahr 1922 wurde in

der Sitzung des Rats der Volkskommissare am 5. November 1921 beraten.
Die Vorschläge W . I. Lenins bildeten die Grundlage für einen Beschluß, den
der Rat der Volkskommissare zu dieser Frage annahm. Die Punkte 2, 4, 5 und
6 sind im Manuskript gestrichen und im Beschluß nicht enthalten. 371

405 Der von W. I. Lenin verfaßte Entwurf ging in den Wort laut des Beschlusses
ein, den der Rat der Volkskommissare am 18. November 1921 zu dieser Frage
annahm. Der Rat der Volkskommissare bestätigte „unter Vorbehalt die von
der Finanzkommission vorgelegten Zahlen des Ausgabenteils des Budgets in
ihrer Aufteilung auf die Volkskommissariate" und beauftragte die Volks-
kommissariate, „die Arbeit an der Aufstellung der Haushaltspläne so zu be-
schleunigen, daß sie zum 1. Dezember unbedingt abgeschlossen ist". Die
Finanzkommission und die Staatliche Plankommission bekamen den Auftrag,
„innerhalb einer Woche die Berechnung der Einnahmen in Geldform wie auch
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in Form materieller Werte abzuschließen". (Institut für Marxismus-Leninismus
beim ZK der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.) 371

406 Die mongolische Delegation wa r am 2. November 1921 in Moskau eingetrof-
fen. Ziel der Verhandlungen war der Abschluß eines Vertrags zwischen der
Regierung der RSFSR und der Volksregierung der Mongolei. Am 5. November
1921 wurde der Vertrag unterzeichnet. Er sah die Herstellung freundschaft-
licher Beziehungen zwischen Sowjetrußland und der Mongolei vor. Beide
Seiten verpflichteten sich, auf ihrem Territorium weder den Aufenthalt noch die
Bildung von Gruppen, die gegenüber der anderen Seite eine feindliche Hal tung
einnehmen, zu dulden, und trafen Vereinbarungen über die Verfahrensweise
bei der Ernennung von diplomatischen und konsularischen Vertretern, bei der
Festlegung der Staatsgrenze usw. 372

407 Die I. Gesamtrussische Konferenz für kulturelle Aufklärungsarbeit der Ge-
werkschaften fand vom 26. September bis 1. Oktober 1921 in Moskau statt.
An ihr nahmen 173 Delegierte teil, davon 119 Kommunisten. Auf der Tages-
ordnung standen u. a. die Rechenschaftsberichte der Abteilung Kultur beim
Gesamtrussischen Zentralrat der Gewerkschaften, des Volkskommissariats für
Bildungswesen und seiner Hauptverwal tungen sowie des Proletkult; Berichte
aus dem Donezbecken, aus Petrograd und Baku; die Kulturarbeit unter der
Jugend. Die Konferenz wies Wege zur Verbesserung der politischen Auf-
klärungsarbeit der Gewerkschaften im Zusammenhang mit der Neuen ö k o n o -
mischen Politik.

In der Frage der Beziehungen zum Hauptausschuß für politisch-kulturelle
Aufklärung vertrat die Konferenz einen falschen Standpunkt. Ihre Resolution
„Rolle und Aufgaben der Kulturarbeit der Gewerkschaften" enthielt die For-
derung, die Kulturarbeit der Gewerkschaften vom Einfluß des Haup taus -
schusses zu befreien. Diese Linie stand im Widerspruch zur Resolution des
X. Parteitags der KPR(B) „Über den Hauptausschuß für politisch-kulturelle
Aufklärung" und die Agitations- und Propagandaaufgaben der Partei". (Siehe
„Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der Parteitage, Parteikonferen-
zen und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I, Moskau 1954, S. 550,
russ.) Vgl. auch den vorliegenden Band, S. 211 und 218. 373

408 W . I. Lenin meint die Resolution des II. Gesamtrussischen Kongresses der
Ausschüsse für politisch-kulturelle Aufklärung ( 1 7 . - 2 2 . Oktober 1921) „Über,
die Berichte des Hauptausschusses für politisch-kulturelle Aufklärung". In die-
ser Resolution wurden die Beziehungen zwischen den Ausschüssen für poli-
tisch-kulturelle Aufklärung und den Kulturabteilungen der Gewerkschaften
im Zent rum und draußen im Lande festgelegt. „Die Gewerkschaften", heißt es
darin, „gleiten immer wieder zu dem ganz und gar falschen Standpunkt ab.
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daß die Aufklärungsarbeit in all ihren Formen Sache der Gewerkschaften sein
müsse und daß sie die Aufklärungsarbeit besser zu leisten vermögen als die
Organe des Volkskommissariats für Bildungswesen.

Dieser Standpunkt ist nicht richtig und ergibt sich aus einer falschen Auf-
fassung von den Aufgaben der Gewerkschaften. Von diesem Standpunkt aus
käme man notwendigerweise zu dem Schluß, daß alle Funktionen des Staates
und die Arbeit aller Volkskommissariate den Gewerkschaften zu übertragen
sind." („II. Gesamtrussischer Kongreß der Ausschüsse für politisch-kulturelle
Aufklärung. Bulletin des Kongresses", Nr. 7, 24. Oktober 1921. russ.)

Die Resolution des Kongresses legte konkrete Maßnahmen fest zur Zusam-
menfassung der politisch-ideologischen und der kulturellen Aufklärungsarbeit
des Hauptausschusses für politisch-kulturelle Aufklärung und der Kultur-
abteilung des Gesamtrussischen Zentralrats der Gewerkschaften. 373

409 Das Politbüro des ZK der KPR(B) beschloß am 8. November 1921, die von
Lenin vorgelegte Resolution als Grundlage anzunehmen. Entsprechend diesem
Beschluß wurden die Bestimmungen über die Zusammenfassung der politischen
Aufklärungsarbeit der Kulturabteilung des Gesamtrussischen Zenrralrats der
Gewerkschaften und des Hauptausschusses für politisch-kulturelle Aufklärung
ausgearbeitet. 374

410 Die vorliegende Notiz wurde auf einen Brief G. W. Tschitscherins geschrie-
ben, in dem dieser dem Politbüro des ZK der KPR(B) mitteilte, daß auf der
Baltischen Wirtschaftskonferenz (sie fand vom 28. bis 3 1 . Oktober 1921 in
Riga statt) die Frage der Entnationalisierung des Außenhandels Sowjetrußlands
aufgeworfen worden war. Der Leiter der Delegation der RSFSR auf der Kon-
ferenz, W. P. Miljutin, hatte zu dieser Frage einen Bericht vorgelegt, der an
das Politbüro geschickt wurde. Miljutins Plan lief auf eine Liquidierung des
Außenhandelsmonopols hinaus. Am 10. November lehnte das Politbüro auf
W . I. Lenins Vorschlag den Antrag Miljutins ab. (Siehe auch W . I. Lenin,
Werke, Bd. 33 , S. 3 6 1 - 3 6 4 und 441-445 , sowie 5. russische Ausgabe der
Werke, Bd. 44, S, 427-430.) 374

411 Der von W. I. Lenin vorgelegte Beschlußentwurf über die Arbeit im Ernäh-
rungswesen der Ukraine wurde am 10. November 1921 vom Politbüro des
ZK der KPR(B) angenommen. 375

412 Das Dokument entstand im Zusammenhang mit der Ausarbeitung eines De-
krets des Rats der Volkskommissare „Über die Bestrafung für falsche Be-
schuldigungen". Das Dekret wurde am 24. November von W. I. Lenin unter-
zeichnet und am 1. Dezember 1921 in den „Iswestija WZIK" veröffentlicht.
W. I. Lenins Ergänzungen wurden in das Dekret aufgenommen. (Siehe „Samm-
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Iung von Verordnungen und Verfügungen der Arbeiter-und-Bauem-Regie-
•• rang", 1921, Nr. 77, S. 787, russ.) 375

413 Das Dekret „Über die Einführung der Bezahlung für Zeitungen" wurde am
28. November 1921 vom Rat der Volkskommissare bestätigt. Diesem Dekret
nach sollten sowohl Einzelpersonen, öffentliche Einrichtungen und gesellschaft-
liche Organisationen als auch staatliche Institutionen und Betriebe ohne Aus-
nahme Zeitungsgebühren bezahlen. W. I. Lenins Vorschlag wurde dem Punkt 8
des Dekrets zugrunde gelegt, der das Volkskommissariat für Bildungswesen
verpflichtete, innerhalb von 2 Wochen eine Instruktion auszuarbeiten und zu
veröffentlichen, wie die richtige Verteilung der Zeitungen über das Netz von
Bildungseinrichtungen und die Versorgung der Werktätigen mit Zeitungen
kontrolliert werden sollen. (Siehe „Iswestija WZIK" Nr. 275 vom 7. Dezem-
ber 1921.) 376

414 W. I. Lenin meint einen Antrag, den er im Zusammenhang mit der Erörte-
rung der Meinungsverschiedenheiten unter den leitenden Funktionären im
Donezbecken in der Sitzung des Politbüros des ZK der KPR(B) eingebracht
hatte. 377

415 W . I. Lenins Anträge zur ersten und zweiten Frage wurden am 27. November
1921 vom Politbüro des ZK der KPR(B) angenommen. 377

416 Dieser Teil des Briefes stellte den Entwurf eines Beschlusses des Politbüros
des ZK der KPR(B) dar. In dem Beschluß des Politbüros, der am 1. Dezember
1921 zu einer Mitteilung W . I. Lenins angenommen wurde, hieß es: „Genosse
Zjurupa wird von seiner Funktion als Volkskommissar für Ernährungswesen
befreit und zum zweiten stellvertretenden Vorsitzenden des Rats für Arbeit
und Verteidigung ernannt, mit beschließender Stimme im Rat für Arbeit und
Verteidigung und im Rat der Volkskommissare und mit Bestätigung durch das
Präsidium des Gesamtrussischen ZEK in dieser Funktion." (Institut für Marxis-
mus-Leninismus beim Z K der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.)

In der gleichen Formulierung wurde am 2. Dezember 1921 der Beschluß
des Gesamtrussischen ZEK über die Ernennung Ä. D . Zjurupas zum zweiten
stellvertretenden Vorsitzenden des Rats für Arbeit und Verteidigung ange-
nommen. (Siehe „Iswestija W Z I K " Nr . 272 vom 3. Dezember 1921.) 378

417 Der I. Landwirtsdiaftskongreß des Moskauer Gouvernements fand vom 28 . bis
30. November 1921 in Moskau (im Säulensaal des Hauses der Gewerkschaf-
ten) statt. Auf dem Kongreß waren mehr als 300 Delegierte, Bauern und Mit-
arbeiter landwirtschaftlicher Verwaltungsstellen, anwesend. .-' :.

Vor den Kongreßteilnehmern sprachen der Stellvertreter des Volkskommis-
sars für Landwirtschaft N . Ossinski (W. W . Obolenski) über die Durchführung
der Neuen Ökonomischen Politik in der Landwirtschaft und P . A. Mesjazew
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über Formen der Flurregelung im Zusammenhang mit der Neuen Ökonomi-
schen Politik. Die Reden lösten eine lebhafte Diskussion aus.

W . I. Lenins Rede auf dem Kongreß ist in Band 3 3 der Werke nach einem
in Nr. 270 der „Prawda" vom 30. November 1921 veröffentlichten kurzen-
Zeitungsbericht wiedergegeben. Im vorliegenden Band wird sie nach dem
Stenogramm wiedergegeben, dessen Text bedeutend umfangreicher ist als der
Zeitungsbericht. 379

418 Im Zusammenhang mit dem Übergang des Landes zum friedlichen wirtschaft-
lichen Aufbau schlug W . I. Lenin vor, die Gesamtrussische Tscheka zu re-
organisieren. Am 1. Dezember 1921 beauftragte das Politbüro des Z K der
KPR(B) eine Kommission, bestehend aus L. B. Kamenew, D . I. Kurski und
F. E. Dzierzynski, diese Frage innerhalb von fünf Tagen unter folgenden Ge-
sichtspunkten zu erörtern: ,,a) die Kompetenz der Gesamtrussischen Tscheka
einzuengen; b) das Recht zu Verhaftungen einzuengen; c) die Frist für die
Durchführung von Verfahren im allgemeinen auf einen Monat festzusetzen;
d) die Gerichte zu verstärken; e) über eine Umbenennung zu bera ten; f) eine
allgemeine Richtlinie über eine Änderung im Sinne ernsthafter Milderungen
vorzubereiten und über das Gesamtrussische ZEK durchzuführen." (Institut
für Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.)

Lenins Gedanken fanden ihren Niederschlag auch in dem „Beschluß über
die Gesamtrussische Tscheka". der am 27. Dezember 1921 vom IX. Gesamt-
russischen Sowjetkongreß angenommen wurde. Der Kongreß beauftragte das
Präsidium des Gesamtrussischen ZEK, „die Bestimmungen über die Gesamt-
russische Tscheka und ihre Organe zu überprüfen im Hinblick auf ihre Re-
organisation, die Einengung ihrer Kompetenz und die Verstärkung der Prin-
zipien der revolutionären Gesetzlichkeit" („Neunter Gesamtrussischer Sowjet-
kongreß. Stenografischer Bericht", 1922, S. 300, russ.). Das Politbüro des Z K
der KPR(B) behandelte am 23 . Januar 1922 die Frage der Umwandlung der
Gesamtrussischen Tscheka in die Staatliche Politische Verwaltung (GPU) beim
Volkskommissariat für Innere Angelegenheiten und legte die Hauptaufgaben
und -funktionen der G P U fest. Am 6. Februar nahm das Präsidium des Ge-
samtrussischen ZEK den Beschluß über die Reorganisation der Gesamtrus-
sischen Tscheka an. (Siehe „Iswestija W Z I K " Nr . 30 vom 8. Februar 1922.)

In Punkt drei des hier veröffentlichten Rohentwurfs ist die Frist für die
Durchführung von Gerichtsverfahren gemeint. 383

419 Der Beschlußentwurf wurde im Zusammenhang mit der Erörterung der Ein-
heitsfronttaktik im Politbüro des Z K der KPR(B) a m 1. Dezember 1921 ge-
schrieben. W . I. Lenins Vorschläge wurden angenommen. Sie liegen den vom
Exekutivkomitee der Komintern ausgearbeiteten „Leitsätzen über die Einheits-
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front der Arbeiter und über das Verhältnis zu den Arbeitern, die der II., der
IIV2- u n d der Amsterdamer Internationale angehören, sowie zu den Arbeitern,
die die anarchosyndikalistischen Organisationen unterstützen" zugrunde. W.-I.
Lenins Bemerkungen zu den Leitsätzen über die Einheitsfront (siehe den vor-
liegenden Band, S. 384/385) wurden ebenfalls berücksichtigt.

Die Leitsätze wurden 1921 in der Zeitschrift „Die Kommunistische Inter-
nationale" Nr. 20 veröffentlicht. Die XI. Gesamtrussische Konferenz der
KPR(B) (19.-21. Dezember 1921) schloß sich diesen Leitsätzen an. Die erste
Tagung der Erweiterten Exekutive der Kommunistischen Internationale (21. Fe-
bruar-4. März 1922) und der IV. Kongreß der Komintern erörterten und be-
stätigten die Leitsätze.

Im Zusammenhang mit dem Auftrag für N. I. Bucharin, einen Artikel über
die 'Erfahrungen der KPR(B) zu schreiben, verfaßte W. I. Lenin die „Bemer-
kungen zur Geschichte der KPR". (Siehe Werke, Bd. 36. S. 541-543.) 383

420 Es handelt sich um den von der Staatlichen Plankommission vorbereiteten
Entwurf eines Beschlusses des Rats für Arbeit und Verteidigung über die Auf-
lösung der Kommission für die Nutzbarmachung materieller Ressourcen beim
Rat für Arbeit und Verteidigung.

In den §§ 2 und 3 des Entwurfs der Staatlichen Plankommission wurde dar-
auf hingewiesen, daß die Plankommissionen des Obersten Volkswirtschafts-
rats und des Volkskommissariats für Ernährungswesen jeweils die Pläne für
die Verteilung der Erzeugnisse der staatlichen Industriebetriebe und für die
Verteilung der Lebensmittelressourcen vorzubereiten haben, während es der
Staatlichen Plankommission obliegt, diese Pläne zu einem Gesamtplan für die
Verteilung der materiellen Ressourcen zusammenzufassen und ihn dem Rat für
Arbeit und Verteidigung vorzulegen. In § 5 waren die Termine und die Ver-
fahrensweise für die Auflösung der Kommission festgelegt.

W. I. Lenins Antrag wurde in der Sitzung des Rats für Arbeit und Ver-
teidigung a m 2. Dezember 1921 angenommen. De r von der Staatlichen Plan-
kommission überarbeitete Beschlußentwurf über die Kommission für die Nutz -
barmachung materieller Ressourcen wurde am 16. Dezember vom Rat für
Arbeit und Verteidigung bestätigt. 383

421 W . I. Lenin hatte den Entwurf im Zusammenhang damit geschrieben, daß in
der Sitzung des Politbüros des Z K der KPR(B) am 5. Dezember 1921 eine
Beschwerde des Obersten Volkswirtschaftsrats über einen Beschluß des Rats
für Arbeit und Verteidigung behandelt wurde . Dieser Beschluß sah die Über-
gabe der Mühlen aus der Kompetenz des Obersten Volkswirtschaftsrats in die
des Volkskommissariats für Ernährungswesen vor. Das Politbüro bestätigte
den Beschluß des Rats für Arbeit und Verteidigung und empfahl dem Kleinen .
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Rat der Volkskommissare, die von W. I. Lenin eingebrachten ergänzenden
Bemerkungen anzunehmen. 384

422 Siehe Anm. 419. 385
423 Der Propaganda- und Aktionsrat der Völker des Ostens war auf dem I. Kon-

greß der Völker des Ostens, der im September 1920 in Baku stattfand, gewählt
worden. Der Rat stellte sich die Aufgäbe, die Befreiungsbewegung der Völker
des Ostens zu unterstützen und zu vereinen. 385

424 Die hier veröffentlichten Bemerkungen W . I. Lenins zum Entwurf der Reso-
lution der XL Parteikonferenz der KPR(B) über die Parteireinigung wurden
von der Kommission zur Ausarbeitung der Resolution berücksichtigt.

Die Konferenz erörterte die Ergebnisse der Parteireinigung und nahm eine
Resolution „Über die Festigung der Partei, ausgehend von den Erfahrungen
bei der Überprüfung ihres Mitgliederbestandes" an, die dann auf einer Be-
ratung der Gebietskomitees, der Gebietsbüros und der Gouvernementskomi-
tees der KPR endgültig ausgearbeitet und vom ZK und dem XI. Parteitag be-
stätigt wurde. (Siehe „Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der Par-
teitage, Parteikonferenzen und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I,
Moskau 1954, S. 597/598, russ.) 386

«5 Q e r ix. Gesamtrussische Sotvjetkongreß tagte vom 23 . bis 28. Dezember 1921
in Moskau. Es waren 1993 Delegierte anwesend, davon 1850 Kommunisten
und 139 Parteilose.

Auf der Tagesordnung des Kongresses standen 13 Punkte. Lenin erstattete
den Rechenschaftsbericht des Gesamtrussischen ZEK und des Rats der Volks-
kommissare über die Innen- und Außenpolitik der Republik. Der Kongreß
nahm eine Deklaration über die internationale Lage der RSFSR an, die auf

- Grund der Hinweise W . I. Lenins abgefaßt war. Femer nahm er die von Lenin
verfaßte „Direktive für die Arbeit auf wirtschaftlichem Gebiet" an und faßte
Beschlüsse zu den wichtigsten Fragen der Industrie und Landwirtschaft.

W. I. Lenin leistete eine umfangreiche Arbeit bei der Vorbereitung des
IX. Sowjetkongresses und leitete dessen Arbeit. (Siehe W. I. Lenin, Werke,

sBd. 33, S. 123-166 . )
Auf der Beratung parteiloser Delegierter, die am Abend des 26. Dezember

1921 stattfand, wurden zwei Fragen behandelt: die Arbeits- und Spanndienst-
auflage (Referent war der Vertreter des Volkskommissariats für Arbeit, Lem-
berg) und die Bodenfrage. Die Beratung wurde von M. I. Kalinin geleitet.
Lenin fertigte auf der Beratung kurze Aufzeichnungen von den Reden an.
(Siehe Lenin-Sammelband XXIII, S. 2 9 2 - 2 9 4 , 297/298, russ.) 387

426 Die Holzbeschaffungskomüees der Eisenbahn leiteten die Beschaffung von
Brennholz für Industriebetriebe und Eisenbahnen und seinen Abtransport zu
den Bahnstationen. 388
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427 M. I. Kalinin hat te e rwähnt , daß an Stelle von 5 jetzt 20 parteilose Bauern in
das ZEK gewähl t würden, und dazu bemerkt : „ D a meinen Genossen, daß wir
nach dem Bart wählen. Entschuldigen Sie, Genossen, aber für den Bauern ha t
der Bart eine wichtige Bedeutung. Ein Bauer mit Bart hat auch seine best immte
Mental i tä t und seine bestimmten Gedanken. Dafür ein treffendes Beispiel:
Neben mir sitzt der Bauer Petruschkin, da sagt Genosse Lenin: ,Ich werde alle
Gebetbücher nehmen u n d sie verbrennen. ' N u n möchte ich die Meinung eines
Parteilosen wissen und frage Petruschkin, was die Bauern dazu sagen werden ,
wenn ich die Gebetbücher verbrenne. Er wird sagen : H o l sie der Teufel, sollen
sie verbrennen! Er ist jung; nehme ich aber einen mit Bart und frage ihn, so
wird er sagen, daß m a n abwar ten muß . Für uns ha t das große Bedeutung."
(„Istoritscheski Archiw" Nr . 2, 1962, S. 76 . russ.) 390

428 Mi t d e r Niederschrift des „Entwurfs der Thesen über die Rolle und die Auf-
gaben der Gemerksdiaften unter den Verhältnissen der Neuen Ökonomischen
Politik" begann W . I. Lenin unmittelbar nach dem Plenum des Z K der KPR(B)
a m 28 . Dezember 1921 . Dieser Entwurf wurde von den Mitgliedern de r Kom-
mission (A. A. Andrejew und J. E. Rudsutak) und Mitgliedern des Politbüros
beraten, wobe i verschiedene Änderungen u n d Ergänzungen an dem Entwurf
vorgenommen wurden: A m 12. Januar 1922 behandel te d a s Politbüro des Z K
der KPR(B) den Thesenentwurf in seiner Sitzung und beschloß: „Der von Gen.
Lenin vorgelegte Wor t lau t der Thesen wird als Grundlage a n g e n o m m e n . . .
Die Thesen werden mit allen Abänderungsvorschlägen einer Redakt ions-
kommission, bestehend aus den Genossen Lenin, Sinowjew. Andre jew und
Bucharin, überwiesen, die sie endgültig zu bestätigen und im N a m e n des Z K
zu veröffentlichen hat . Dabe i ist auf die Unters tü tzung der Thesen durch das
Büro der Fraktion des Gesamtrussischen Zentra l ra ts der Gewerkschaften hin-
zuweisen." (Institut für Marxismus-Leninismus beim Z K der KPdSU, Zentra les
Parteiarchiv.)

Der endgültige Wor t lau t der Thesen wurde a m 17. Januar 1922 in der
„Prawda" als Beschluß des Z K der KPR(B) veröffentlicht, der den Thesenent -
wurf des Z K zur Gewerkschaftsfrage für den XI . Partei tag bildete. D e r
XI. Partei tag der KPR(B) n a h m die vom Z K vorgelegten Thesen als Grund-
lage a n ; während der Diskussion in der Kommission wurden einige Änderun-
gen vorgenommen. (Siehe „Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der
Parteitage, Parteikonferenzen und Plenartagungen des ZK" , 7 . Auflage, Teil I,
Moskau 1954, S. 6 0 3 - 6 1 2 , russ.)

D e r endgültige Wor t l au t des Beschlusses des Z K der KPR(B) „Über die
Rolle und die Aufgaben der Gewerkschaften un te r den Verhältnissen der
N e u e n ökonomischen Politik" ist in Band 3 3 der Werke W . I. Lenins, S. 169
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bis 181, enthalten. Im vorliegenden Band wird der Leninsche Entwurf der
Thesen veröffentlicht. 391

429 In der „Prawda" vom 3. Januar 1922 war in der Rubrik „Chronik" eine Notiz
„Zum Selbstmord des Ingenieurs Oldenborger" erschienen. Darin hieß es:
„Im Einvernehmen mit dem Moskauer Komitee der KPR hat der Moskauer
Sowjet eine Sonderkommission zur Untersuchung der Gründe für den Selbst-
mord des Oberingenieurs der Moskauer Wasserwerke, W. W . Oldenborger,
eingesetzt. Diese Kommission ist zu der Überzeugung gelangt, daß der Ver-
storbene nicht nur ein hochqualifizierter Spezialist, sondern auch voll und ganz
seiner Sache ergeben war. Der Grund für den Selbstmord ist in den schweren
Bedingungen zu suchen, die Oldenborger in seiner tagtäglichen Arbeit behin-
derten. Einige Mitglieder des außerordentlichen Dreierkollegiums der Wasser-
werke erschwerten und komplizierten die laufende Arbeit aufs äußerste, statt
zur Verbesserung der Lage in den Moskauer Wasserwerken beizutragen; der
Oberinspektor des Volkskommissariats der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion,
Ingenieur Semjonow, ein Mitglied dieses Dreierkollegiums, verhielt sich Olden-
borger gegenüber grob, schikanös und bürokratisch; der Oberinspektor Maka-
row-Semljanski, ebenfalls vom Volkskommissariat der Arbeiter-und-Bauern-
Inspektion und ehemaliger Büroangestellter der Wasserwerke, hetzte ständig
gegen Oldenborger, und die Arbeiter Jelagin und Merkulow gaben Olden-
borger grundlos die Schuld an dem technischen Durcheinander in den Wasser-
werken und an dem schlechten Verhältnis der Angestellten zur Parteizelle. All
das mußte sich auf den Gemütszustand des Verstorbenen auswirken. Die
Kommission kam zu dem Schluß, daß ein Verbleiben Makarow-Semljanskis
nicht nur in der Arbeiter-und-Bauem-Inspektion, sondern überhaupt in einer
sowjetischen Institution untragbar ist, da er sich bei der Sowjetmacht ange-
biedert hat, ein Intrigant ist und bei den Angestellten und Arbeitern der W a s -
serwerke im Ruf eines unehrlichen Menschen steht. Ebenso erklärte die Kom-
mission eine weitere Mitarbeit des Oberingenieurs Semjonow in der Arbeiter-
und-Bauern-Inspektion sowie jedwede Beziehung von ihm zu den Moskauer
Wasserwerken für unzulässig. Ferner wurde die Entlassung Jelagins und Mer-
kulows aus den Wasserwerken und ihre Versetzung in einen anderen Betrieb
für notwendig erachtet."

Siehe hierzu auch den vorliegenden Band, S. 404. 401
430 Anlaß zu W . I. Lenins Antrag, eine Kommission zur Überprüfung und Er-

neuerung der leitenden Gewerkschaftskader zu bilden, war der Umstand, daß
sich unter ihnen zahlreiche ehemalige Menschewiki und Sozialrevolutionäre
befanden, sowie die Notwendigkeit, entsprechend der Resolution der XI. Ge-
samtrussischen Konferenz der KPR(B) „Über die Festigung der Partei, aus-
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gehend von den Erfahrungen bei der Überprüfung ihres Mitgliederbestandes"
die erforderliche Dauer der Parteizugehörigkeit für leitende Gewerkschafts-
funktionäre heraufzusetzen. (Siehe „Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüs-
sen der Parteitage, Parteikonferenzen und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage,
Teil I, Moskau 1954, S. 596, russ.)

Das Politbüro des ZK der KPR<B) nahm den Antrag W. I. Lenins an; am
20. Januar 1922 wurde eine Kommission gebildet, der M. P. Tomski, A. A.
Andrejew und S. I. Syrzow angehörten. "Über die Ergebnisse -ihrer Arbeit er-
stattete die Kommission dem XI. Parteitag der KPR(B) Bericht. (Siehe „Elfter
Parteitag der KPR(B). Stenografischer Bericht", 1961, S. 246-252, russ.) 403

431 Diese Beschlußentwürfe wurden vom Politbüro des Z K der KPR(B) in seiner
Sitzung am 5. Januar 1922 angenommen.

Die Verhandlung über den Selbstmord W . W . Oldenborgers fand vom 8.
bis 14. März 1922 vor dem Obersten Tribunal beim Gesamtrussischen ZEK
statt. Das Tribunal verurteilte die Angeklagten zu unterschiedlichen Strafen.
404

432 Über die Erhöhung der Kredite für den Bau von Funkanlagen wurde in der
Sitzung des Politbüros des Z K der KPR(B) am 20. Januar 1922 beraten. Das
Politbüro erklärte sich mit dem Vorschlag Lenins einverstanden und bestätigte
das Gutachten des Volkskommissariats für Finanzen zu dieser Frage. 405

433 Im Namen des Leiters der Geschäftsstelle des Rats der Volkskommissare
wurde dieses Dokument am 27. Januar 1922 an das Volkskommissariat für
Bildungswesen geschickt mit dem Bemerken: „Ich übermittle Ihnen als Richt-
linie eine Direktive Wladimir Iljitschs über das Filmwesen." Das Volkskom-
missariat für Bildungswesen wurde beauftragt: „1. Auf der Grundlage dieser
Direktive ein Aktionsprogramm auszuarbeiten und es unverzüglich der Ge-
schäftsstelle des Rats der Volkskommissare zum Vortrag bei Wladimir Iljitsch
zuzustellen. 2. Nach einem Monat der Geschäftsstelle des Rats der Volks-
kommissare einen Bericht darüber vorzulegen, was real zur Durchführung die-
ser Direktive getan wurde und welche Ergebnisse erzielt wurden. 3 . Unver-
züglich mitzuteilen, welche Funktionen nach Erlaß des letzten Beschlusses des
Rats für Arbeit und Verteidigung über das Filmwesen beim Volkskommissariat
für Bildungswesen verblieben sind und wem die unmittelbare Anleitung zur
Erfüllung dieser Funktionen obliegt." (Institut für Marxismus-Leninismus beim
ZK der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.)

In einem Gespräch mit A. W. Lunatscharski im Februar 1922 betonte W. I.
Lenin noch einmal, daß unbedingt eine bestimmte Proportion zwischen Unter-
haltungsfilmen und wissenschaftlichen Filmen hergestellt werden müsse. Wla-
dimir Iljitsch, schreibt A. W. Lunatscharski in seinen Erinnerungen, sagte, daß
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man die Produktion neuer Filme, die von kommunistischen Ideen erfüllt sind
und die sowjetische Wirklichkeit widerspiegeln, mit einer Wochenschau be-
ginnen müsse, und daß nach seiner Meinung die Zeit für die Produktion sol-
cher Filme vielleicht noch nicht gekommen sei. „Wenn Sie eine gute Wochen-
schau mit ernsten und aufklärenden Streifen haben, dann fällt es nicht so sehr
ins Gewicht, wenn daneben, um das Publikum anzuziehen, irgendein nutzloser
Film läuft, mehr oder weniger vom üblichen Genre. Natürlich brauchen wir
trotzdem eine Zensur . Konterrevolutionäre und unsittliche Filme darf es nicht
geben." U n d Wladimir Iljitsch fügte h inzu: „In dem Maße , wie Sie durch rich-
tiges Wirtschaften auf die Beine kommen und vielleicht bei einer allgemeinen
Verbesserung der Situation im Lande einen bestimmten Zuschuß erhalten,
müssen Sie die Filmproduktion breiter entfalten und vor allen Dingen gute,
gesunde Filme unter die Massen bringen, sowohl in der Stadt, mehr aber noch
auf dem L a n d e . . . Sie müssen ständig dessen eingedenk sein, daß für uns
von allen Künsten die Filmkunst die wichtigste ist." 406

434 W . I. Lenins Ant rag über eine Reise M. I. Kalinins in die Ukraine wurde am
28. Januar vom Politbüro des Z K der KPR(B) angenommen. M. I. Kalinin
unternahm die Reise mit dem Agitationszug „Oktoberrevolution" vom 7. bis
18. Februar und vom 5. bis 18. März 1922 über folgende Route : P o l t a w a -
Mirgorod - Kiew - Belaja Zerkow - Krementschug - Odessa - Shmerinka -
Kamenez-Podolsk - Winniza - Berditschew - Shitomir. 406

435 Es handelt sich um den Artikel „Der IX. Sowjetkongreß und die Bauernschaft",
der am 27. Januar 1922 mit der Unterschrift „Ein Parteiloser" in der „Prawda"
erschienen war. De r Verfasser des Artikels entwickelte darin einen Plan, die
Beschlüsse des IX. Gesamtrussischen Sowjetkongresses zu Fragen der Land-
wirtschaft unter den Bauern zu popularisieren. W . I. Lenins Ant rag wurde am
28. Januar 1922 vom Politbüro des Z K der KPR(B) angenommen. 407

436 Die Initiative zur Einberufung einer internationalen Konferenz, auf der alle
Fragen der Herstellung des Friedens und der wirtschaftlichen Zusammenarbei t
in Europa, darunter auch die Frage der russischen Schulden, behandelt werden
sollten, ging von der Sowjetregierung aus, die sich a m 28 . Oktober 1921 mit
einer entsprechenden Note an England, Italien, die USA, Frankreich und Japan
gewandt hatte. (Vgl. 5. russische Ausgabe der Werke, Bd. 44, S. 185-188 . )
Am 6. Januar 1922 faßte der Oberste Rat der Ententeländer auf der Konferenz
in Cannes (Frankreich) den Beschluß, eine internationale Wirtschafts- und
Finanzkonferenz nach Genua einzuberufen. Mit dem Beschluß über die Ein-
ladung Sowjetrußlands zu der Konferenz hofften die Alliierten, von der So-
wjetregierung eine Reihe politischer und wirtschaftlicher Zugeständnisse er-
zwingen und gleichzeitig Wirtschaftsbeziehungen zu Sowjetrußland aufnehmen
zu können.
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Am 27. Januar wurde auf einer Außerordentlichen Tagung des Gesamtrus-
sischen ZEK die sowjetische Delegation zur Genuakonferenz gewählt. W. I.
Lenin wurde zum Leiter der Delegation ernannt und G. W. Tschitscherin zum
Stellvertreter „mit allen Rechten des Delegationsleiters für den Fall, daß die
Umstände die Reise des Genossen Lenin zur Konferenz unmöglich machen".
Der Delegation gehörten L. B. Krassin, M. M. Litwinow, N. N. Narimanow,
W. W. Worowski, J. E. Rudsutak u. a. an. Aus Besorgnis um Leben und
Sicherheit Lenins faßte das ZK der KPR(B) einen besonderen Beschluß, dem
zufolge W. I. Lenin die Vollmachten des Delegationsleiters G. W. Tschitscherin
übertrug.

Lenin leitete dennoch faktisch die Arbeit der Delegation, arbeitete die Di-
rektiven des ZK der Partei für die sowjetische Delegation und andere mit der
Teilnahme Sowjetrußlands an der Genuakonferenz zusammenhängende wich-
tige Dokumente aus. (Siehe den vorliegenden Band, S. 412/413, 414-416,
421-423, 430/431, und 5. russische Ausgabe der Werke, Bd. 44 und Bd. 45.)

Die Genuakonferenz fand vom 10. April bis 19. Mai 1922 statt. An ihr
nahmen Vertreter aus 29 Ländern teil. In einer von W. I. Lenin befürworteten
und vom Rat der Volkskommissare bestätigten Erklärung der sowjetischen
Delegation hieß es: „Die russische Delegation, die die Prinzipien des Kom-
munismus vertritt, erkennt an, daß in der heutigen historischen Epoche, die
ein Nebeneinander der alten und der entstehenden neuen sozialen Ordnung
ermöglicht, eine wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den Staaten, die
diese beiden Eigentumssysteme vertreten, für den allgemeinen wirtschaftlichen
Wiederaufbau von zwingender Notwendigkeit ist." („Handbuch der Verträge
1871-1964", Berlin 1968. S. 225.)

Die Genuakonferenz löste die ihr gestellten Aufgaben nicht. Die sowjetische
Delegation wies die Verbuche der imperialistischen Mächte. Sowjetrußland ein
Kolonialregime aufzuzwingen (Kontrolle über die sowjetischen Finanzen usw.),
entschieden zurück. Mit ihren Vorschlägen an die Konferenzteilnehmer, über
eine allgemeine Rüstungseinschränkung und das Verbot der barbarischsten
Kampfmittel (Giftgas, Luftangriffe) zu verhandeln, zeigte die sowjetische De-
legation der ganzen Welt den friedliebenden Charakter der sowjetischen
Außenpolitik. 408

437 Lenin meint die zu Beginn der zwanziger Jahre von der englischen Regierung
unter Lloyd George betriebene Politik, gewisse Zugeständnisse zu machen, um
die revolutionäre nationale Befreiungsbewegung in Irland und Ägypten zu er-
sticken.

Nach langem, erbittertem Kampf des irischen Volkes für seine nationale
Unabhängigkeit war am 6. Dezember 1921 ein englisch-irischer Vertrag abge-
schlossen worden. Der Vertrag sah die Bildung eines Dominions, des „Irischen

41 Lenin, Ergänzungsband
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Freistaats", im Rahmen des Britischen Reiches vor. Die sechs nordöstlichen
Grafschaften, die den industriell am weitesten entwickelten Teil Irlands bil-
deten, wurden jedoch von Irland abgetrennt und blieben bei Großbritannien.

Nach Niederwerfung des Aufstands des ägyptischen Volkes gegen die eng-
lische Herrschaft im Dezember 1921 sah sich die englische Regierung im Fe-
bruar 1922 gezwungen, das Protektorat über Ägypten aufzuheben und Ägyp-
ten zum „unabhängigen Königreich" zu erklären. Die „Unabhängigkeit" Ägyp-
tens war aber nur formal, denn die englische Okkupation ganz Ägyptens, die
englische Kontrolle in der Suezkanalzone, die Herrschaft Englands im Anglo-
Ägyptischen Sudan u. a. blieben bestehen. 410

Es handelt sich um die Konferenz der Vertreter der II., II1/^- und III. Inter-
nationale, die vom 2. bis 5. April 1922 in Berlin stattfand. Die Vertreter der
II. und IlV2- Internationale kamen zu der Konferenz unter dem Druck der
Arbeiter, die die Aktionseinheit im Kampf gegen das Kapital forderten. Die
Konferenz erließ einen Aufruf an das internationale Proletariat, am 20. April
oder am 1. Mai gemeinsame Demonstrationen für den Achtstundentag, gegen
die Arbeitslosigkeit, gegen die Offensive des Kapitals, für die Aufnahme diplo-
matischer und wirtschaftlicher Beziehungen zu Sowjetrußland sowie für die
Herstellung der proletarischen Einheitsfront zu veranstalten.

Dem Vorschlag der KI-Delegation, einen Arbeiterweltkongreß einzuberufen,
wichen die Vertreter der II. und HV2- Internationale aus. Diese Frage wurde
der auf der Konferenz gebildeten Neunerkommission, die sich aus je drei Ver-
tretern der drei Internationalen zusammensetzte, zur Prüfung übergeben. Am
23. Mai erklärte sich die II. Internationale oflfen gegen die Einberufung eines
Arbeiterweltkongresses und sprengte damit die Neunerkommission.

Die Vertreter der II. Internationale versuchten auf der Konferenz, faktisch
unterstützt von der Delegation der II1/^- Internationale, der Delegation der
Komintern unannehmbare Bedingungen aufzuzwingen: Lostrennung Georgiens
vom Sowjetstaat, Verzicht auf die Bildung kommunistischer Zellen in den
proletarischen Massenorganisationen, Freilassung der politischen Verbrecher.
Die Delegation der Komintern (N. I. Bucharin, Karl Radek, Clara Zetkin) wies
diese Forderungen zurück, nahm aber die Bedingung an, daß die Sowjetmacht
in der Strafsache gegen die rechten Sozialrevolutionäre nicht die Todesstrafe
verhängen und Vertretern der II. und IIV2- Internationale die Anwesenheit
bei der Gerichtsverhandlung erlauben würde. In seinem Artikel „Wir haben
zu teuer bezahlt" unterzog W. I. Lenin diese Zugeständnisse einer scharfen
Kritik. (Siehe Werke, Bd. 33. S. 316-320.) 411

„Smena WeA" (Wechsel der Wegzeichen) - Wochenschrift, die von einer
Gruppe weißgardistischer Emigranten aus der Intelligenz von Oktober 1921
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bis März 1922 in Paris herausgegeben wurde. Die gleiche Gruppe gab im.Juli
1921 in Prag den Sammelband „Smena Wech" heraus. Um den Sammelband
und die Zeitschrift gruppierte sich eine gesellschaftlich-politische Strömung,
deren soziale Grundlage eine gewisse Belebung kapitalistischer Elemente im
Zusammenhang mit der Einführung der NÖP in Sowjetrußland bildete. Die
„Smena-Wech"-Leute betrachteten den Übergang zur NÖP als Evolution der
Sowjetmacht in Richtung auf die Wiederherstellung des Kapitalismus. Sie tra-
ten für die Zusammenarbeit mit der Sowjetmacht ein, weil sie mit einer bür-
gerlichen Entartung des Sowjetstaates rechneten. Ein Teil der „Smena-Wech"-
Leute brachte seine Bereitschaft zum Ausdruck, ehrlich mit der Sowjetmacht
zusammenzuarbeiten und bei der wirtschaftlichen Wiedergeburt des Landes
mitzuwirken.

Die XII. Gesamtrussische Konferenz der KPR(B) (4.-7. August 1922) stellte
in der Resolution „Über die antisowjetischen Parteien und Strömungen" fest:
„Die sogenannte ,Smena-Wech'-Strömung spielte bisher und kann auch weiter-
hin eine objektiv fortschrittliche Rolle spielen. Sie vereinigte und vereinigt die
Gruppen von Emigranten und aus der russischen Intelligenz, die sich mit der
Sowjetmacht .ausgesöhnt' haben und bereit sind, mit ihr für die Wiedergeburt
des Landes zu arbeiten. Insofern verdiente und verdient die ,Smena-Wech'-
Richtung weiterhin, daß man sich ihr gegenüber positiv verhält. Gleichzeitig
aber darf nicht eine Minute außer acht gelassen werden, daß auch in der
,Smena-Wech'-Strömung in starkem Maße bürgerliche Restaurationstendenzen
vorhanden sind, daß die .Smena-Wech'-Leute ebenso wie die Menschewiki und
die Sozialrevolutionäre darauf hoffen, daß den wirtschaftlichen Zugeständ-
nissen politische Zugeständnisse in Richtung auf die bürgerliche Demokratie
folgen werden usw." („Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der Par-
teitage, Parteikonferenzen und Plenartagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I,
Moskau 1954, S. 671, russ.) Die Mehrzahl der „Smena-Wech"-Leute nahm in
der Folgezeit offen konterrevolutionäre Positionen ein. Siehe hierzu auch W. I.
Lenins Einschätzung im Bericht des ZK der KPR(B) an den XI. Parteitag
(Werke, Bd. 33, S. 272-274). 422

440 W. I. Lenins Schreiben an das Politbüro des ZK der KPR(B) war veranlaßt
durch ein am 2. Februar 1922 in den „Iswestija WZIK" veröffentlichtes Tele-
gramm aus Warschau, in dem der Inhalt von Parvus' Broschüre „Der wirt-
schaftliche Rettungsweg" dargelegt wurde. Parvus verteidigte darin die Er-
oberungspläne des deutschen Imperialismus im Osten, die Pläne der kolo-
nialen Versklavung der Völker Sowjetrußlands.

Lenins Antrag wurde am 8. Februar vom Politbüro angenommen. Nach ein-
gehender Untersuchung faßte das Politbüro am 11. März 1922 einen Beschluß
zu dieser Frage. (Siehe das folgende Dokument.) 413
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441 Die im vorliegenden Dokument enthaltenen Ergänzungen zu den Direktiven
des Z K für die Delegation auf der Konferenz von Genua wurden am 8. Fe-
bruar 1922 vom Politbüro des Z K der KPR(B) angenommen. 414

442 „Kooperatimnoje Delo" (Das Genossenschaftswesen) - Tageszeitung für So-
zialökonomie, Genossenschaftswesen und Hande l ; Organ des Zentralverbands
der Konsumgenossenschaften. Chefredakteur des „Kooperatiwnoje Delo" war
N . L. Meschtscherjakow. Die erste Nummer der Zeitung erschien am 1. Fe-
bruar 1922.

W . I. Lenins Vorschlag (siehe das folgende Dokument) wurde am 15. Fe-
bruar 1922 in der Sitzung des Politbüros des ZK der KPR(B) erörtert. Es
wurde folgender Beschluß gefaßt: „Die Redaktion der Zeitung .Kooperatiw-
noje Delo' wird angewiesen, dem Politbüro innerhalb von drei Tagen schrift-
liche Erläuterungen zur Herausgabe der Zeitung .Kooperatiwnoje Delo' , über
ihren Charakter, das Redaktionskollegium und die Mitarbeiter einzureichen."
(Institut für Marxismus-Leninismus beim Z K der KPdSU, Zentrales Partei-
archiv.) Am 22. Februar wurde die Frage erneut behandelt. Es wurde festge-
legt, die Schließung der Zeitung um zwei Wochen zu verschieben. Endgültig
wurde die Frage im Mai entschieden: Die Zeitung „Kooperatiwnoje Delo"
wurde in eine Wochenschrift umgewandelt. 417

443 Die erste Tagung der Erweiterten Exekutive der Kommunistischen Internatio-
nale fand vom 2 1 . Februar bis 4. März 1922 in Moskau statt. An der Tagung
nahmen 105 Delegierte aus 36 Ländern teil. Im Mittelpunkt der Beratungen
stand die Einheitsfronttaktik. Außerdem nahm die Tagung einen Bericht über
die Lage in den einzelnen Sektionen der KI entgegen.

Die Tagung nahm Thesen über den Kampf gegen den Krieg und die Kriegs-
gefahr an, weiterhin Thesen zur Neuen ökonomischen Politik, einen Beschluß
über die Einheitsfronttaktik und eine Resolution über die Teilnahme der
Komintern an der geplanten Konferenz der drei Internationalen sowie eine
Reihe anderer Dokumente.

W. I. Lenin konnte aus gesundheitlichen Gründen an der Tagung nicht teil-
nehmen. Er war jedoch aktiv an der Vorbereitung der-Tagung beteiligt und
hatte die Taktik der Delegation der Komintern für die Konferenz der drei
Internationalen ausgearbeitet. (Siehe den vorliegenden Band, S. 411/412,
426/427 u. a.)

Am 23 . Februar 1922 nahm das Politbüro des Z K der KPR(B) die Ab-
änderungsvorschläge Lenins zum Resolutionsentwurf über die Teilnahme an
der Konferenz der drei Internationalen an.

Am 4. März 1922 bestätigte die erste Tagung der Erweiterten Exekutive der
KI die Resolution über die Teilnahme an der Konferenz der drei Internatio-
nalen. 419
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444 Am 28. Februar 1922 nahm das Politbüro des ZK der KPR(B) den von W. I.
• Lenin eingebrachten Beschlußentwurf mit folgender Ergänzung J. W . Stalins

an : „1. Die Frage der Anerkennung der Sowjetmacht ist nicht zu Beginn, son-
dern am Schluß der Konferenz zu stellen (nachdem alles unternommen wurde,
um zu einem Wirtschaftsabkommen zu gelangen), und dann ist daraus kein
Ultimatum zu machen. 2. Als Partner (Vertragschließende) sind auf der Kon-
ferenz von Seiten Rußlands nicht der Zentralverband der Konsvangenossen-
schaften, die landwirtschaftlichen Genossenschaften u. ä. vorzuschlagen (wie
das Krassin tut), sondern es gibt nur einen Partner - den'russischen Staat."
(Institut für Marxismus-Leninismus beim Z K der KPdSU, Zentrales Partei-
archiv.) 423

445 Noch am gleichen Tage nahm das Politbüro des Z K der KPR(B) W . I. Lenins
Vorschlag an, und G. W. Tschitscherin richtete an den Minister für Auswär-
tige Angelegenheiten Italiens einen Funkspruch über den Termin für die Ein-
berufung der Genuakonferenz. (Siehe „Iswestija W Z I K " Nr. 47 vom 28. Fe-
bruar 1922.) 424

446 Die neue Verordnung über den Kleinen Rat der Volkskommissare wurde in
der Sitzung des Rats der Volkskommissare vom 3 1 . Oktober 1922 bestätigt.
425

447 Ab Herbst 1921 führten Vertreter Sowjetrußlands mit der schwedischen Re-
gierung und mit Geschäftskreisen Schwedens Verhandlungen über eine An-
leihe. W . I. Lenin schrieb den hier veröffentlichten Vorschlag, nachdem er sich
mit den Bedingungen der Anleihe sowie mit der Meinung des Volkskommis-
sariats für Außenhandel und des Volkskommissars für Finanzen N . N . Kre-
stinski zu dieser Frage bekannt gemacht hatte. 425

448 Der vorliegende Brief wurde im Zusammenhang mit der Ausarbeitung der
Direktiven des EKKI für die Delegation der Komintern zur Konferenz der drei
Internationalen geschrieben. Er enthält Bemerkungen zum Entwurf der Direk-
tiven, den Sinowjew verfaßt und am 14. März 1922 W . I. Lenin mit der Bitte
zugesandt hatte, seine Meinung dazu vor der Erörterung des Entwurfs im Exe-
kutivkomitee der Komintern zu äußern.

Die Direktiven wurden, entsprechend den Bemerkungen und Vorschlägen
Lenins korrigiert und ergänzt, vom Politbüro gebilligt. Am 17. März 1922
wurden sie einstimmig vom Exekutivkomitee der Komintern bestätigt. 426

449 Der von W . I. Lenin vorgelegte Entwurf wurde am 18. März 1922 vom Polit-
büro des ZK der KPR(B) angenommen. 428

450 \ y i Lenins Brief hängt mit folgenden Vorkommnissen zusammen. Auf Grund
zahlreicher Eingaben wegen Übergriffen bei der Zentralen Wohnungsabteilung
des Moskauer Sowjets war dort eine Revision durchgeführt worden. Da der-



638 Anmerkungen

artige Eingaben auch an Lenin gerichtet wurden, erfolgte die Revision unter
engster Mitarbeit der Geschäftsstelle des Rats der Volkskommissare (A. A.
Diwilkowski). Die Revision stellte bei einer Reihe verantwortlicher Mitarbei-
ter der Zentralen Wohnungsabteilung Übergriffe fest, bei denen ihnen der
Leiter der Abteilung Kommunalwirtschaft des Moskauer Sowjets, das Partei-
mitglied Sowetnikow, Vorschub geleistet hatte. Das Büro des Moskauer Komi-
tees der KPR(B), das unter Teilnahme des Präsidiums des Moskauer Sowjets
am 14. März tagte, erklärte die Feststellungen der Revision für unbegründet
und beschloß, die Angelegenheit einer neuen, einer Parteikommission zur
Überprüfung zu überweisen. In einem Brief an N. P. Gorbunow vom 15. März,
der allen Mitgliedern des Politbüros des ZK der KPR(B) zur Kenntnisnahme
zugestellt wurde, betonte Diwilkowski, daß dieser Entscheid der Weisung
Lenins widerspricht, schonungslos vorzugehen gegen „bürokratisches Banditen-
tum, besonders wenn es von undurchsichtigen Elementen praktiziert wird, die
sich in die Partei eingeschlichen haben". Er bat. diesen Entscheid aufzuheben
und die Schuldigen vor Gericht zu stellen. (Institut für Marxismus-Leninismus
beim ZK der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.)

Auf den Brief an W. M. Molotow für die Mitglieder des Politbüros schrieb
Lenin: „An Gorbunow zur unverzüglichen Weiterleitung, vorher Zjurupa
und Rykow in Kenntnis setzen." 428

m Am 17. M ä r z 1922 hatte L. M. Chintschuk in einem Brief W . I. Lenin um An-
weisung gebeten, ob auf der bevorstehenden 5. Tagung des Rats der Bevoll-
mächtigten beim Zentralverband der Konsumgenossenschaften die Frage der
freiwilligen Mitgliedschaft in den Genossenschaften behandelt werden solle.
Daraufhin schrieb Lenin die hier veröffentlichte Notiz. Lenins Vorschläge wur -
den in den Beschluß des Politbüros des Z K der KPR(B) vom 12. Mai 1922
„Über die obligatorische Mitgliedschaft, die freiwillige Beitragszahlung und
über die Einheit der Konsumgenossenschaften" aufgenommen. 429

452 Alle Abänderungsvorschläge und Bemerkungen W . I. Lenins zu dem von
G. W . Tschitscherin eingereichten Entwurf der Erklärung der sowjetischen
Delegation auf der Konferenz von Genua wurden berücksichtigt. Die Erklä-
rung der sowjetischen Delegation wurde in der ersten Plenarsitzung der
Genuakonferenz am 10. April 1922 von Tschitscherin verlesen. 430

453 W . I. Lenin meint folgenden Satz aus dem Entwurf der Rede G. W . Tschi-
tscherins: „Wir messen dem ersten Punkt der Resolution von Cannes über die
gegenseitige Anerkennung der politischen und ökonomischen Systeme der bei-
den heute in der Welt bestehenden Lager größte Bedeutung bei." (Institut für
Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.) Diesen
Satz hat te Lenin in dem Entwurf Tschitscherins a m Rand angestrichen. Die
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Stellen, von denen in den Punkten 2, 3 und 4 der Bemerkungen die Rede ist,
hatte Lenin in Tschitscherins Entwurf unterstrichen. 430

454 Der XL Parteitag, der KPRfB) fand vom 27. März bis 2. April 1922 in Moskau
statt. A n dem Parteitag nahmen 522 Delegierte mit beschließender und
164 Delegierte mit beratender Stimme teil.

Der Parteitag behandelte folgende Fragen: 1. Politischer Bericht des Z K ;
2. Organisatorischer Bericht des Z K ; 3 . Bericht der Revisionskommission;
4. Bericht der Zentralen Kontrollkommission; 5. Bericht der Delegation der
KPR im Exekutivkomitee der Komintern; 6. Gewerkschaften; 7. Übe r die
Rote Armee ; 8. Finanzpolitik; 9. Ergebnisse der Parteireinigung und Festigung
der Parteireihen; Korreferate über die Arbeit unter der Jugend, über die
Presse und die Propaganda; 10. W a h l des Z K und der ZKK. Außerdem bil-
dete der Parteitag eine Kommission, die die Frage der Parteiarbeit auf dem
Lande zur Erörterung in der landwirtschaftlichen Sektion des Parteitags vor-
bereiten und eine diesbezügliche Resolution ausarbeiten sollte.

D e m Parteitag wa r eine umfangreiche Vorbereitungsarbeit des Z K unter
Leitung W . I. Lenins vorausgegangen. Die wichtigsten Dokumente des Partei-
tags waren von Lenin oder unter seiner Mitwirkung ausgearbeitet worden.
W. I. Lenin hielt die Rede bei der Eröffnung des Parteitags, erstattete den
politischen Bericht des Z K der KPR(B), hielt das Schlußwort zum Bericht, die
Rede zur Frage der Veröffentlichung von Inseraten in der „Prawda" und die
Rede bei der Schließung des Parteitags. (Siehe Werke, Bd. 33 , S. 2 4 5 - 3 1 2 . )
431

455 £>;e von Lenin vorgeschlagene Formulierung wurde ungekürzt in die am
2. April 1922 angenommene Resolution des XI. Parteitags der KPR(B) „Zum
Bericht der Delegation der KPR in der Komintern" aufgenommen. (Siehe „Die
KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der Parteitage, Parteikonferenzen und
Plenartagungen des ZK", 7. Auflage, Teil I, Moskau 1954, S. 601-603 , russ.)
432

456 Während der Erörterung der Resolution „Über Presse und Propaganda" auf
dem XI. Parteitag der KPR(B) hatte D. B. Rjasanow vorgeschlagen, eine Er-
gänzung in dieselbe aufzunehmen, nach der die Veröffentlichung von Inseraten
in der Parteipresse einzustellen ist. Der Vorschlag wurde vom Parteitag in der
Form angenommen, daß die Veröffentlichung von Inseraten nicht in der Par-
teipresse überhaupt, sondern nur in der „Prawda" verboten wurde. W. I.
Lenin war zu dieser Zeit in der Sitzung nicht anwesend. Als er von dem Be-
schluß des Parteitags erfuhr, schrieb er an L. B. Kamenew, der in der Sitzung
den Vorsitz geführt hatte: „Gen. Kamenew! Es heißt, der Parteitag habe die
Abschaffung von Inseraten in der .Prawda' beschlossen? Läßt sich das nicht
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korrigieren, denn der Fehler liegt auf der Hand." (Lenin-Sammelband XIII,
S. 29, russ.) Kamenew hielt die Änderung eines gefaßten Beschlusses für un-
möglich und schlug vor, andere Mittel zur Unterstützung der „Prawda" aus-
findig zu machen. Bereits nach Bekanntgabe der Liste der vom Parteitag ge-
wählten Mitglieder des Z K und der ZKK stellte Lenin jedoch den Antrag, die-
sen Beschluß aufzuheben, und zwar mit der Begründung, daß es unter den
Bedingungen der Neuen ökonomischen Politik nicht richtig wäre, mit Zu -
wendungen für die Presse aus dem Goldfonds oder aus Steuereinnahmen zu
rechnen. Dieser Antrag wurde angenommen.

D a Lenins Rede nur teilweise und unbefriedigend mitstenografiert wurde,
ist die Wiedergabe in der vorliegenden Ausgabe nicht vollständig. 432

457 Am 3. April 1922 nahm das Plenum des Z K der KPR(B) diesen Entwurf mit
folgendem Zusatz an : „ : . . damit Gen. Stalin nach Ablauf eines Monats gänz-
lich von der Arbeit in der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion befreit werden
kann." Im Zusammenhang mit dem Beschluß des Plenums über die Ernennung
J. W. Stalins zum Generalsekretär des Z K der KPR(B) wurde er durch Be-
schluß des Rats der Volkskommissare vom 25. April 1922 von den Pflichten
des Volkskommissars der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion entbunden. 434

458 Am 12. April 1922 nahm das Politbüro des ZK der KPR(B) W. I. Lenins An-
trag an. 436

459 Siehe Anm. 438.
Die hier veröffentlichten Bemerkungen und Vorschläge beziehen sich auf

einen Beschlußentwurf, den G. J. Sinowjew Lenin zugesandt hatte mit der
Bitte, noch am gleichen Tag, vor der Sitzung des Präsidiums des-EKKI, seine
Meinung darüber zu äußern.

Der Beschlußentwurf sah Vor: „1. die Kampagne gegen die Menschewiki
und Sozialrevolutionäre in der gesamten internationalen kommunistischen
Presse zu verstärken: 2. mit der systematischen Auswertung der Materialien
über die Berliner Beratung zu beginnen und dabei jede schwache Stelle des
Gegners anzugreifen; 3 . gemeinsame Aufrufe soll die Neunerkommission vor-
läufig nicht veröffentlichen; 4. während der Demonstration am 20. April keine
Agitation zu scheuen und den Gegner zu kritisieren; 5. die einzelnen Sektionen
handeln entsprechend den konkreten Bedingungen; 6. die Delegation unter-
nimmt keine weiteren Schritte bis zur Erörterung der Ratifizierung des Berliner
Abkommens." (Institut für Marxismus-Leninismus beim Z K der KPdSU, Zen-
trales Parteiarchiv.) 436

460 „The New York Herold" (Der New-Yorker Bote) - amerikanische Tages-
zeitung, Organ der Republikanischen Partei; erschien von 1835 bis 1924 in
N e w York.
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Eine Wiedergabe des hier veröffentlichten Interviews ist unter der Über-
schrift „Lenin über Genua" in der Abendausgabe der „Roten Fahne", des
Zentralorgans der Kommunistischen Partei Deutschlands, vom 27. März 1922
veröffentlicht. 438

461 Die Frage der Herausgabe von Werken G. W . Plechanows wurde auf Antrag
' W. I. Lenins im Politbüro des Z K der KPR(B) behandelt. Im Zentralen Partei-

archiv des Instituts für Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU befindet
sich ein Exemplar der Tagesordnung der Sitzung des Politbüros vom 27. April •
1922, auf dem Lenin nach den dort angeführten 19 Punkten handschriftlich
hinzugefügt hat -.„Werke Ple chanoro s " . 439

462 Am 11. Mai 1922 nahm das Politbüro des ZK der KPR(B) den von W. I. Lenin
vorgelegten Entwurf an.

Am 16. Mai wurden in Verbindung mit diesem Beschluß auf einer Beratung
von Vertretern der Statistischen Zentralverwaltung, der Staatlichen Plankom-
mission, des Volkskommissariats für Ernährungswesen und des Volkskommis-
sariats für Landwirtschaft die Angaben über die Höhe der 1 9 2 1 - 1 9 2 2 ein-
gebrachten und der für 1 9 2 2 - 1 9 2 3 zu erwartenden Naturalsteuer bestätigt.
440

463 Das hier veröffentlichte Dokument schrieb W . I. Lenin im Zusammenhang mit
der Diskussion über das Außenhandelsmonopol, die in den leitenden Gremien
der Partei Ende 1921 und im Jahre 1922 geführt wurde.

Das Außenhandelsmonopol, das durch Dekret des Rats der Volkskommis-
sare vom 22. April 1918 eingeführt worden war, wurde durch Beschlüsse der
Sowjetregierung wiederholt bestätigt. Der Übergang zur Neuen ökonomischen
Politik und die Erweiterung der Handelsbeziehungen mit dem Ausland mach-
ten Ergänzungen zur Gesetzgebung über den Außenhandel erforderlich. Der
Stellvertreter des Volkskommissars für Außenhandel A. M. Leshawa hatte in

- W . I. Lenins Auftrag „Thesen über den Außenhandel" ausgearbeitet, die die
Notwendigkeit der Festigung des Außenhandelsmonopols unterstrichen und
die Bedingungen für den Warenexport und -import unter den neuen Verhält-
nissen festlegten. Die Thesen wurden von Lenin gebilligt und am 4. Januar
1922 von der Obersten Wirtschaftskommission des Rats der Volkskommissare
angenommen. Gegen die Aufrechterhaltung des Außenhandelsmonopols wand-
ten sich G. J. Sokolnikow, N. I. Bucharin und G. L. Pjatakow. Sokolnikow
schlug vor, das Außenhandelsmonopol abzuschaffen und durch ein System von
Handelskonzessionen zu ersetzen. Für eine Lockerung des Außenhandelsmono-
pols sprachen sich J. W . Stalin, G. J. Sinowjew und L. B. Kamenew aus. Am
4. März 1922 nahm das Politbüro des ZK der KPR(B) die „Thesen über den
Außenhandel" mit einigen Abänderungen an. Am 10. März wurden sie in
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ihrer endgültigen Fassung bestätigt. Ausgehend von diesen Thesen faßte das
Präsidium des Gesamtrussischen ZEK am 13. März 1922 den Beschluß „Über
den Außenhandel" (veröffentlicht in den „Iswestija WZIK" Nr. 60 vom
15. März 1922).

Ungeachtet der Beschlüsse des Politbüros beharrte Sokolnikow weiter auf
seinem Standpunkt und machte den Vorschlag, den Trusts, Genossenschaften
u. a. den Ankauf von Lebensmitteln im Ausland zu erlauben; der Stellvertreter

, des Volkskommissars für Außenhandel M. I. Frumkin trat gleichfalls für eine
Lockerung des Außenhandelsmonopols ein und schlug vor, nur den Groß-
handel mit 4 - 5 Warenkategorien auf der Grundlage eines festen Monopols in
der Hand des Staates zu belassen.

Am 15. Mai schrieb Lenin, nachdem er vom bevollmächtigten Vertreter der
RSFSR in Deutschland N. N. Krestinski Dokumente erhalten hatte, aus denen
der negative Einfluß des innerparteilichen Kampfes in der Frage des Außen-
handelsmonopols auf die Geschäftsverhandlungen mit ausländischen Kapita-
listen hervorging, den hier veröffentlichten Beschlußentwurf sowie einen Brief
an J. W. Staun und M. I. Frumkin, in dem er forderte, „alle Gespräche, Ver-
handlungen, Kommissionen u. dgl. über eine Lockerung des Außenhandels-
monopols formell zu verbieten" (5. russische Ausgabe der Werke, Bd. 54,
S. 260). Stalin schrieb auf den Brief Lenins: „Gegen ein .formelles Verbot"
von Schritten zur Lockerung des Außenhandelsmonopols im gegenwär-
tigen Stadium habe ich keine Einwände. Glaube aber, daß eine Locke-
rung unvermeidlich wird." („W. I. Lenin, Biographie", Berlin 1970, S. 739.)

Der von Lenin eingebrachte Beschlußentwurf wurde am 22. Mai vom Polit-
büro bestätigt. Siehe auch Werke, Bd. 33, S. 441-445, und 5. russische Aus-
gabe der Werke, Bd. 45, S. 338/339. 440

4134 Die hier veröffentlichten Dokumente schrieb W. I. Lenin im Zusammenhang
mit der Ausarbeitung des Strafgesetzbuches der RSFSR durch das Volkskom-
missariat für Justiz und seiner Erörterung auf der III. Tagung des Gesamt-
russischen ZEK der IX. Wahlperiode (12.-26. Mai 1922). Er schrieb die Er-
gänzungen und den ersten Brief auf den Entwurf des „Einführungsgesetzes
zum Strafgesetzbuch der RSFSR", den ihm der Volkskommissar für Justiz
D. I. Kurski geschickt hatte. Nach einem persönlichen Gespräch mit Kurski
zu dieser Angelegenheit schrieb Lenin einen zweiten Brief mit dem Entwurf
eines Zusatzparagraphen zum Strafgesetzbuch. (Siehe Werke, Bd. 33, S. 344/
345.) Bei der weiteren Ausarbeitung des Strafgesetzbuches wurden Lenins
Vorschläge in dem Abschnitt „Über konterrevolutionäre Verbrechen" berück-
sichtigt.

Das Strafgesetzbuch der RSFSR wurde von der III. Tagung des Gesamt-
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russischen ZEK bestätigt und am 1. Juni 1922 in Kraft gesetzt. (Siehe „Samm-
lung von Verordnungen und Verfügungen der Arbeiter-und-Bauern-Regie-
rung". Moskau 1922, Nr. 15, 1. Juni, S. 2 0 2 - 2 3 9 , rass.) 441

465 £>er Brief W . I. Lenins war die Antwort auf eine Anfrage des Sekretariats des
ZK der KPR(B), ob auf der bevorstehenden III. Tagung des Gesamtrussischen
ZEK der IX. Wahlperiode die Frage der zahlenmäßigen Reduzierung der
Roten Armee behandelt werden solle. Der Revolutionäre Kriegsrat der Repu-
blik hatte im Zusammenhang mit der von der sowjetischen Delegation auf
der Genuakonferenz aufgeworfenen Frage der Möglichkeit einer allgemeinen
Rüstungseinschränkung einen Plan zur Reduzierung der Roten Armee aus-
gearbeitet. In die Tagesordnung der Tagung war diese Frage bedingt, je nach
den Ergebnissen der Genuakonferenz, aufgenommen worden. Am 24. Mai
1922 faßte die III. Tagung des Gesamtrussischen ZEK einen Beschluß, in dem
es hieß: „Dank der von unserer Delegation verteidigten Linie gibt die Genua-
konferenz Anlaß zu der Hoffnung, daß eine ernsthafte Reduzierung der Ar-
mee möglich ist." Weiter hieß es in dem Beschluß: „Die Genuakonferenz hat
jedoch nicht einmal die dringendsten Fragen auf dem Gebiet der Beziehungen
zwischen der Sowjetrepublik und den bürgerlichen Staaten gelöst, sondern hat
die Lösung der Hauptprobleme bis zur Konferenz im Haag v e r s c h o b e n . . . "
Deshalb wurde die Frage der Reduzierung der Armee von der Tagesordnung
der III. Tagung des Gesamtrussischen ZEK gestrichen. Die Tagung beauf-
tragte die Regierung und das Volkskommissariat für Heereswesen, einen ent-
sprechenden Vorschlag zu unterbreiten, sobald die Ergebnisse der Haager
Konferenz vorliegen.

Haager Konferenz - eine Sachverständigenkonferenz, die von der Genua-
konferenz mit der Behandlung der offen gebliebenen Fragen beauftragt wurde.
Sie fand im Juni und Juli im H a a g statt und endete ergebnislos. 442

466 Das Politbüro des ZK der KPR(B) beriet über Lenins Vorschlag in seiner Sit-
zung vom 26. Mai 1922 und beschloß, ihn als Material der Kommission zu
übergeben, die vom Z K zur Leitung der Arbeit der III. Tagung des Gesamt-
russischen ZEK der IX. Wahlperiode gebildet worden war. 443

467 Der erste Kongreß der werktätigen Frauen Transkaukasiens begann am 26. Mai
1922 in Baku. Auf dem Kongreß wurden folgende Referate gehalten: Die
Entwicklung der Frauenbewegung in Sowjetrußland und in der ganzen Welt
und die Aufgaben des Internationalen Frauensekretariats; die werktätige Frau
in Transkaukasien und die III. Internationale; über die gegenwärtige Lage
und andere. Am 30. Mai beendete der Kongreß seine Arbeit.

W. I. Lenin schrieb die Begrüßung „An den ersten Kongreß der werktätigen
Frauen Transkaukasiens", nachdem ihm im Namen der Arbeiterinnen Geor-
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giens, Armeniens und Aserbaidshans mitgeteilt worden war, daß sie ihn zum
Delegierten ihres Kongresses gewählt hätten.

Das Grußschreiben wurde in der ersten Sitzung des Kongresses verlesen. 443
468 Am 10. August 1922 hatte das Politbüro des ZK der KPR(B) dem Orgbüro

vorgeschlagen, eine Kommission zu bilden und diese zu beauftragen, zur näch-
sten Plenartagung des Zentralkomitees der Partei die Frage der Beziehungen
zwischen der RSFSR und den unabhängigen nationalen Sowjetrepubliken aus-
zuarbeiten. Die Kommission des Orgbüros des ZK wurde am 11. August ge-
bildet, ihr gehörten an: J. W. Stalin, W. W. Kuibyschew, G. K. Ordshonikidse.
Ch. G. Rakowski, G. J. Sokolnikow und die Vertreter der nationalen Repu-
bliken S. A. Agamali-ogly (Aserbaidshan), A. F. Mjasnikow (Armenien), P. G.
Mdiwani (Georgien), G. I. Petrowski (Ukraine), A. G. Tscherwjakow (Belo-
rußland) und andere.

Stalin arbeitete den Resohitionsentwurf der Kommission „Über die Be-
ziehungen zwischen der RSFSR und den unabhängigen Republiken" aus, der
den Eintritt der Ukraine, Belorußlands, Aserbaidshans, Georgiens und Arme-
niens in die Russische Föderation mit den Rechten autonomer Republiken
vorsah. Stalins Entwurf wurde zur Erörterung an die Zentralkomitees der kom-
munistischen Parteien der nationalen Sowjetrepubliken geschickt. Die Zentral-
komitees der kommunistischen Parteien Aserbaidshans und Armeniens unter-
stützten den Entwurf. Das ZK der KP Georgiens wandte sich gegen den Ent-
wurf und faßte in seiner Sitzung am 15. September 1922 mit Stimmenmehrheit
folgenden Beschluß: „Die auf Grund der Thesen des Gen. Stalin vorgeschla-
gene Vereinigung in Form einer Autonomisierung der unabhängigen Repu-
bliken wird für verfrüht erachtet. Wir halten die Vereinigung der wirtschaft-
lichen Bemühungen und der allgemeinen Politik für notwendig, aber unter
Wahrung aller Attribute der Unabhängigkeit." Das ZK der KP Belorußlands
sprach sich in seinem Beschluß für die Beibehaltung vertraglicher Beziehungen
zwischen den unabhängigen Republiken aus. Vom ZK der KP der Ukraine
wurde der Entwurf nicht behandelt.

Die Sitzungen der Kommission fanden am 23. und 24. September 1922
unter Vorsitz W. M. Molotows statt. Die Kommission nahm den Entwurf
Stalins als Grundlage an (der Vertreter Georgiens enthielt sich der Stimme).
In einem besonderen Punkt lehnte die Kommission die Resolution des ZK
der KP Georgiens ab. Bei der Diskussion über den Stalinschen Entwurf wur-
den die einzelnen Punkte nach einigen unwesentlichen Änderungen und Er-
gänzungen mit Stimmenmehrheit angenommen. Was Punkt zwei betrifft -
über die Verbindlichkeit der Beschlüsse des Gesamtrussischen ZEK, des Rats
der Volkskommissare und des Rats für Arbeit und Verteidigung der RSFSR
für die entsprechenden Institutionen der nationalen Republiken - , so wurde
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dieser Punkt mit 8 Stimmen gegen 1 (Mdiwani) bei einer Stimmenthaltung
(Petrowski) angenommen.

Der endgültige Text der Resolution der Kommission, die W. I. Lenin in
dem hier veröffentlichten Brief an die Mitglieder des Politbüros untersucht,
lautete folgendermaßen:

„1. Der Abschluß eines Vertrages zwischen den Sowjetrepubliken der
Ukraine. Belorußlands, Aserbaidshans, Georgiens, Armeniens und der RSFSR
über den formellen Eintritt der ersteren in die RSFSR wird für zweckmäßig
erachtet; dabei bleiben die Fragen Buchara, Choresm und Fernöstliche Repu-
blik offen, und man beschränkt sich mit ihnen auf den Abschluß von Ver-
trägen über Zollangelegenheiten, Außenhandel, auswärtige und militärische
Angelegenheiten usw.

Anmerkung: Entsprechende Änderungen in den Verfassungen der in Punkt 1
genannten Republiken und der RSFSR sind nach Behandlung der Frage auf
Sowjetebene vorzunehmen.

2. In Übereinstimmung hiermit sind die Beschlüsse des Gesamtrussischen
ZEK der RSFSR für die zentralen Körperschaften der in Punkt 1 genannten
Republiken, die Beschlüsse des Rats der Volkskommissare und des Rats für
Arbeit und Verteidigung der RSFSR für die vereinigten Kommissariate dieser
Republiken als verbindlich zu betrachten.

Anmerkung: In das Präsidium des Gesamtrussischen ZEK der RSFSR wer-
den Vertreter dieser Republiken aufgenommen.

3. Die Volkskommissariate für Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel,
Heereswesen, Verkehrswesen (mit Ausnahme des örtlichen Verkehrswesens)
sowie Post- und Fernmeldewesen der in Punkt 1 genannten Republiken ver-
einigen sich mit denen der RSFSR mit der Maßgabe, daß die entsprechenden
Volkskommissariate der RSFSR in den Republiken durch Bevollmächtigte mit
einem kleinen Apparat vertreten sind.

Die Bevollmächtigten werden von den Volkskommissaren der RSFSR nach
Übereinkunft mit den Zentralexekutivkomitees der Republiken ernannt.

Es wird für zweckmäßig erachtet, daß die interessierten Republiken in den
entsprechenden Auslandsvertretungen der Volkskommissariate für Auswärtige
Angelegenheiten und für Außenhandel vertreten sind.

4. Die Volkskommissariate für Finanzen, Ernährungswesen, Arbeit und
Volkswirtschaft der Republiken unterstehen formell den Direktiven der ent-
sprechenden Volkskommissariate der RSFSR.

5. Die übrigen Volkskommissariate der in Punkt 1 genannten Republiken
wie: Justiz, Bildungswesen, Innere Angelegenheiten, Landwirtschaft, Arbeiter-
und-Bauern-Inspektion, Gesundheitswesen und soziale Fürsorge bleiben selb-
ständig.
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Anmerkung 1: Die Organe zum Kampf gegen die Konterrevolution in den
oben genannten Republiken unterstehen den Direktiven der Staatlichen Poli-
tischen Verwaltung der RSFSR (GPU).

Anmerkung 2 : Die Zentralexekutivkomitees der Republiken haben das
Amnestierecht nur in zivilrechtlichen Angelegenheiten.

6. Der vorliegende Beschluß wird im Falle seiner Befürwortung durch das
ZK der KPR bis zur Einberufung des Gesamtrussischen Sowjetkongresses, auf
dem er als Wunsch dieser Republiken deklariert werden wird, nicht veröffent-
licht, sondern als Zirkulardirektive den nationalen Zentralkomitees übergeben,
damit er über die Zentralexekutiykomitees bzw. Sowjetkongresse der oben ge-
nannten Republiken auf Sowjetebene verwirklicht werden kann." (Institut für
Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU, Zentrales Parteiarchiv.)

Am 25. September wurden die Materialien der Kommission (der Entwurf
Stalins, die Resolution und die Sitzungsprotokolle der Kommission sowie die
Resolutionen der Zentralkomitees der kommunistischen Parteien Georgiens,
Aserbaidshans und Armeniens) an Lenin geschickt, der sich in Gorki aufhielt. <
Gleichzeitig sandte das Sekretariat des ZK, ohne die Weisungen Lenins ab-
zuwarten und ohne daß die Frage im Politbüro behandelt worden war, die
Resolution der Kommission an alle Mitglieder und Kandidaten des ZK der
KPR(B) zur Vorbereitung auf das für den 5. Oktober anberaumte Plenum.

Nachdem Lenin sich mit den Materialien der Kommission vertraut gemacht
hatte, schrieb er den hier veröffentlichten Brief an die Mitglieder des Polit-
büros. Auf diesem Brief steht als Datum der 27. September, aber offenbar
handelt es sich um einen Schreibfehler, denn im Postausgangsbuch ist ver-
merkt, daß der Brief Lenins am 26. September an die Mitglieder des Politbüros
abgeschickt wurde; außerdem fand das Gespräch Lenins mit Stalin, von dem
im Brief die Rede ist, am 26. September statt. Daraus läßt sich ableiten, daß
Lenin den Brief am 26. September geschrieben hat.

In dem Brief an die Mitglieder des Politbüros wandte sich Lenin gegen Stalins .
Plan der „Autonomisierung" der selbständigen nationalen Sowjetrepubliken
und wies einen prinzipiell anderen Weg ihrer Vereinigung mit seinem Vor-
schlag, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken zu schaffen. Siehe auch
W. I. Lenins Brief „Zur Frage der Nationalitäten oder der .Autonomisierung'"
(Werke, Bd. 36, S. 590-596).

Entsprechend den Vorschlägen W. I. Lenins wurde der Resolutionsentwurf
der Kommission des ZK umgearbeitet.

Die neue Resolution hatte folgenden Wortlaut:
„1. Der Abschluß eines Vertrages zwischen der Ukraine, Belorußland. der

Föderation der Transkaukasischen Republiken und der RSFSR über ihre Ver-
einigung zur .Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken' unter Beibehaltung
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des Rechts einer jeden von ihnen auf freien Austritt aus der .Union' wird für
notwendig erachtet.

2. Als höchstes Organ der .Union' ist das .Zentralexekutivkomitee der
Union' anzusehen, das sich aus Vertretern der Zentralexekutivkomitees der
RSFSR, der Transkaukasischen Föderation, der Ukraine und Belomßlands
proportional zu der von ihnen vertretenen Bevölkerung zusammensetzt.

3. Als Vollzugsorgan des ,ZEK der Union' ist der ,Rat der Volkskommis-
sare der Union' anzusehen, der vom ,ZEK der Union' ernannt wird.

4. Die Volkskommissariate für Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel,
Heereswesen, Verkehrswesen sowie Post- und Femmeldewesen der Republi-
ken und Föderationen, die der .Union' angehören, vereinigen sich mit denen
der .Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken" mit der Maßgabe, daß die
entsprechenden Volkskommissariate der .Union der Republiken' in den Repu-
bliken und Föderationen durch Bevollmächtigte mit einem kleinen Apparat
vertreten sind, die von den Volkskommissaren der .Union' nach Übereinkunft
mit den Zentralexekutivkomitees der Föderationen und Republiken ernannt
werden.

Anmerkung: Es wird für notwendig erachtet, Vertreter der interessierten
Republiken in die entsprechenden Auslandsvertretungen der Volkskommis-
sariate für Auswärtige Angelegenheiten und für Außenhandel einzubeziehen.

5. Die Volkskommissariate für Finanzen, Ernährungswesen, Volkswirtschaft,
Arbeit und Arbeiter-und-Bauern-Inspektion der Republiken und Föderationen,
die der .Union der Republiken" angehören, sowie ihre zentralen Organe zum
Kampf gegen die Konterrevolution unterstehen den Direktiven der entspre-
chenden Volkskommissariate und den Beschlüssen des Rats der Volkskommis-
sare und des Rats für Arbeit und Verteidigung der .Union der Republiken".

6. Die übrigen Volkskommissariate der Republiken, die der .Union der
Republiken", angehören, wie: Justiz, Bildungswesen, Innere Angelegenheiten,
Landwirtschaft, Gesundheitswesen und soziale Fürsorge bleiben selbständig."
(Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU, Zentrales Partei-
archiv.)

Am 6. Oktober 1922, dem Tage, an dem die Frage der Beziehungen zwi-
schen der RSFSR und den unabhängigen Republiken im Plenum des ZK der
KPR(B) behandelt wurde, schrieb Lenin, der an der Sitzung nicht teilnehmen
konnte, eine Notiz für L. B. Kamenew, in der er die Notwendigkeit unter-
strich, gegen den Großmachtchauvinismus zu kämpfen, und in Ergänzung der
Resolution verlangte, daß im ZEK der Union der Reihe nach Vertreter aller
sich vereinigenden Republiken den Vorsitz führen. (Siehe Werke, Bd. 33,
S. 358.)

Das Plenum des ZK der KPR(B) unterstützte voll und ganz den Standpunkt
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Lenins, nahm die auf Grund seiner Vorschläge verfaßte Resolution als Direk-
tive des ZK an und beauftragte eine neue Kommission mit der Ausarbeitung
eines Gesetzentwurfs über die Bildung der UdSSR zur Vorlage auf dem So-
wjetkongreß. In ihren Dislcussionsbeiträgen verurteilten die Mitglieder des ZK
entschieden die Erscheinungen des Großmachtchauvinismus. Gleichzeitig er-
teilte das Plenum Mdiwani eine Abfuhr, der anfangs gegen die Bildung der
UdSSR war und dann darauf bestand, daß Georgien nicht über die Trans -
kaukasische Föderation, sondern unmittelbar in die UdSSR aufgenommen
werde.

Auf der Grundlage der prinzipiellen Weisungen Lenins leitete das Zentral-
komitee der Partei die gesamte weitere Arbeit zur Vereinigung der Repu-
bliken.

Am 30. Dezember 1922 fand der I. Unionskongreß der Sowjets statt, auf
dem die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken gegründet wurde. 443

469 Der V. Gesamtrussische Verbandstag der Textilarbeiter und -arbeiterinnen
fand vom 6. bis 1 1 . Oktober 1922 in Moskau statt. An ihm nahmen 350 D e -
legierte mit beschließender und .117 mit beratender Stimme teil. Der Verbands-
tag erörterte den Rechenschaftsbericht des Zentralkomitees der Gewerkschaft,
Berichte über die Lage in der Textilindustrie und über den Gesamtrussischen
Gewerkschaftskongreß, die Organisationsfrage, die Arbeitsbedingungen, die
Kulturarbeit und die internationale Textilarbeiterbewegung.

In der ersten Sitzung wählten die Delegierten W. I. Lenin zum Ehrenvorsit-
zenden des Verbandstages und sandten ihm ein Grußschreiben. Am 9. Oktober
1922 schickten sie Lenin eine Einladung zu ihrem Verbandstag, die Lenin an-
nahm, der er aber wegen der Verschlechterung seines Gesundheitszustandes
nicht Folge leisten konnte.

Lenins Grußschreiben wurde am 10. Oktober in der Vormittagssitzung des
Verbandstages verlesen. Das Präsidium des Verbandstages schickte ihm im
Namen' der Delegierten einen Antwortbrief. 446

470 Dieses Dokument steht auf einem Schreiben J. W . Stalins an die Mitglieder
des Politbüros des Z K der KPR(B), das Ergänzungsvorschläge zu den Bedin-
gungen des Konzessionsvertrags mit L. Urquhart enthielt. 446

471 Die Frage der Genossenschaftsbank wurde am 2. November 1922 in der Sit-
zung des Politbüros unter Teilnahme W. I. Lenins erörtert. D a s Politbüro
faßte folgenden Beschluß: Die unten aufgeführten als Grundlage ange-
nommenen Thesen des Genossen Lenin sind einer Kommission zu überweisen,
die beauftragt wird, dem Politbüro einen schriftlichen Bericht über die Durch-
führung vorzulegen."

Auf dem hier veröffentlichten Dokument steht die Bemerkung Lenins:
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„ A u f b e w a h r e n für Unterredung mit Chintschuk". (L. M. Chin-
tschuk war Vorsitzender des Vorstands des Zentralverbands der Konsum-
genossenschaften.) 447

472 W . I. Lenin schrieb diesen Brief als Antwort auf ein Grußschreiben und ein
Geschenk der Petrograder Textilarbeiter. In dem Schreiben hieß es:

„Lieber und hochverehrter Wladimir Iljitschl
Der Petrograder Textiltrust sendet Ihnen an seinem Jahrestag zusammen

mit einem heißen Gruß ein Plaid, das in einer seiner Fabriken hergestellt
wurde.

Der .Petrotextü" wünscht, daß Sie, unser teurer Freund, zusammen mit der
körperlichen Wärme , die unser bescheidenes Geschenk verleiht, auch die aus
Arbeiterherzen kommende Wärme empfinden, in die wir Sie einhüllen möch-
ten, und daß Sie auch der Tatsache Beachtung schenken, daß wir trotz äußer-
ster Abnutzung unserer Maschinen, trotz Zerstörungen, Mängeln und Krisen
nicht im geringsten schlechter arbeiten als vor dem Kriege und deshalb errei-
chen können, was wir wollen.

Benutze es, unser teurer Freund, und möge es zu Deiner Gesundheit bei-
tragen." 447

473 Am 16. November 1922 faßte das Politbüro des Z K der KPR(B) den Be-
schluß, im Laufe des Monats Januar 1923 die Armee von 800 000 auf
600 000 Mann zu reduzieren. Die Plenartagung des Z K der KPR(B) vom
18. Dezember 1922 bestätigte diesen Beschluß des Politbüros. Das Plenum
verwies auf die Notwendigkeit, die Reduzierung der Armee durch eine ver-
besserte Militärtechnik auszugleichen; dazu wies es den Rat der Volkskommis-
sare an, Mittel für die beschleunigte Wiederherstellung der Betriebe der Ver-
teidigungsindustrie flüssig zu machen. Die Plenartagung empfahl, im Namen
des X. Gesamtrussischen Sowjetkongresses an alle Völker einen Appell zu
richten, darin noch einmal das Streben der RSFSR nach allgemeiner Abrüstung
zu unterstreichen und zur Überwindung des Widerstands aufzurufen, auf den
dieser Vorschlag des Sowjetlandes bei anderen Staaten stößt.

Der X. Gesamtrussische Sowjetkongreß bekräftigte im Namen von Millio-
nen Werktätigen erneut feierlich seinen Willen zum Frieden und zu fried-
licher Arbeit.

„Werktätige der Welt!" hieß es in dem Appell des Kongresses. „Ihr alle,
die ihr friedliche Arbeit wollt, vereinigt eure Anstrengungen mit den An-
strengungen Sowjetrußlands, um den Frieden zu sichern, um die Menschheit
vor furchtbaren Vernichtungskriegen zu b e w a h r e n ! . . .

Der X. Sowjetkongreß bekräftigt feierlich seine Friedenspolitik und ruft alle
zur Unterstützung dieser Politik auf. Mögen alle Völker von ihren Regierun-

42 Lenin. Ergänzungsband
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gen Frieden fordern. Die Sache des Friedens liegt in den Händen der Völker
selbst. U m die Gefahr künftiger Kriege zu bannen, müssen die Werktät igen
der ganzen Welt ihre Anstrengungen vereinigen. U m jeden Preis muß der ge-
quälten und leidgeprüften, bettelarmen und hungernden Menschheit der Friede
gesichert werden." 448

474 Die russische Kolonie in den Vereinigen Staaten von Amerika, die nach un-
gefähren Berechnungen in den zwanziger Jahren etwa drei Millionen Menschen
zählte, bestand zum größten Teil aus Übersiedlern, die Rußland aus politi-
schen, wirtschaftlichen oder religiösen Gründen vor der Revolution verlassen
hat ten; Angehörige der Bourgeoisie, des Adels und der Intelligenz, die nach der
Oktoberrevolution aus Rußland geflüchtet waren, bildeten einen unbedeuten-
den Teil der Kolonie. Die unterschiedliche soziale und wirtschaftliche Lage die-
ser Gruppen sowie die verschiedene Hal tung zu Sowjetrußland führten zu
einer Spaltung der russischen Kolonie in zwei feindliche Lager. Das eine Lager
bildeten die „Gesellschaft der Freunde Sowjetrußlands" (russische Sektion), die
„Gesellschaft für technische Unterstützung Sowjetrußlands", die russischen
Sektionen der Gewerkschaften der USA, die Vereinigte Konferenz verschiede-
ner russischer Gesellschaften für gegenseitige Hilfe und andere fortschrittliche
Arbeiterorganisationen, um die sich die Mehrzahl der Kolonisten zusammen-
geschlossen hat te . D a s andere Lager stellte eine Koalition verschiedener rus-
sischer kleinbürgerlicher und monarchistischer Organisationen dar, deren Zen-
t rum die antisowjetische Zei tung „Nowoje Russkoje Slowo" bildete.

Der Brief W . I. Lenins war an den Teil der russischen Kolonie gerichtet,
der sich für freundschaftliche Beziehungen zu Sowjetrußland einsetzte. 448

475 Auf der Tagesordnung des IV. Kongresses der Komintern, der vom 5. Novem-
ber bis 5. Dezember 1922 stattfand, stand u. a. die Frage des Programms der
Kommunistischen Internationale. D e m Kongreß lagen vor : der von N. ' I . Bu-
charin verfaßte Programmentwurf, den er in seinem Namen eingereicht hatte,
die Programmentwürfe der Kommunistischen Parteien Bulgariens und Deutsch-
lands sowie der Entwurf des „Aktionsprogramms der Kommunistischen Partei
Italiens". W . I. Lenin schlug am 13. November in seinem Referat „Fünf Jahre
russische Revolution und die Perspektiven der Weltrevolution" vor, man solle
die Entwürfe „nur im allgemeinen erörtern, gewissermaßen die erste Lesung
vornehmen" und sie drucken lassen, um sie noch tiefer durchdenken und das
Programm sorgfältig vorbereiten zu können. (Siehe Werke, Bd. 3 3 , S. 4 0 6 /
407.)

Bei der Erörterung der Programmentwürfe kam es zu heftigen Diskussionen
hinsichtlich der Übergangs- und Teilforderungen als einer Möglichkeit, die
Massen an die sozialistische Revolution und an den Kampf für die Diktatur
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des Proletariats heranzuführen. Bucharin war dagegen, daß die wichtigsten
Übergangs- und Teilforderungen im Programm der Komintern theoretisch be-
gründet werden, und bezeichnete die Aufnahme dieser Forderungen in das
Programm als Opportunismus. Bucharins Standpunkt wurde von den Kongreß-
delegierten kritisiert. Die Delegation der KPR(B) wandte sich an das Präsidium
des Kongresses mit der Bitte, ihr die Möglichkeit zu geben, über das Programm
innerhalb der Delegation zu beraten, bevor der Kongreß einen Beschluß dazu
faßt: diesem Antrag wurde stattgegeben. (Siehe „Protokoll des Vierten Kon-
gresses der Kommunistischen Internationale", Hamburg 1923, S. 448.)

Am 20. November 1922 fand eine Beratung des Büros der Delegation der
KPR(B) statt, auf der die hier abgedruckten Vorschläge als Resolutionsentwurf
für den Kongreß ausgearbeitet wurden. Wie aus vorhandenen Unterlagen her-
vorgeht, hat Lenin, die wichtigsten Punkte der Vorschläge, die Punkte 4 und 5,
fast wörtlich diktiert. 450

476 Auf der Beratung des Büros der Delegation der KPR(B) vom 20. November
1922 wurde auch folgende „Erklärung der russischen Delegation" ausgearbei-
tet: „Angesichts dessen, daß der Streit darüber, welche Formulierung den
Übergangsforderungen gegeben werden soll und in welchem Teile des Pro-
gramms sie untergebracht werden sollen, vollkommen unrichtig den Anschein
eines prinzipiellen Gegensatzes erweckt hat, bestätigt die russische Delegation
einstimmig, daß die Aufstellung der Übergangsforderungen in den Program-
men der nationalen Sektionen und ihre allgemeine Formulierung und theo-
retische Begründung in dem allgemeinen Teil des Programms nicht als Oppor-
tunismus aufgefaßt werden können." Diese Erklärung wurde am 21. Novem-
ber in der Sitzung des Kongresses verlesen. Danach legte das Präsidium des
Kongresses den Delegierten die vom Büro der Delegation der KPR(B) ausge-
arbeiteten Vorschläge, an denen unbedeutende redaktionelle Änderungen vor-
genommen worden waren, zur Prüfung vor. Der Kongreß nahm die Vor- .
schlage als Resolution des Kongresses an. (Siehe „Protokoll des Vierten Kon-
gresses der Kommunistischen Internationale", Hamburg 1923, S. 542.) 451

477 Hierzu siehe auch W . I. Lenin, Werke, Bd. 3 3 , S. 233/234, 3 2 1 - 3 2 9 , und den
vorliegenden Band. S. 4 5 4 - 4 5 7 .

In Punkt 2 ist die in dem Entwurf der „Verordnung über die Arbeit der
Stellvertreter (der Stellvertreter des Vorsitzenden des Rats der Volkskommis-
sare und des Rats für Arbeit und Verteidigung)" aufgestellte Liste gemeint.
(Siehe Werke, Bd. 33 , S. 328/329.) 451

478 W . I. Lenins Antrag wurde in den Beschluß des Politbüros des Z K der KPR(B)
vom 7. Dezember 1922 zum Bericht der Kommission für Staatliche Versorgung
aufgenommen. Der Rat der Volkskommissare wurde angewiesen, dem Volks-
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kommissariat für Bildungswesen 2 Millionen Goldrubel aus den am Schiffs-
reparaturprogramm eingesparten Mitteln zu bewilligen. (Siehe 5. russische
Ausgabe der Werke, Bd. 45, S. 311/312.) 452

479 Am Morgen des 13. Dezember erlitt Lenin zwei Krankheitsanfälle. Die Ärzte
verordneten ihm völlige Ruhe. „Es kostete die Ärzte große Mühe", schrieb
M. I. Uljanowa später, „zu erreichen, daß Wladimir Iljitsch die Arbeit ganz
einstellte und aufs Land fuhr. Es wurde Wladimir Iljitsch angeraten, einst-
weilen nicht spazierenzugehen, sondern möglichst viel zu ruhen. Schließlich
erklärte er sich damit einverstanden und sagte, er werde noch heute damit be-
ginnen, seine Angelegenheiten abzuwickeln."

Von da an arbeitete Lenin einige Tage zu Hause - er diktierte Briefe, gab
verschiedene Aufträge und war bemüht, die Angelegenheiten, denen er be -
sonders große Bedeutung beimaß, zum Abschluß zu bringen. 456

480 Gemeint ist der Antrag A. I. Rykows, daß W . I. Lenin Besucher persönlich in
der Regel nur nach vorheriger Auswahl durch die Stellvertreter des Vorsitzen-
den des Rats der Volkskommissare und des Rats für Arbeit und Verteidigung
oder einen Sekretär des Z K der KPR(B) empfangen solle. 456

481 In dem hier veröffentlichten Brief geht es um die Arbeitsteilung zwischen den
Stellvertretern des Vorsitzenden des Rats der Volkskommissare und des Rats
für Arbeit und Verteidigung, die am 12. Dezember 1922 von A. D . Zjurupa,
L. B. Kamenew und A. I. Rykow vorgeschlagen worden war. W . I. Lenins Vor-
schläge hierzu vom 4. Dezember 1922 und seine Vorschläge für die Arbeits-
ordnung der Stellvertreter und des Vorsitzenden des Rats der Volkskommis-
sare vom 9. Dezember siehe im vorliegenden Band, S. 451/452 und 454/455.
456

482 Gemeint ist offenbar die Konferenz zu Fragen der Verbesserung der Verwal-
tungsarbeit, die im September 1922 in Moskau stattfand. 464

483 Hier müssen a b Maßstab die Preise von 1920 genommen werden. D a s stän-
dige Anwachsen der Geldemission in den ersten Jahren der Sowjetmacht hatte
eine schnelle Entwertung des Papiergelds zur Folge. Wie aus Materialien der
Valutaverwaltung des Volkskommissariats für Finanzen der UdSSR hervor-
geht, entsprach der Wer t eines Goldrubels (nimmt man als Äquivalent Gold-
münzen aus der Zeit vor der Revolution) im ersten Halbjahr 1920 durch-
schnittlich 1633 Papierrubeln, im zweiten Halbjahr schon 4083 Rubeln. (Siehe
„Unser Geldumlauf. Sammlung von Materialien zur Geschichte des Geldum-
laufs in den Jahren 1914-1925" , Moskau 1926, S. 16, russ.) 472

484 W. I. Lenin war von den Anhängern der „Plattform der Zehn" (siehe
Anm. 307) auf der XIV. Petrograder Gouvernementsparteikonferenz als De-
legierter mit beschließender Stimme zum X. Parteitag der KPR(B) gewählt
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worden. Die Delegation konnte jedoch in Anbetracht der gespannten Lage in
der Stadt und der in Kronstadt ausgebrochenen konterrevolutionären Meuterei
nicht in der gewählten Zusammensetzung zum Parteitag kommen. Offenbar
weil über die Wah len der Petrograder Delegation kein Protokoll vorhanden
war, gab Lenin in dem Fragebogen an. er habe beratende Stimme. Er nahm
aber an der Abstimmung über alle Resolutionen teil und wurde in der Dele-
giertenliste des X. Parteitags als Delegierter mit beschließender Stimme ge-
führt. (Siehe „Zehnter Parteitag der KPR(B). 8 . - 1 6 . März 1921. Stenogra-
fischer Bericht". Moskau 1963. S. 729 . russ.) 475

485 Das Tagebuch der diensthabenden Sekretäre W. I. Lenins enthält Eintragungen
über Lenins Aufträge, über Besucher, die er empfing, sowie andere Mitteilun-
gen über Lenins Tätigkeit in der Zei t vom 2 1 . November 1922 bis zum
6. März 1923.

Die Eintragungen im Tagebuch der diensthabenden Sekretäre s tammen von
L. A. Fotijewa, Sekretär des Rats der Volkskommissare und des Rats für Arbeit
und Verteidigung, von M. A. Woloditschewa, stellvertretender Sekretär des
Rats der Volkskommissare und des Rats für Arbeit und Verteidigung, von den
Sekretärinnen N . S. Allilujewa, M. I. Gljasser und S. A. Flakserman sowie von
Lenins Bibliothekarin Seh. M. Manutscharjanz.

Für das Tagebuch wurde ein Postausgangsbuch benutzt, das in vier Rubriken
unterteilt w a r : Datum, N a m e des Diensthabenden, Aufträge, Erledigungs-
vermerke. D a s Titelblatt trägt folgenden Vermerk: „Bitte in dieses Tagebuch
alle Aufträge und alle Vorkommnisse während des Dienstes sowie Erledigungs-
vermerke eintragen. 21/XI . 22 ." 489

486 Gorbunotv, N. P. - Leiter der Geschäftsstelle des Rats der Volkskommissare.
491

487 Es handelt sich um eine Sitzung des Rats der Volkskommissare, in der W . I.
Lenin den Vorsitz führte. 491

488 Am 2 1 . November 1922 nahmen die Mitglieder des Politbüros des Z K der
KPR(B) SteEung zu dem Vorschlag des Volkskommissars für Auswärtige A n -
gelegenheiten G. W . Tschitscherin, den Bevollmächtigten Vertreter der RSFSR
in Italien, W . W . Worowski , in die Delegation zur Lausanner Konferenz zu
Fragen des Nahen Ostens aufzunehmen. 491

489 Haskell. William N. - amerikanischer Offizier, Bevollmächtigter der ÄRA
(American Relief Administration) in Rußland; er informierte W - 1 . Lenin über
die Absicht H . C. Hoovers , damals Handelsminister der USA, Rußland zu
besuchen. 491

490 Saks, B . C. - stellvertretender Leiter der Geschäftsstelle des Rats der Volks-
kommissare. 492
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491 Nasaretjan, A . M. - stellvertretender Sekretär des Z K der KPR(B). 492
492 Burakowa, M. N. - technische Sekretärin des Politbüros des Z K der KPR(B).

492
493 Gemeint ist ein Grußschreiben an das Präsidium des V. Gesamtrussischen

Verbandstages der Sowjetangestellten, der vom 16. bis 2 1 . November 1922
in Moskau stattfand. (Siehe W . I. Lenin, Werke, Bd. 33 , S. 430.) 492

494 In der Sitzung des Politbüros des Z K der KPR(B) a m 23 . November 1922
standen 21 Punkte auf der Tagesordnung: die Moskauer Konferenz derRSFSR,
Polens, Estlands, Finnlands, Lettlands und Litauens; die Einschränkung der
Rüstungen; die Frage der Trus t s ; die gemischte Gesellschaft zum Verkauf von
Platin; der Landwirtschaftskredit; Fragen des Volkskommissariats für Bil-
dungswesen u. a. 492

495 Skijanski, E. M. - stellvertretender Vorsitzender des Revolutionären Kriegs-
rats der Republik. 492

496 Sokolnikow, C.}. - Stellvertreter des Volkskommissars für Finanzen. 492
497 Es handelt sich um den von E. Varga für den IV. Kongreß der Kommunisti-

schen Internationale verfaßten „Entwurf des agrarischen Aktionsprogramms"
und um ein Schreiben des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internatio-
nale, das die Bitte enthielt, diesen Entwurf zu begutachten. W . I. Lenin schickte
seine Bemerkungen am Morgen des 25 . November ab. 493

498 Es handelt sich um eine Kürzung des Schiffsreparaturprogramms. Zwei Briefe
W . I. Lenins zu dieser Frage siehe 5. russische Ausgabe der Werke, Bd. 45 ,
S. 311-313.

Siehe auch Anm. 478. 493
499 Earsman und Garden waren Delegierte der Kommunistischen Partei Austra-

liens zum IV. Kongreß der Komintern. 493
500 Es handelte sich um den Vorschlag G. W. Tschitscherins, die Sowjetregierung

solle in einer Note an die Organisatoren der Lausanner Konferenz erklären,
daß eine sowjetische Delegation an der Konferenz teilnehmen und sowjetische
Vertreter in der Kommission über die Meerengen mitarbeiten werden. 493

501 In der Sitzung des Rats für Arbeit und Verteidigung, die unter dem Vorsitz
W . I. Lenins stattfand, wurden 13 Fragen behandelt : der Entwurf einer Richt-
linie über das Komitee für Binnenhandel, ein Bericht der Kommission des Rats
für Arbeit und Verteidigung über die Vorbereitung der Materialien zum
X. Gesamtrussischen Sowjetkongreß, die Einfuhr von Getreide nach Turkestan
zur Unterstützung der Baumwollindustrie u. a. 493

502 Es handelt sich um einen Beschluß des Sekretariats des Z K der KPR(B) vom
24. November über die Entsendung einer Kommission, bestehend aus F. E.
Dzierzynski (Vorsitzender), D . S. Manuilski und V. Mickievicius-Kapsukas,
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nach Georgien. Die Entsendung einer solchen Kommission war auf Grund fol-
gender Vorkommnisse notwendig geworden:

In Vorbereitung der Bildung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
war es zwischen dem Transkaukasischen Regionalkomitee der KPR(B) unter
Leitung von G. K. Ordshonikidse und der Gruppe Mdiwani in der KP Geor-
giens zu Meinungsverschiedenheiten gekommen. Während das Transkauka-
sische Regionalkomitee die richtige Linie vertrat, daß sich die transkaukasischen
Republiken zur Transkaukasischen Föderation und als solche mit den übrigen
Sowjetrepubliken zu einem einheitlichen Staatenbund zusammenschließen soll-
ten, vertrat die Gruppe Mdiwani, die im ZK der KP Georgiens über die Mehr-
heit verfügte, den Standpunkt, daß Georgien unmittelbar und nicht über die
Transkaukasische Föderation in die UdSSR eintreten solle. Damit spielten sie
den bürgerlichen Nationalisten Georgiens und den georgischen Menschewiki
in die Hände. Als das von den georgischen Kommunisten auf Kongressen,
Konferenzen und Parteiaktivtagungen als nationalistische Abweichung gekenn-
zeichnet und abgelehnt wurde, erklärte das ZK der KP Georgiens am 22. Ok-
tober 1922 seinen Rücktritt. Um diese Rüdetrittserklärung handelt es sich bei
der Eintragung im Tagebuch.

Lenin sah die „georgische Frage" im Zusammenhang mit der allgemeinen
Frage der Bildung der UdSSR und betonte immer wieder die Notwendigkeit,
die UdSSR als Staatenbund gleichberechtigter Sowjetrepubliken streng nach
den Prinzipien des proletarischen Internationalismus zu bilden. Deshalb kriti-
sierte er die fehlerhafte Stellung Mdiwanis und seiner Anhänger, hielt jedoch
alle Erscheinungsformen des Großmachtchauvinismus unter Angehörigen der
ehemals herrschenden Nation für die Hauptgefahr. Hierzu zählte er auch das
oft administrative Vorgehen Ordshonikidses, seine übereilten Maßnahmen,
die häufig getroffen wurden, ohne die Meinung und die Rechte des ZK der
KP Georgiens zu berücksichtigen. Besonders empörte es ihn, daß sich Or-
dshonikidse als Vertreter der zentralen Sowjetmacht und des ZK der KPR(B)
zu Tätlichkeiten gegenüber einem Anhänger Mdiwanis harte hinreißen lassen.

Wie aus den weiteren Eintragungen im Tagebuch der diensthabenden Se-
kretäre hervorgeht, erwartete Lenin voller Ungeduld die Rückkehr der Kom-
mission und ließ sich sofort nach ihrer Rückkehr von Dzierzynski berichten.
Eine prinzipielle Stellungnahme zu dieser Frage hat Lenin in seinen Aufzeich-
nungen vom 30. und 31. Dezember 1922 „Zur Frage der Nationalitäten oder
der .Autonomisierung"" niedergelegt. (Siehe Werke, Bd. 36, S. 590-596.) 494

503 An diesem T a g verordneten die Ärzte W . I . L e n i n für eine Woche absolute
Ruhe. 494

504 Es handelt sich um folgende Briefe: an J. W. Stalin über eine Kürzung des
Schiffsreparaturprogramms von 10 auf 7 Millionen zugunsten der Schulen
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(siehe 5 . russische Ausgabe der Werke . Bd. 4 5 . S. 3 1 1 / 3 1 2 ) ; an L. D . Trotzki
(Kopien an Sinowjew. Bucharin. Radek, Stalin und Kamenew) über einen
Brief an die italienischen Delegierten des IV. Kongresses der Komintern und
die Thesen Trotzkis über die N Ö P (siehe 5 . russische Ausgabe der Werke ,
Bd. 54, S. 3 1 4 ) ; an Trotzki , Sinowjew, Bucharin und Radek mit einer Kritik
des „Entwurfs des agrarischen Akt ionsprogramms" (siehe ebenda, S. 313) . A m
selben T a g verfügte W . I. Lenin, seine Unterschrift unter das Grußschreiben
an den IV. Gesamtrussischen Verbands tag d?r Mitarbeiter des Bildungswesens
zu setzen. (Siehe Werke , Bd. 33 , S. 431.) 494

505 Es handel t sich offenbar um einen Brief des Exekutivkomitees der Kommu-
nistischen Internat ionale an W . I. Lenin mit der Bitte, einige Delegationen
des IV. Kominternkongresses zu empfangen, und u m einen Brief J. W . Stalins
über den Kampf gegen den ungesetzlichen Aufkauf von Platin. A m selben T a g
beauftragte Lenin N . P. Gorbunow, allen Mitgliedern des Politbüros den Ent-
wurf eines Beschlusses über den Kampf gegen den ungesetzlichen Aufkauf von
Platin zu schicken. Z u dieser Frage siehe auch das Interview, das W . I. Lenin
dem Korrespondenten des „Observer" und des „Manchester Guard ian" Farb-
man gewährte . (Werke. Bd. 33 , S. 374/375.) 494

506 \ y I. Lenin hat te seinem Stellvertreter im Rat der Volkskommissare und im
Rat für Arbeit und Verteidigung A. D . Z ju rupa vorgeschlagen, sich in die
Arbeit der Kommission des Politbüros zur Vorberei tung des Entwurfs einer
Richtlinie über die Trus ts einzuschalten'. A m 27. November wurde Zjurupa
v o m Politbüro als Mitglied der Kommission bestätigt. 494

507 Offenbar handel t es sich um die Artikel, die später, a m 2. Februar 1923 , im
Zusammenhang mit der Ablehnung der Sowjetregierung, einen Konzessions-
ver t rag mit dem englischen Industriellen L. U r q u h a r t abzuschließen, in der
„Prawda" veröffentlicht wurden . 494

508 D e r Bericht des stellvertretenden Vorsi tzenden des Obersten Volkswirtschafts-
ra t s W . P. Miljutin zu Fragen des Hande ls , der Finanzen und der Industr ie
w a r W . I. Lenin als Mater ial für seinen Bericht auf dem X. Gesamtrussischen
Sowjetkongreß zugestellt worden . 495

509 Münzenberg, 'Willi - Generalsekretär des Auslandskomitees der Internat io-
nalen Arbeiterhilfe für die Hunge rnden Sowjetrußlands ( IAH). 495

510 Krämer, W. W. - Professor, Neuropathologe, einer der Ärzte W . I. Lenins.
495

~51i Das beigelegte Kärtchen enthält folgende Eintragung: „Wladimir Iljitsch ver-
langte ergänzend zu den Materialien über die Frage des Außenhandelsmono-
pols das Protokoll der von Leshawa geleiteten Beratung u. a. - ein Verzeichnis
der Telefonanschlüsse. Es wurde alles in die Wohnung gebracht. Er erteilte
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Lidija Alexandrowna im Zusammenhang mit den Materialien über das Außen-

handelsmonopol einen Auftrag für Frumkin, Leshawa und Zjurupa. Telefo-

nierte mit Frumkin, Gorbunow und anderen. Sah die Tagesordnung des Rats

für Arbeit und Verteidigung durch." Am selben Tag wurde W . I. Lenin das

Protokoll der Sitzung der Kommission für Binnenhandel beim Rat für Arbeit

und Verteidigung vom 13. Oktober zugesandt. 496

5 1 2 M. Sorokin, „Die leitenden Kader in der Industrie" („Ekonomitscheskaja Shisn"

vom 26. November 1922). Im „Tagebuch" ist irrtümlich der 27. November an-

gegeben. 496
5 1 3 Offenbar interessierte sich W . I. Lenin für die Vorschläge und Schlußfolgerun-

gen der Kommission des Rats der Volkskommissare zur Überprüfung der

Handelsvertretungen der RSFSR im Ausland. W . A. Awanessow, Stellvertreter

des Volkskommissars der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion und stellvertreten-

der Vorsitzender der genannten Kommission, schickte Lenin diese Materialien

a m 3 . Dezember (siehe Eintragung vom 3 . Dezember, 'abends). 496

5 1 4 Bogdanom, P. A. - Vorsitzender des Obersten Volkswirtschaftsrats der RSFSR.

496

5 1 5 Fomin, W. W. - Stellvertreter des Volkskommissars für Verkehrswesen. 496

5 1 6 Nach nochmaliger Überprüfung der Angelegenheit im Gesamtrussischen ZEK

wurde die Frage zugunsten des Volkskommissariats für Verkehrswesen ent-

schieden. (Siehe W . I. Lenin, 5. russische Ausgabe der Werke , Bd. 54 , S. 3 1 4 /

315.) 496

5 1 7 Das Politbüro des Z K der KPR(B) n a h m in seiner Sitzung vom 30 . November

1922 einen Bericht der Kommission des Plenums des Z K über die „Union der

Republiken" entgegen und beschloß die Grundthesen der Verfassung der

UdSSR. 496

5 1 8 Es handel t sich u m den zweiten Brief W . I. Lenins über die Herabse tzung der

Ausgaben für die Flotte. (Siehe 5. russische Ausgabe der Werke , Bd. 4 5 , S. 3 1 2 /

313.) D a s Poli tbüro des Z K der KPR(B) beschloß in seiner Sitzung a m 3 0 . N o -

vember 1922, die Ausgaben für Schiffsreparaturen u m 2 M i l l . Rubel zu kür-

zen. 497

5 1 9 A m 30 . November bestätigte das Politbüro des Z K der KPR(B) den Beschluß

des Orgbüros des Z K v o m 20 . November , die Plenar tagung des Z K z u m

15. Dezember einzuberufen. 497

5 2 0 Gemeint ist der Artikel „Gespräch mit A. W . Peschechonow".

„Poslednije Nowosü" (Letzte Neuigkeiten) - Tageszei tung der weißgardi -

stischen Emigranten, O r g a n der konterrevolut ionären Kadettenpartei , erschien

von 1920 bis 1940 in Paris. 497



658 Anmerkungen

521 Adoratski, W. W. - bedeutender marxistischer Wissenschaftler und Propagan-
dist; er bereitete damals im Auftrage Lenins einen Sammelband mit ausge-
wählten Briefen von Marx und Engels zum Drude vor. 498

522 F. Engels, „Politisches Vermächtnis (Aus unveröffentlichten Briefen)". Moskau
1923, russ. Im Zentralen Parteiarchiv des Instituts für Marxismus-Leninismus
beim Z K der KPdSU befindet sich ein Exemplar dieses Buches aus der Biblio-
thek W. I. Lenins mit einer Bemerkung von ihm für die Bibliothekarin: „Im
Regal aufbewahren. 30. XI. 1922. Lenin". („Die Bibliothek W . I. Lenins im
Kreml", Moskau 1961, S. 56, russ.) 498

523 Syrzom, S. I. - Mitarbeiter im Apparat des ZK der KPR(B). 498
524 Knipowitsdi, N. M. - Zoologieprofessor, Leiter einer Expedition, deren Haupt -

aufgabe die Erforschung des Asow-Schwarzmeer-Beckens war mit dem Ziel,
die dortige Fischereiwirtschaft wiederherzustellen. 498

525 Offenbar handelt es sich um den Artikel „Die .Spezialisten' (Versuch einer
statistischen Untersuchung)" von F. Kin (Frumkin), der am 3. September 1922
in der „Prawda" Nr . 197 erschienen war . 499

526 Siehe W . I. Lenin, Werke, Bd. 3 5 . S. 537/538. 499
527 In dem Brief an A. I. Swiderski, Kollegiumsmitglied des Volkskommissariats

der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion, wurde eine Untersuchung des ungesetz-
lichen Fischfangs im Asowschen Meer und in der Donmündung sowie der
Mißstände in den Handelsbeziehungen mit den Siedlern der Insel Nowaja
Semlja verlangt. Lenin unterschrieb den Brief am 5. Dezember 1922. (Siehe
5. russische Ausgabe der Werke, Bd. 54, S. 316/317.) 499

528 Belenki, A.J. - Mitarbeiter der Staatlichen Politischen Verwaltung (GPU);
war von 1919 bis 1924 für den persönlichen Schutz W. I. Lenins verantwort-
lich. 500

529 Der Stellvertreter des Volkskommissars für Handel und Industrie M. I. Frum-
kin bereitete im Auftrage W . I. Lenins einen Bericht „Kurze Materialien über
die Lage im Außenhandel" vor, den er Lenin am 4. Dezember zustellte. 500

530 Es handelt sich um einen Bericht A. G. Michailowskis über die finanzielle und
ökonomische Lage des Landes und um Thesen des Stellvertreters des Volks-
kommissars für Finanzen A. M. Krasnoschtschokow über die Finanzierung der
Industrie. 500

531 Es handelte sich u m das Gutachten einer Kommission des Rats der Volks-
kommissare über das staatliche Außenhandelsmonopol. W. I. Lenin las es auf-
merksam durch, nahm Abänderungen daran vor und machte verschiedene
Bemerkungen und Anstreichungen. 501

532 N . P. Gorbunow schrieb am 4. Dezember 1922 in sein Notizbuch: „Auf dem
laufenden sein über das Kyschtymer Werk, die wichtigsten Zahlen über die
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Finanzierung der metallurgischen Industrie vorbereiten, dgl. über das Donez-
becken und das Aserbaidshanische Erdölkomitee, mit dem System zur Aus-
wer tung der Materialien der Zählung vertraut machen." (Offenbar ist die
Zählung der Sowjetangestellten in Moskau und Petrograd gemeint, die im
Oktober /November 1922 durchgeführt wurde.) (Siehe „Istoritscheski Archiw",
1961 , Nr . 5, S. 6 1 , russ.)

Nach der Rückkehr in sein Arbeitszimmer diktierte Lenin einen Brief an
1.1. Chodorowski, in dem er um Material über die Patenschaft von städtischen
Zellen der KPR(B) über Dorfzellen und umgekehrt bat. (Siehe 5 . russische
Ausgabe der Werke , Bd. 54 , S. 315/316.) Lenin beabsichtigte, hierüber in sei-
ner Rede auf dem X. Gesamtrussischen Sowjetkongreß zu sprechen. (Siehe
Werke , Bd. 36 , S. 572.) Er behandelte diese Frage dann in seinem Artikel
„Tagebuchblätter". (Siehe Werke , Bd. 3 3 , S. 450 -452 . ) 507

533 In der Unterredung mit A. L. Kolegajew handelte es sich um die Durchfüh-
rung des Beschlusses des Rats der Volkskommissare vom 16. November 1922
zur Frage der Subventionen für die staatlichen Theater . ,501

534 ShuhotD, I. P. - Ingenieur auf dem Gebiet der Energetik. 501
535 Siehe 5 . russische Ausgabe der Werke, Bd. 54, S. 316 (Brief an Litwinow),

und Werke, Bd. 3 3 , S. 432 (Begrüßungsschreiben an den III. Kongreß der
Kommunistischen Jugendinternationale, der vom 4. bis 16. Dezember 1922
in Moskau stattfand). 502

536 Golzman, A . S. - Leiter der Hauptverwal tung Elektroindustrie beim Obersten
Volkswirtschaftsrat. Lamrentjem. P. F. - sein Stellvertreter. 502

537 C. Reyes, „Nuevas y viejas rutas" (Neue und alte Wege) , Buenos Aires 1922.
Das Buch w a r W . I. Lenin aus dem Sekretariat des Exekutivkomitees der Kom-
intern zugeschickt worden. Am 7. Dezember wurde es dorthin zurückge-
schickt, u m die von Lenin angeforderte Übersetzung vornehmen zu lassen.
(Siehe „Die Bibliothek W . I. Lenins im Kreml", Moskau 1961 , S. 665 . russ.)
502

538 Im H a a g fand v o m 10. bis 15 . Dezember 1922 ein internationaler Friedens-
kongreß statt. Lenins „Bemerkungen zu den Aufgaben unserer Delegation im
Haag" siehe Werke, Bd. 33, S. 433-437. 502

539 Nach der Liste gehörten der Delegation an: J. Hais,.Vorsitzender des Ge-
werkschaftsbundes der Tschechoslowakei; Chramosta, Vorsitzender des Ver-
bands der Kommunalarbeiter; Franek, Mitglied des Bauarbeiterverbands;
Richter, Mitglied des Transportarbeiterverbands; Chäbera, Vertreter der Ge-
werkschaft der Gas- und Elektrizitätsarbeiter. Die Delegation übermittelte
W. I. Lenin Grüße von den tschechoslowakischen Arbeitern. 502

640 Popow, P. I. - Leiter der Statistischen Zentralverwaltung. 502
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541 Anzelowitsdi, N. M. - verantwortlicher Mitarbeiter des Gesamtrussischen
Zentralrats der Gewerkschaften. 502

542 In den Briefen, die L. A. Fotijewa a n W . N . Jakowlewa. Kollegiumsmitglied
des Volkskommissariats für Bildungswesen, und an L. B. Kamenew schickte,
wurde u m Informationen ersucht, wieviel Getreide zur Versorgung der Schü-
ler und Lehrer sämtlicher Schulen mit Brot benötigt würde. A n die Stell-
vertreter W . I. Lenins ging folgender Brief: „An Kamenew und Zjurupa.
Wladimir Iljitsch bittet Sie, sich bis Montag (9. Dezember. Die Red.) mit allen
Materialien zur Frage .Wischnewski. Popow' vertraut zu machen, damit am
Montag unter Tei lnahme von Wladimir Iljitsch und Rykow eine Beratung
durchgeführt und unsere Politik gegenüber der Statistischen Zentra lverwal tung
festgelegt werden kann." 503

543 Eiduk, A . W. - Vorsitzender der Kommission für internationale Hilfsaktionen
in Landwirtschaft und Industrie. Domgalemski, W. S. - Volkskommissar für
Post- u n d Fernmeldewesen. 503

544 W . I. Lenin wollte mit N . L. Meschtscherjakow, Kollegiumsmitglied des Volks-
kommissariats für Bildungswesen, -wegen einer W o h n u n g für den Augenarzt
Prof. M. I. Awerbach sprechen. 503

545 Siehe W . I. Lenin, Werke, Bd. 33 , S. 438/439. 503
546 In der Sitzung des Politbüros des Z K der KPR(B) a m 7. Dezember 1922 stan-

den 18 Fragen zu r Beratung: die N o t e zu r Frage der Meerengen, die Arbeit
der Moskauer Abrüstungskonferenz, ein Bericht der Kommission für Staat-
liche Versorgung, der Getreideexport, der Landwirtschaftskredit, der Lohnfonds
für Dezember 1922, die Berichte auf dem X. Gesamtrussischen Sowjetkongreß,
die Angelegenheit des ZK-Mitglieds der Menschewiki N . A. Roshkow u. a. 503

547 An diesem T a g schickte L. A. Fotijewa folgende Notiz an A. M. Nasaretjan :
„Wladimir Iljitsch empfiehlt, die vier Vorschläge Unschlichts zur Frage der Er-
teilung von Manda ten an Personen, die des Landes verwiesen werden, anzu-
nehmen." De r stellvertretende Vorsitzende der Staatlichen Politischen Ver -
wal tung (GPU) J. S. Unschlicht hat te vorgeschlagen, den Volkskommissariaten
zu verbieten, ausgewiesenen Personen Manda te zu erteilen. 504

548 W . I. Lenin bat W . N . Jakowlewa, ihn über die Arbeit der Kommission zu
unterrichten, die a m Morgen des 7. Dezember auf seinen Vorschlag v o m Polit-
büro ernannt worden war , u m die Berechnungen für die vollständige Versor-
gung der Schüler und Lehrer sämtlicher Schulen mit Brot vorzubereiten. (Siehe
den vorliegenden Band, S. 452.) 504

549 V o r der Abfahr t nach Gorki hinterließ W . I. Lenin noch eine schriftliche An-
weisung für N . P . Gorbunow und L. A . Fotijewa darüber, wie man ihn über die
aus dem Z K der KPR(B) für ihn eingehenden Dokumente informieren solle.
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(Siehe 5. russische Ausgabe der Werke , Bd. 54, S. 318.) W . I. Lenin beauftragte
die Sekretäre, seine Vorschläge über die Arbeitsteilung zwischen den Stellver-
tretern des Vorsitzenden des Rats der Volkskommissare und des Rats für Arbeit
und Verteidigung vom 4. Dezember an A. D . Zjurupa und A. I. Rykow zu
schicken. (Siehe den vorliegenden Band, S. 451/452.) 504

550 Es handelt sich u m das Protokoll der Sitzung des Politbüros vom 7. Dezember
1922. Das Politbüro hatte, nachdem Lenin die Sitzung verlassen hatte, Be-
schlüsse angenommen, mit denen Lenin nicht einverstanden war . 504

551 W . I. Lenin diktierte M. A. Woloditschewa einen Brief an J. W . Stalin, in dem
er gegen den Beschluß des Politbüros über N . A. Roshkow protestierte und be -
antragte, diese Frage im Plenum des Z K der KPR(B) zu behandeln. Außerdem
ging es in dem Brief um die Arbeit S. A. Losowskis in der Roten Gewerkschafts-
internationale. (Siehe W . I. Lenin, 5. russische Ausgabe der Werke, Bd. 54 ,
S. 320/321.) 504

552 In dem Telegramm bat die sowjetische Delegation um die Erlaubnis, auf der
Lausanner Konferenz zu Fragen des Nahen Ostens das Einverständnis der So-
wjetregierung mit der Einberufung einer Konferenz der Schwarzmeerstaaten zu
erklären, auf der über die Gewährleistung der Sicherheit der Schiffahrt auf dem
Schwarzen Meer beraten werden sollte. 504

553 Siehe W . I. Lenin, Werke, Bd. 3 3 , S. 440 . 504
554 Siehe den vorliegenden Band, S. 453 . 504
555 Die Plenartagung des Z K der KPR(B) wurde vom 15. auf den 17. Dezember

1922 verschoben. 504
556 Gemeint sind offenbar W . I. Lenins Vorschläge über die Arbeitsteilung zwi-

schen den Stellvertretern des Vorsitzenden des Rats der Volkskommissare und
des Rats für Arbeit und Verteidigung (siehe den vorliegenden Band, S. 451/452)
und das Schreiben über die Arbeitsordnung der Stellvertreter und des Vorsi t-
zenden des Rats der Volkskommissare (ebenda, S. 454/455) . 505

557 Gemeint ist W . I. Lenins Brief an Constantino Lazzari (siehe 5. russische Aus-
gäbe der Werke, Bd. 54 , S. 322/323) , der von B . Souvarine. einem Delegierten
des IV. Kominternkongresses, übersetzt wurde. 505

558 Siehe W . I. Lenin. Werke , Bd. 3 3 , S. 3 2 1 - 3 2 9 . 505
559 Es handelt sich u m die Stellungnahme des Politbüros zu einem Telegramm vom

7. Dezember 1922 über das Urteil im Prozeß gegen die Sozialrevolutionäre in
Baku. W . I. Lenin stimmte mit „dafür". Am 14. Dezember beschloß das Polit-
büro, keine Einwände zu erheben. 505

560 Den Brief W . I. Lenins an M. I. Frumkin siehe 5. russische Ausgabe der Werke ,
Bd. 54, S. 322. Frumkins Stellungnahme zu den Thesen der Kommission des
Rats der Volkskommissare zur Überprüfung der Handelsvertretungen der-
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RSFSR im Ausland ging a m 1 1 . Dezember 1922 ein und wurde W . I. Lenin am
13. Dezember übermittelt. 505

561 Unter Nr . 8605 ist im Postausgangsbuch W . I. Lenins Brief an M. I. Frumkin
registriert, unter Nr . 8606 der Auftrag an N . P. Gorbunow, für Lenin zum
Dienstag (dem 12. Dezember) die Korrekturbogen des Sammelbandes „Auf
neuen Wegen. Ergebnisse der Neuen ökonomischen Politik 1921/1922. Arbei-
ten unter der Redaktion einer Kommission des Rats für Arbeit und Verteidi-
gung". Verlag des Rats für Arbeit und Verteidigung, Moskau 1923 (Heft II.
Finanzen, Hef t III . Industrie), bereitzulegen. 505

562 F. E. Dzierzynski informierte W. I. Lenin über die Ergebnisse der Reise der
Politbürokommission, die zur Untersuchung des Konflikts zwischen dem T r a n s -
kaukasischen Regionalkomitee und der Gruppe Mdiwani nach Georgien ent-
sandt worden war . Dieses Gespräch erwähnt W . I. Lenin a m 24. Januar 1923.
(Siehe den vorliegenden Band, S. 513 und Anm. 502.) 506

563 Stomonfakom, B . S. - Leiter der Handelsvertretung der RSFSR in Berlin. 506
564 Siehe Anm. 479. 506
565 In diesem Brief protestiert W . I. Lenin erneut gegen den Beschluß des Polit-

büros vom 7. Dezember 1922, der es dem Menschewiken N . A. Roshkow ge-
stattete, weiterhin in Moskau zu wohnen. Siehe auch Anm. 551 und 5 7 1 . 507

566 In diesen Briefen tejlte W . I. Lenin mit, daß er an der bevorstehenden Plenar-
tagung des Z K nicht teilnehmen könne; gleichzeitig äußerte er seine Gedanken
darüber, wie seine Stellung zur Frage des Außenhandelsmonopols auf dem Ple-
n u m verteidigt werden müsse, und unterstrich die Unzulässigkeit irgendwelcher

. Schwankungen in dieser Frage. 507
567 Siehe den vorliegenden Band, S. 456 /457 . 507
568 Siehe W . I. Lenin, Werke, Bd. 3 3 , S. 4 4 1 - 4 4 5 . 507
569 Jaroslamski, J. M. - Vorsitzender der Kommission des Rats der Volkskommis-

sare zur Überprüfung der Handelsvertretungen der RSFSR im Ausland. 507
570 In dem Schreiben bat W . I. Lenin Awanessow, sich mit seinem Brief über das

Außenhandelsmonopol, der für die Plenartagung des Z K der KPR(B) bestimmt
war , vertraut zu machen und ihm Ergänzungen bzw. Vorschläge zu schicken.
(Siehe 5. russische Ausgabe der Werke , Bd. 54 , S. 325.) 507

571 A m 14. Dezember 1922 hob das Politbüro seinen Beschluß v o m 7. Dezember
auf und beschloß, Roshkow nach Pskow auszuweisen mit der Maßgabe , daß er
mit der sofortigen Ausweisung aus Sowjetrußland zu rechnen habe, wenn er
sich antisowjetischer Handlungen schuldig mache. 507

572 Gemeint ist der Brief W . I. Lenins über das Außenhandelsmonopol für die
Plenartagung des Z K der KPR(B) a m 18. Dezember 1922. (Siehe Werke,
Bd. 33. S. 441-445.) 508



Anmerkungen 663

573 In dem Brief gibt W . I. Lenin der Hoffnung Ausdruck, daß das Plenum die
Unantas tbarkei t des Außenhandelsmonopols bestätigen werde , da ein Teil
derer, die auf dem Oktoberp lenum gegen das Monopol gestimmt hat ten, in-
zwischen einen richtigen Standpunkt einnehme. (Siehe 5. russische Ausgabe der .
Werke , Bd. 54 , S. 325/326. ) 508

574 Siehe W . I. Lenin, Werke , Bd. 3 3 , S. 446 . 509
575 In dem Brief betonte W . I. Lenin die Notwendigkei t , die Frage des Außen-

handelsmonopols auf der Plenar tagung des Z K zu erörtern u n d sie auch auf
dem nächsten Partei tag zu behandeln. (Siehe 5. russische Ausgabe der Werke ,
Bd. 54 , S. 325/326.) 509

676 In der Nacht z u m 16. Dezember hat te sich der Gesundheitszustand W . I. Le-
nins s tark verschlechtert, es t r a t eine Lähmung des rechten A r m s u n d des rech-
ten Beines ein, die später wieder zurückging.

Koshemnikom, A . M. - Neuropa thologe , einer der Ärzte W . I. Lenins. 509
577 In diesem Brief äußer te W . I. Lenin seine Gedanken über die Vertei lung der

Aufgaben zwischen den Stellvertretern des Vors i tzenden des Rats der Volks -
kommissare u n d des Rats für Arbeit u n d Verteidigung sowie über die N o t w e n -
digkeit, jedes Gespräch mit Besuchern in einer kurzen Not iz festzuhalten.
(Siehe 5 . russische Ausgabe der Werke , Bd. 54 , S. 327.) 509

578 Pakaln. P. P. - verantwortl ich für den persönlichen Schutz W . I. Lenins in
Gorki. 509

579 Foerster, Otfried - bekannter deutscher Neuropa tho loge ; w u r d e im Z u s a m -
menhang mit Lenins Krankheit konsultiert und leitete von M a i 1922 bis Ma i
1923 die ärztliche Betreuung. 509

580 £ ) i e Plenar tagung des Z K der KPR(B) a m 18. Dezember unterstützte die V o r -
schläge W . I. Lenins und bestätigte die Unantas tbarke i t des staatlichen Außen -
handelsmonopols . Die Plenartagung faßte einen besonderen Beschluß, W . I. Le-
nin nach Absprache mit den Ärzten die Resolution u n d einen Bericht über das
Plenum zu übermitteln. 510

581 In der Nach t z u m 2 3 . Dezember t ra t bei W . I. Lenin erneut eine Lähmung des
rechten Arms u n d des rechten Beines ein. 510

532 D e n Brief an den Partei tag diktierte W . I. Lenin a m 23 . , 24. , 25 . , 26 . , 29 . D e -
zember 1922 und am 4. Januar 1923. (Siehe Werke, Bd. 36. S. 577-582. 588/
589.) 510

583 Z u dieser Zei t tagte der X. Gesamtrussische Sowjetkongreß ( 2 3 . - 2 7 . Dezember
1922). 510

584 Hierzu schrieb M . A. Wolodi tschewa später, im Jahre 1 9 2 9 : „Alle Artikel und
Dokumente , die W . I. Lenin von Dezember 1922 (nach dem 20.) bis Anfang
M ä r z 1923 diktierte, wurden auf seinen Wunsch in fünf Exemplaren abge-
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schrieben; ein Exemplar bat er, für ihn zu behalten, drei Exemplare Nadeshda
Konstantinowna zu geben und eins in seinem Sekretariat aufzubewahren
(streng vertraulich). Das für die .Prawda' bestimmte, mit allen endgültigen
Korrekturen und Änderungen abgeschriebene Exemplar sah W . I. Lenin durch,
bevor es Maria Iljinitschna für die .Prawda' übergeben wurde. Die Korrekturen
wurden auch auf die drei Kopien für Nadeshda Konstantinowna übertragen.
Die Kopien der ursprünglichen Dokumente verbrannte ich. Auf den versiegel-
ten Umschlägen, in denen die Kopien der Dokumente auf Wunsch W . I. Lenins
aufbewahrt wurden, bat er zu vermerken, daß nur er, und nach seinem Tode
Nadeshda Konstantinowna, sie öffnen dürfe. Die Wor te .nach seinem Tode '
schrieb ich nicht auf die Umschläge. Die Exemplare für W . I. Lenin wurden in
eine Mappe getan und zur bequemeren Benutzung mit einer Schnur an der-
selben befestigt." 511

585 B. W . Titlinow, „Neue Kirche", Petrograd-Moskau 1923. Nach dem Vermerk
über das Buch Titlinows schrieb die Bibliothekarin Seh. M. Manutscharjanz in
das Ausleihbuch: „Im Januar forderte Nadeshda Konstantinowna für Wladimir
Iljitsch Literatur über das Genossenschaftswesen an. Chintschuk schickte folgen-
des: 1. Meschtscherjakow. Genossenschaften und Sozialismus; 2. Staudinger.
Marxismus und Konsumgenossenschaften; 3 . Sassen. Die Entwicklung der Ge-
nossenschaftstheorie im Zeitalter des Kapitalismus; 4. Staudinger. Von Schulze-
Delitzsch bis Kreuznach; 5. Tschajanow. Grundgedanken und Organisations-
formen der bäuerlichen Genossenschaften; 6. Tugan-Baranowski. Die sozialen
Grundlagen der Genossenschaften; 7. Prokopowitsch. Die Genossenschafts-
bewegung in Rußland, ihre Theorie und Praxis." 511

586 Es handelt sich um Lenins Artikel „Über unsere Revolution (Aus Anlaß der
Aufzeichnungen N . Suchanows)". (Siehe Werke, Bd. 33 , S. 462-467 . ) 511

587 Siehe W . I. Lenin. Werke. Bd. 3 3 . S. 4 6 8 - 4 7 3 . Die erste Variante siehe im
vorliegenden Band, S. 4 5 7 - 4 6 5 . 512

588 Chlopljankin, M. I. - Kollegiumsmitglied des Volkskommissariats für Arbeit.
512

589 Am nächsten Tag, dem 2 1 . Januar, forderte M. A. Woloditschewa folgende
Zeitschriften für W . I. Lenin a n : „Sozialistitscheski Westnik" Nr . 1, „Sowre-
mennyje Sapiski" Heft XIII und „Sarja" Nr . 9 - 1 0 . 512

590 Der Bericht der Kommission F. E. Dzierzynskis wurde in der Sitzung des Polit-
büros des ZK der KPR(B) vom 25. Januar 1923 erörtert. Die Vorschläge der
Kommission wurden bestätigt. 513

591 Gemeint sind die Bücher: P. M. Kershenzew, „Organisationsprinzipien", Petro-
grad 1922; O. A. Jermanski, „Wissenschaftliche Betriebsorganisation und Tay-
lorsystem", Moskau 1922. Diese Bücher werden in W. I. Lenins Artikel „Lieber
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weniger, aber besser" erwähnt. (Siehe Werke, Bd. 33, S. 474-490.) Zu Jerman-
skis Buch siehe auch die unvollendete Rezension W. I. Lenins „Ein Löffel Teer
in einem Faß voll Honig" (Werke, Bd. 33, S. 354/355). 514

592 Reske. N. A. - Kollegiumsmitglied des Volkskommissariats der Arbei ter -und-
Bauern-Inspekt ion. 514

593 Es handel t sich u m die Materialien der Kommission Dzierzynskis zur georgi-
schen Frage. 515

594 V o n L. A . Fotijewa wurden folgende Hinweise W . I. Lenins not ie r t : „ 1 . W o r -
aufhin war f m a n dem alten Z K der KP Georgiens Abweichungen vor? 2 . W a s
w u r d e ihnen als Ver le tzung der Parteidisziplin angerechnet? 3 . Woraufh in wirf t
m a n dem Transkaukasischen Regionalkomitee Unterdrückung des Z K der KP
Georgiens vor? 4 . Physische Mittel der Unterdrückung (.Biomechanik'). 5 . Die
Linie des Z K (der KPR(B). Die Red.) in Abwesenhei t Wlad imi r Iljitschs und
bei seiner Anwesenhei t . 6. D a s Verhal ten der Kommission. H a t sie nu r die Be-
schuldigungen gegen das Z K der K P Georgiens oder auch die gegen das T r a n s -
kaukasische Regionalkomitee untersucht? H a t sie auch den Fall der .Biomecha-
nik' untersucht? 7. D ie gegenwärt ige Lage (Wahlkampagne , Menschewiki.
Unterdrückung, nat ionaler Hade r ) . " (Institut für Marxismus-Leninismus beim
Z K der KPdSU, Zentra les Parteiarchiv.) 515

595 Siehe Werke, Bd. 33, S. 474-490. 515
596 An diesem Tag bat W. I. Lenin über N . K. Krupskaja, bei M. P. Pawlowitsch

folgende Bücher zu besorgen: A. J. Chodorow. „Der Weltimperialismus und
China (Versuch einer politisch-ökonomischen Analyse)", Shanghai 1922, und
M. P. Pawlowitsch, „Sowjetrußland und das imperialistische Japan". Abends
erhielt W. I. Lenin diese Bücher zusammen mit L. M. Chintschuks Buch „Der
Zentralverband der Konsumgenossenschaften unter den Bedingungen der
Neuen ökonomischen Politik", Moskau 1922. 515

597 Gemeint ist die Zählung der Sowjetangestellten, die im Oktober/November
1922 in Moskau und Petrograd durchgeführt wurde. 518

598 Gemeint ist die Arbeit „Die proletarische Revolution und der Renegat Kautsky".
(Siehe Werke, Bd. 28, S. 225-327.) 520

599 Es handelt sich um folgende Notiz, die W. I. Lenin wahrscheinlich am 27. oder
28. Dezember 1922 diktiert hatte:

„Merkzettel:
In dem Brief über die Erhöhung der Zahl der ZK-Mitglieder steht nichts

über die Beziehung der Mitglieder des erweiterten Zentralkomitees zur Arbei-
ter-und-Bauern-Inspektion.

Vorgemerkte Themen:
1. Über den Zentralverband der Konsumgenossenschaften und seine Bedeu-

tung vom Standpunkt der NÖP.

42a Lenin. Ergänzungsband
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2. Über das Verhältnis zwischen dem Hauptausschuß für technische Berufs-
ausbildung und der allgemeinen Bildungsarbeit im Volk.

3. Über die nationale Frage und über den Internationalismus (im Zusam-
menhang mit dem jüngsten Konflikt in der georgischen Partei).

4. Über das neue, 1922 erschienene Buch zur Statistik der Volksbildung."
521

600 Die Aufstellung enthält folgende Bücher: W . S. Roshizyn, „Neue Wissenschaft
und Marxismus", Charkow 1922; S. J. Semkowski, „Marxismus als Unterrichts-
fach. Referat auf der Gesamtukrainischen pädagogischen Konferenz (Juli
1922)", Charkow 1922; M. Alski, „Unsere Finanzen zur Zeit des Bürgerkrieges
und der N Ö P " , Moskau 1923 ; S. N . Falkner, „Ein Wendepunkt in der Ent-
wicklung der Weltindustriekrise", Moskau 1922 ; G. Zyperowitsch, „Aus eige-
ner Kraft! (Ergebnisse des Wirtschaftsaufbaus in 5 Jahren)", Petrograd 1922;
L. Axelrod (Orthodox), „Gegen den Idealismus. Kritik an einigen idealistischen
Strömungen des philosophischen Denkens. Sammlung von Artikeln", M o s k a u -
Petrograd 1922; A. Drews, „Die Christusmythe", Moskau 1923 ; P . G. Kur-
Iow, „Das Ende des russischen Zarismus. Erinnerungen des ehemaligen Kom-
mandeurs eines Gendarmeriekorps", Moskau-Petrograd 1920; S. I. Kanatschi-
kow, „Zu Tagesproblemen (Blätter der proletarischen Ideologie)", Petrograd
1923 ; I. A. Modsalewski, „Proletarische Mythenbildung (Über ideologische
Abweichungen in der proletarischen Dichtung der Gegenwart)", Semipalatinsk
1922. u. a. 522

601 Von L. A. Fotijewa wurde folgendes notiert: „Anweisungen Wladimir Iljitschs:
Solz (Solz. A. A. - Mitglied des Präsidiums der ZKK der KPR(B). Die Red.)
andeuten, daß er (W. I. Lenin. Die Red.) auf der Seite des Gekränkten steht.
Irgend jemandem von den Gekränkten zu verstehen geben, daß er auf ihrer
Seite ist.

3 Momente : l . M a n darf sich nicht schlagen. 2. Man muß Zugeständnisse
machen. 3 . Man darf einen großen Staat nicht mit einem kleinen vergleichen.

Wußte Stalin davon? W a r u m reagierte er nicht?
Die Bezeichnung .Abweichler' für die Abweichung zum Chauvinismus und

Menschewismus beweist dieselbe Abweichung bei den Großmachtchauvinisten.
Man soll die veröffentlichten Materialien für Wladimir Iljitsch zusammen-

stellen.".
V o m 15. Februar bis 4. März sind in dem Tagebuch keine Aufzeichnungen

enthalten. 523
602 In dem Brief bat W . I. Lenin Trotzki, auf dem Plenum des Z K der Partei die

Verteidigung der „georgischen Angelegenheit" zu übernehmen. (Siehe 5. rus-
sische Ausgabe der Werke, Bd. 54 , S. 329.) Trotzki antwortete, daß er krank-
heitshalber eine solche Verpflichtung nicht übernehmen könne. 523
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603 Gemeint ist der Brief an J. W. Stalin (mit Kopien für L. B. Kamenew und G. J.
Sinowjew), den W . I. Lenin diktierte, nachdem er von einem groben Ausfall
Stalins gegenüber N . K. Krupskaja erfahren hatte. (Siehe 5. russische Ausgabe
der Werke, Bd. 54, S. 329/330.) Stalin, der durch den Beschluß des ZK-Plenums
vom 18. Dezember 1922 persönlich für die Einhaltung des von den Ärzten für
Lenin festgesetzten Regimes verantwortlich gemacht worden war, hatte N. K.
Krupskaja beschimpft, weil sie am 2 1 . Dezember, angeblich entgegen dem Ver-
bot der Ärzte, nach dem Diktat Lenins einen Brief geschrieben habe (in Wirk-
lichkeit hatte Nadeshda Konstantinowna ihn mit Erlaubnis der Ärzte geschrie-
ben), und ihr mit der Kontrollkommission gedroht. W. I. Lenin verlangte von
Stalin, er solle sich entschuldigen, da er andernfalls die Beziehungen zu ihm
abbrechen würde. Stalin entschuldigte sich, wie M. I. Uljanowa später schrieb.
523

604 In dem Brief teilte W . I. Lenin mit, daß er ein Schreiben und eine Rede zur
georgischen Frage vorbereite. (Siehe 5. russische Ausgabe der Werke, Bd. 54 ,
S. 330.) 524

605 pjier brechen die Aufzeichnungen ab.
De r Text a b : „Nadeshda Konstant inowna b a t . . ." ist im Tagebuch steno-

grafiert. Am 14. Juli 1956 wurde diese Eintragung von M. A. Woloditschewa
entziffert. 524
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